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MARxISMuS, MIgRATIon und
REVoluTIonäRE InTEgRATIon

Thesen zu Rassismus, Migration, der Lage der MigrantInnen in Österreich
und der Strategie der revolutionären Integration

Von Michael Pröbsting

Die folgenden Thesen haben zum Ziel, die Frage des Ras-
sismus und der Migration, der Lage der MigrantInnen 
sowie der revolutionären Strategie im Kampf für ihre 

vollständige Gleichberechtigung, von einem marxistischen 
Standpunkt her zu analysieren und daraus die für das revolu-
tionäre Programm notwendigen Schlußfolgerungen abzuleiten.
Die Thesen sind das Resultat unserer theoretischen und prak-
tischen Arbeit in den letzten 20 Jahren. Für unsere Organisation, 
die Liga der Sozialistischen Revolution (LSR) – bis 2007 hießen wir 
ArbeiterInnenstandpunkt (ASt) – nahm die Arbeit unter dem mi-
grantischen Teil der ArbeiterInnenklasse immer einen wichti-
gen Stellenwert ein. Anfang der 1990er begannen wir in Wien, 
vor allem aber in Salzburg, im Rahmen des Kampfes gegen den 
Rassismus eine systematische Arbeit unter MigrantInnen und 
konnten dabei wichtige Erfahrungen sammeln. Wir beteiligten 
uns an zahlreichen Mobilisierungen und arbeiteten mit verschie-
denen türkisch/kurdischen MigrantInnenorganisationen zusam-
men. Ein praktisches Ergebnis war das gemeinsame Antreten mit 
einigen dieser MigrantInnenorganisationen bei den AK-Wahlen 
in Salzburg 1994 im Rahmen der Liste ‘Solidarität’.
Lenin notierte einmal bei seinen Studien zu Hegels ‚Wissenschaft 
der Logik‘: „Von der lebendigen Anschauung zum abstrakten Denken 
und von diesem zur Praxis – das ist der dialektische Weg der Erkennt-
nis der Wahrheit, der Erkenntnis der objektiven Realität.“ 1 In diesem 
Sinne achteten wir darauf, daß wir nicht nur praktische Arbeit 
gegen Rassismus leisteten, sondern auch auf theoretischer und 
programmatischer Ebene Antworten entwickelten.
Ein wichtiges theoretisches Resultat der Arbeit unserer Organi-
sation in dieser Zeit war die Broschüre „Klassenkampf dem Rassis-
mus. Thesen zum Rassismus gegenüber ArbeitsimmigrantInnen in Ös-
terreich“, die der ASt im Herbst 1991 veröffentlichte. Darin legten 
wir die Grundlagen einer marxistischen Analyse dieser Frage 
dar. Wir leiteten Migration und Rassismus als eine unausweichli-
che Folgeerscheinung der der imperialistischen Weltordnung 
innewohnenden Widersprüche ab. Wir führten die sozialchau-
vinistische, sich gegen die Gleichberechtigung der MigrantInnen 
richtende Politik der reformistischen Organisationen (SPÖ- und 
ÖGB-Bürokratie u.a.) auf ihre enge, strukturelle Verbundenheit 
mit dem Kapital und dem bürgerlichen Staat zurück. Und wir 
legten die Eckpfeiler einer revolutionären, sozialistischen Ant-
wort dar, die die Interessen der gesamten ArbeiterInnenklasse 
– egal welcher Hautfarbe und Herkunft – zum Ausdruck bringt: 
die Forderungen nach vollständigen Staatsbürgerrechten für 
MigrantInnen, der Abschaffung aller besonderen „Ausländerge-
setze“, gegen Einwanderungsbeschränkungen und für offene 
Grenzen, gegen die Benachteiligung der MigrantInnen bei Löh-
nen, Wohnungen usw. sowie für den gemeinsamen Kampf mit 
den österreichischen ArbeiterInnen.
Weitere wichtige Erfahrungen in der Arbeit mit MigrantInnen 
machten wir bei der Organisierung von Protesten serbischer 
MigrantInnen gegen die chauvinistische Hetzkampagne des 
österreichischen und europäischen Imperialismus 1991, deren 
Höhepunkt eine Demonstration am 18. Juli 1991 in Wien mit 
1.500 TeilnehmerInnen war und bei der unsere Organisation 
auch zwei Redner stellte. Ebenso wichtig war für uns die Teil-

nahme an der internationalen, von Gewerkschaften und sozial-
istischen Organisationen getragene, Kampagne „Workers Aid for 
Bosnia“ (ArbeiterInnehilfe für Bosnien) 1993-95, bei der Hilfs-
güter für die von serbischen und kroatischen Chauvinisten ver-
folgten bosnischen ArbeiterInnen (insbesondere im Raum Tuzla) 
gesammelt wurden.
Schließlich arbeiteten wir 1997/98 mit albanischen MigrantInnen 
zusammen, die sich für den Unabhängigkeitskampf im Kosova 
einsetzten. Auch hier bildete eine Solidaritätskundgebung am 
6. März 1998 am Wiener Heldenplatz mit 2.000 hauptsächlich 
albanischen MigrantInnen den Höhepunkt der Kampagne, wo 
auch ein Vertreter unserer Organisation eine Rede hielt. Dieser 
Zyklus von MigrantInnenmobilisierung begann mit den Balkan-
Kriegen 1991 und endete 1999 mit dem letzten dieser Kriege. In 
dieser Periode waren es v.a. MigrantInnen aus dem ehemaligen 
Jugoslawien, die an diesen politischen Klassenkämpfen teilnah-
men.
Mit dem Beginn des imperialistischen Krieges gegen den Terror 
und dem Überfall auf Afghanistan im November 2001 begann 
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eine neue, bis heute andauernde, Phase von politischen Klas-
senkämpfen, bei denen MigrantInnen einen bedeutenden Teil 
stellten. Im November und Dezember 2001 arbeiteten wir v.a. 
mit moslemischen MigrantInnen aus der Türkei zusammen.
Die Mobilisierungen vor und während des US-imperialistischen 
Angriffs auf den Irak im Herbst 2002 und Frühjahr 2003 stellten 
einen Höhepunkt für den Klassenkampf in Österreich dar (mit 
Großdemonstrationen von 30.000 bzw. 50.000 Menschen am 
15. Februar bzw. 22. März sowie einem SchülerInnenstreik mit 
alleine in Wien 8.000 TeilnehmerInnen am Tag des Beginns des 
Krieges, dem 20. März). Diese Mobilisierungen – und z.T. auch 
die nachfolgenden Anti-Kriegsdemonstrationen in den Jahren 
danach – waren eine wichtige Antriebsfeder für die Politisierung 
und Mobilisierung wichtiger Teile der MigrantInnen (v.a. jener, 
die aus moslemischen Ländern kommen). Sie brachten unsere 
Organisation in eine enge Zusammenarbeit sowohl mit Migran-
tInnenorganisationen, die von älteren MigrantInnen der ersten 
Generation geprägt werden als auch mit migrantischen Jugendli-
chen der 2. Generation.
Weitere wichtige Mobilisierungen – auch für MigrantInnen – 
waren der Schulstreik und die Großdemonstration gegen den 
Besuch des US-Präsidenten Bush in Wien am 21. Juni 2006 und 
– kurz danach – die Kampagne gegen den israelischen Überfall 
auf den Libanon. Auch bei diesen Mobilisierungen spielte unsere 
Organisation eine wichtige Rolle, insbesondere der Schulstreik 
gegen den Bush-Besuch ging auf unsere Initiative zurück. Die 
vorläufig letzten Höhepunkte migrantischer Mobilisierungen 
und unserer Intervention darin stellten die Gaza-Solidaritäts-
demonstrationen im Winter 2008/2009 sowie im Juni 2010 dar. 
2 Bei den meisten dieser Demonstrationen war die LSR bzw. die 
Jugendorganisation REVOLUTION, mit der wir eng zusamme-
narbeiten, mit RednerInnen vertreten. 3

Dieses Jahrzehnt von politischen Klassenkämpfen gegen imperi-
alistische Kriege, bei denen MigrantInnen eine wesentliche Rolle 
spielten, war eine wichtige Quelle für die praktischen und poli-
tischen Erfahrungen der LSR. Ausgestattet mit einer revolution-
ären, internationalistischen Antwort auf die Herausforderungen 
dieser Kämpfe konnten wir durch exemplarische Massenarbeit 
und den Aufbau einer Verankerung v.a. im Jugendbereich in 
Wien nicht nur eine Zusammenarbeit mit verschiedenen Mi-
grantInnenorganisationen herstellen, sondern auch eine Reihe 
von MigrantInnen der 2. Generation – mit Wurzeln im ehemali-
gen Jugoslawien, der Türkei, Polen sowie dem arabischen Raum 
– für die LSR bzw. REVOLUTION gewinnen. Seit 2004/05 haben 
wir einen MigrantInnenanteil von einem bis zwei Fünftel in der 
Mitgliedschaft dieser Organisationen.
Diese wichtige Rolle von MigrantInnen in unserer Organisation 
wirkte sich wiederum sehr positiv auf die Propaganda und die 
theoretische Weiterentwicklung aus. In diesem Sinne sind die 
vorliegenden Thesen ein Resultat von zwei Jahrzehnten revo-
lutionärer Arbeit mit und von MigrantInnen. Unsere eigenen 
Erfahrungen in der MigrantInnenarbeit unterstreichen die Rich-
tigkeit des marxistischen Grundsatzes der notwendigen Einheit 
von Theorie und Praxis, die der marxistische Philosoph Abram 
Deborin in folgenden Worten treffend beschrieb:
„Um die Wirklichkeit umzugestalten, ist es notwendig, daß die Theorie 
selbst Wirklichkeit werde, daß sie aktiv-schöpferische Kraft sei, daß, mit 
einem Wort, die Theorie Praxis werde. Der Marxismus ist eine solche 
von allen anderen abweichenden Theorie, eine philosophische Weltan-
schauung, die die Umkehrung der Praxis zur Theorie und der Theorie 
in die Praxis fordert. Der Marxismus kennt keine Trennung zwischen 
Theorie und Praxis. Die dialektische Einheit von Theorie und Praxis 
erfordert, daß die Theorie praktisch sei und daß die Praxis durch die 
Theorie erklärt, und selbst zur Theorie werde.“ 4

Genau diesen Weg der Einheit von Theorie und Praxis und ihrer 
wechselseitigen Beeinflussung sind wir gegangen und werden 
wir auch weiter gehen. Denn in Anlehnung an Luppols Defini-
tion der Dialektik gilt für uns, daß wirklich marxistisches Wissen 
nur auf der Grundlage des Handelns und wirklich die Gesell-
schaft verändernde Praxis nur auf der Grundlage des Wissens 
Erfolg haben kann. 5

Gerade auch aus diesem Grund sind die Thesen kein abges-

chottetes, ein für alle Mal abgeschlossenes, Werk, sondern sollen 
als Anleitung zum Handeln und somit auch zur Diskussion und 
Kritik gerade auch mit jenen dienen, die wie wir eine Beseitigung 
der Unterdrückung der MigrantInnen anstreben.

* * * * *
Noch eine kurze Bemerkung zur Entstehungsgeschichte dieser 
Thesen. Ein erster Grundentwurf dieses Dokuments wurde Ende 
2005 verfaßt und in unserer Organisation diskutiert. Verschie-
dene Teilbereiche waren jedoch noch nicht vollständig ausgear-
beitet und so konnten die Thesen nicht zum Abschluß gebracht 
werden. Auch wenn wir sie nicht veröffentlichten, so flossen 
doch viele Grundgedanken in die zahlreichen Artikel, die wir 
zum Thema Rassismus und MigrantInnen verfaßten, ein. Ins-
besondere die neue programmatischen Forderungen nach Ab-
schaffung der Staatssprache, dem Recht auf Muttersprache bei 
allen Behörden und in den Ausbildungsstätten und allgemein 
das Konzept der revolutionären Integration wurde Bestandteil 
unseres programmatischen Arsenals. Die LSR nahm diese 
Forderungen in ihr Aktionsprogramm von 2007 auf und die Liga 
der Fünften Internationale (LFI, deren österreichische Sektion die 
LSR ist) beschloß auf ihrem 8. Weltkongreß im Juni 2010 diese 
Losungen im Rahmen ihres neuen Programmatischen Manifestes.
Mittlerweile war jedoch das Zahlenmaterial der ursprünglichen 
Thesen teilweise veraltet, wodurch eine Überarbeitung der Thes-
en notwendig wurde und schließlich zu einem deutlich längeren 
Dokument führtee. Dabei haben wir nicht nur die aktuellen En-
twicklungen auf Faktenebene berücksichtigt, sondern auch ver-
schiedene theoretische Überlegungen ausgebaut und weiterent-
wickelt.

* * * * *
Zum Schluß dieser Einführung in den Hintergrund der poli-
tischen und chronologischen Entstehungsgeschichte der Thesen 
möchte ich noch folgende Anmerkung hinzufügen. Die Abfas-
sung dieses Dokumentes war ein Produkt der intensiven theore-
tischen Befassung mit verschiedenen Bereichen der marxistisch-
en Theorie – insbesondere der Marx’schen Analyse der Ware 
Arbeitskraft, der Beiträge Lenins zur Imperialismus-Theorie und 
der nationalen Frage sowie der Diskussionen der TrotzkistInnen 
zum Befreiungskampf der Schwarzen in den USA. Die marx-
istischen Klassiker – Marx, Engels, Lenin und Trotzki – haben 
zwar verschiedene Beobachtungen und Anmerkungen zur Frage 
der Migration hinterlassen. Aber so eindeutig ihr Bekenntnis 
zum Internationalismus und zum Kampf gegen jede Form der 
Benachteiligung der MigrantInnen war, so haben sie uns doch 
keine ausgearbeitete Theorie zu diesem Thema hinterlassen.
Eine kreative Weiterentwicklung der marxistischen Theorie auf 
diesem Gebiet war und ist daher notwendig. Um einen Beitrag 
dazu zu leisten, waren für mich – neben den oben dargelegten 
Erfahrungen in der praktischen Arbeit der letzten 20 Jahre – auch 
die inhaltliche Diskussion und Auseinandersetzung mit Genoss-
Innen wichtig, die sowohl persönliche Erfahrungen als Migran-
tInnen besitzen als auch einen revolutionären Klassenstandpunkt 
einnehmen. Besonders wertvoll waren und sind für mich hier 
die Erfahrungen und Beiträge von Nina Gunić, Sprecherin der 
LSR. Die Diskussionen mit ihr und ihre Überlegungen, die sich 
auch in einer Reihe von Artikeln in Publikationen der LSR nie-
derschlugen, waren für mich eine entscheidende Bereicherung 
für die theoretische Arbeit über den Befreiungskampf gegen die 
Unterdrückung der MigrantInnen.
Wir hoffen, mit folgenden Thesen einen Beitrag zur Weiterent-
wicklung der marxistischen Position zur Migration und dem 
Kampf für die revolutionäre Integration als Teil der Strategie der 
sozialistischen Revolution leisten zu können.

Michael Pröbsting, Oktober 2010

Anmerkung der Redaktion: Die hier dargelegten Positionen geben den 
Standpunkt der LSR wieder und sind ein Beitrag zum Diskussion-
sprozeß in der Liga für die Fünfte Internationale.

Vorwort



FAREV#6 | Oktober 2010 Seite 5

Die wichtigsten Bestandteile der Analyse und des Pro-
gramms der Liga der Sozialistischen Revolution (LSR) ge-
gen Rassismus und nationale Unterdrückung der Mi-

grantInnen lauten:
1. Migration ist im Zeitalter des Kapitalismus ein „natürli-
ches“, dieser Gesellschaftsformation wesenseigenes Phänomen.
2. Im modernen Kapitalismus – der Epoche des Imperi-
alismus seit Beginn des 20. Jahrhunderts – nimmt die Migration 
die Form der Auswanderung aus den armen, kolonialen, halb-
kolonialen oder schwachen imperialistischen Staaten hin zu den 
reichen imperialistischen Staaten zu.
3. Insbesondere in den letzten Jahrzehnten – seit Beginn 
der krisenhaften Entwicklung des Kapitalismus in den frühen 
1970er Jahren und dann verstärkt mit dem Einsetzen der Global-
isierung – hat die Migration massiv zugenommen.
4. Migration ist ein wesenseigener Bestandteil der Über-
ausbeutung der halb-kolonialen Welt durch das imperialistische 
Monopolkapital. So wie das Monopolkapital aus der halb-ko-
lonialen Welt Extraprofite herauspreßt (über den Kapitalexport 
sowie über den ungleichen Tausch), so findet auch eine Aneig-
nung von Extraprofiten statt durch die Migration. Das imperi-
alistische Kapital zieht Profit daraus, daß es MigrantInnen aus-
beuten kann aufgrund geringerer oder gar keiner Kosten für ihre 
Ausbildung, geringerer oder gar keiner Kosten für ihre Pension, 
durch die Möglichkeit, die MigrantInnen aufgrund ihrer rech-
tloseren, national unterdrückten Stellung als billigere (im Ver-
gleich zu den inländischen) Arbeitskräfte ausbeuten zu können 
usw. Die Überausbeutung der migrantischen Arbeitskraft ist 
eine wichtige Quelle des imperialistischen Extraprofites. Sie ist 
somit auch eine wichtige Quelle für die Festigung der Macht der 
imperialistischen herrschenden Klasse sowie der Bestechung der 
obersten Schichten der ArbeiterInnenklasse – der Arbeiteraris-
tokratie.
5. MigrantInnen in Österreich sind eine national unter-
drückte Schicht von überausgebeuteten Arbeitskräften. Mi-
grantInnen gehören nicht zur herrschenden Staatsnation und 
erfahren daher Benachteiligung bei der Sprache in allen öffentli-
chen Bereichen wie z.B. Behörden, Medien oder Schulen, haben 
geringere demokratische Rechte als ausländische Staatsbürger-
Innen inklusive der Abhängigkeit von Arbeitsbewilligung, dem 
sogenannten „Ausländerbeschäftigungsgesetz“ usw. Auf dieser 
Grundlage ergibt sich für die große Mehrheit der MigrantInnen 
eine bestimmte Stellung in der gesellschaftlichen Stufenleiter 
der kapitalistischen Ordnung: In ihrer großen Mehrheit zählen 
MigrantInnen zu den unteren Schichten der ArbeiterInnenklasse 
und jener kleine Teil von ihnen, der zum Kleinbürgertum zählt, 
gehört in der Regel auch dort zu den ärmsten.
6. Die Formen dieser nationalen Unterdrückung und der 
Überausbeutung stellen sich natürlich nicht für alle Migran-
tInnen im gleichen Maße dar. MigrantInnen der zweiten Gen-
eration erfahren nicht die gleichen Bedingungen wie jene der 
ersten Generation, ausländische StaatsbürgerInnen nicht die 
gleichen wie MigrantInnen mit österreichischer Staatsbürger-
schaft, hochqualifizierte MigrantInnen-Arbeitskräfte nicht die 
gleichen wie jene, die als Hilfsarbeitskräfte beschäftigt sind usw. 
Hinzu kommt noch die Trennung der MigrantInnen in Grup-
pen entsprechend ihrer unterschiedlichen nationalen Herkunft, 
weswegen wir nicht von einer gemeinsamen nationalen Identität 
sprechen können, sondern einer von einer gemeinsamen nega-
tiven nationalen Identität (nämlich daß sie „Nicht-ÖsterreicherIn-
nen“ mit Wurzeln in – im Verhältnis zum Einwanderungsland 
– ärmeren Ländern sind). Aber letztlich verbindet all diese un-
terschiedlichen Teile der MigrantInnen weit mehr als sie trennt 
- nämlich die gesellschaftliche Stellung als Schicht, die in ihrer 
überwiegenden Mehrheit in der einen oder anderen Form na-
tionale Unterdrückung und Überausbeutung erfährt.
7. Nur bedingt gilt, daß ein Mensch mit ausländischen 

Wurzeln automatisch das Schicksal der Mehrzahl der Migran-
tInnen, die das Wesen des MigrantInnen-Sein prägen (nationale 
Unterdrückung, Überausbeutung), teilt. EinwanderInnen aus 
reichen, imperialistischen Staaten werden im Durchschnitt nicht 
überausgebeutet und nehmen oft einen relativ hohen Platz in 
der gesellschaftlichen Stufenleiter der kapitalistischen Ordnung 
ein. Bei deutschen EinwanderInnen kommt noch dazu, daß sie 
keinen sprachlichen Benachteiligungen ausgesetzt sind. Wir be-
trachten diese Gruppe der EinwanderInnen aus reichen, impe-
rialistischen Staaten daher nur als untergeordnete Gruppe der 
MigrantInnen bzw. als eine Schicht, die weniger den sonst zu 
erkennenden Diskriminierungs- und Ausbeutungsmustern aus-
gesetzt ist. Die weitaus größte Gruppe der MigrantInnen sind 
jene, die ihre Wurzeln in den ärmeren, halb-kolonialen Ländern 
haben.
8. In Österreich leben ca. 2 bis 2.2 Millionen MigrantIn-
nen, die ein Viertel der Bevölkerung ausmachen. (die meisten 
offiziellen Statistiken unterschätzen die Zahl der MigrantInnen 
und geben sie mit bloß 1,4-1,5 Millionen an) In Wien stellen Mi-
grantInnen sogar 44% der Bevölkerung. 2/3 von ihnen kommen 
aus dem ehemaligen Jugoslawien, der Türkei oder den osteur-
opäischen EU-Staaten. Ca. 1/5 der EinwanderInnen kommt aus 
reichen, imperialistischen Staaten.
9. MigrantInnen aus den halb-kolonialen Ländern verdi-
enen bedeutend weniger als ihre inländischen KollegInnen (nur 
40% bis 65% des Einkommens von Beschäftigten mit österreichis-
cher Staatsbürgerschaft des gleichen Geschlechts). Ihre Beschäf-
tigungsverhältnisse sind unsicherer und daher sind sie öfters 
von Arbeitslosigkeit betroffen, ihre Wohnungen sind schlechter 
und kleiner und allgemein ist ihr Lebensstandard qualitativ ger-
inger. Hinzu kommt die sprachliche Benachteiligung aufgrund 
der Nichtanerkennung ihrer Muttersprache in allen öffentlichen 
Bereichen, die zu enormen Problemen mit den staatlichen Be-
hörden sowie einer Schlechterstellung bei der Ausbildung führt.
10. Migrantische Frauen und Jugendliche erfahren eine 
zusätzliche Unterdrückung. Migrantinnen sind noch mehr als 
ihre männlichen Kollegen als sehr niedrig bezahlte Hilfsarbe-
itskräfte beschäftigt. Aufgrund der Unterdrückung als Migran-
tInnen sind die patriarchalen Strukturen stärker ausgeprägt und 
migrantische Frauen sind in einem geringeren Ausmaß als ihre 
inländischen Kolleginnen erwerbstätig. Auch migrantische Ju-
gendliche werden in der patriarchalen Familie unterdrückt und 
haben aufgrund der sozialen und sprachlichen Benachteiligung 
ein deutlich schlechteres Bildungsniveau als ihre inländischen 
KollegInnen.

Zusammenfassung

Z u s a m m e n f a s s u n g

Solidarität ist unbesiegbar: Cartoon von Ricardo Levins Morales
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11. Die Ideologie des Rassismus spielt eine wichtige und 
notwendige Rolle zur Aufrechterhaltung und Rechtfertigung der 
nationalen Unterdrückung der MigrantInnen. Es existieren un-
terschiedliche Formen des Rassismus, die die Unterdrückung der 
MigrantInnen mit verschiedenen Lügen zu rechtfertigen suchen: 
i) biologisch-genetische Minderwertigkeit, ii) andere, mit der 
Staatsnation nicht vereinbare kulturelle Werte (der „Krieg der 
Kulturen“), iii) angeblich rückständige, aggressive Religion (z.B. 
unterschiedliche Formen der Islamfeindlichkeit). Diese reaktion-
ären Behauptungen können und werden in der Praxis natürlich 
oft vermischt. Auch bewegt sich der Rassismus auf verschie-
denen Ebenen – Gesetzen, populistische Politik, Konfrontationen 
auf der Straße, etc.
12. Rassistische Politik wird daher nicht nur von der FPÖ 
und dem BZÖ betrieben, auch wenn diese am offensichtlichsten, 
aggressivsten gegen MigrantInnen hetzen. Alle bürgerlichen 
Parteien (also auch ÖVP, SPÖ und Grüne) betreiben und rech-
tfertigen in der einen oder anderen Form die Unterdrückung von 
MigrantInnen.
13. Die weite Verbreitung des Rassismus in der Arbeiter-
Innenklasse hat ihre objektive Grundlage in mehreren Faktoren: 
i) die wirklichen Ursachen für wachsende Arbeitslosigkeit und 
Armut sind nicht spontan erkennbar und können daher von der 
herrschenden Klasse auf die MigrantInnen abgeschoben werden; 
ii) den enormen Extraprofiten, die u.a. auch auf der Überaus-
beutung der MigrantInnen beruhen und von denen bestimmte, 
privilegiertere Teile der inländischen ArbeiterInnenklasse profit-
ieren.
14. Die revolutionäre ArbeiterInnenbewegung – von der 
I. Internationale unter Karl Marx und Friedrich Engels bis zur 
internationalistischen Politik der Linken um Wladimir Iljitsch 
Lenin, Leo Trotzki und Rosa Luxemburg in der II. bzw. der III. 
und IV. Internationale – hat eine lange Tradition des Kampfes 
gegen Rassismus und für die vollständige Gleichberechtigung 
der MigrantInnen. Sie bekämpfte von Anfang an die sozialchau-
vinistischen Tendenzen innerhalb der ArbeiterInnenbewegung.
15. Dieser Kampf gegen den Sozialchauvinismus ist auch 
heute von vorrangiger Bedeutung. Die führenden reformistisch-
en Kräfte (Sozialdemokratie) unterstützen die Benachteiligung 
von MigrantInnen. Auch die meisten zentristischen Organisa-
tionen wie SLP, Funke u.a. machen wesentliche Zugeständnisse 
an den Sozialchauvinismus (so z.B. die Unterstützung für die 
rassistischen Streiks in Großbritannien 2009 gegen die Einstel-
lung migrantischer ArbeiterInnen unter dem reaktionären Motto 
„British Jobs for British Workers“, keine Unterstützung der Politik 
des Rechts auf Muttersprache im öffentlichen Bereich usw.)
16. Der Widerstand gegen den Rassismus und für die voll-
ständige Gleichberechtigung der MigrantInnen kann nur auf der 
Grundlage des konsequenten Internationalismus und der Orien-
tierung auf den gemeinsamen Kampf und die Organisierung der 
gesamten, multinationalen ArbeiterInnenklasse erfolgreich sein.
17. Diese Strategie ist das Konzept der revolutionären In-
tegration. Es beruht auf folgenden Grundsätzen: i) Unser Ziel 
ist die Erringung der internationalen Einheit der ArbeiterInnen-
klasse aller Länder und der internationalistischen Einheit der 
multinationalen ArbeiterInnenklasse in jedem einzelnen Land. 
Diese Einheit kann niemals durch Zwang hergestellt werden, 
sondern ausschließlich auf Grundlage der Freiwilligkeit und 
Gleichberechtigung. Letztlich wollen wir die nationalen Un-
terschiede aufheben und eine neue, sozialistische – eine wahre 
Menschheitskultur schaffen. ii) Diese Einheit erfordert sowohl 
beharrliche Propaganda für den Internationalismus und gegen 
den Rassismus als auch den konsequenten Kampf für vollkom-
mene Gleichberechtigung und volle demokratische Rechte für 
alle MigrantInnen. iii) Diese Einheit kann nur im gemeinsamen 
Klassenkampf, durch den gemeinsamen Klassenkampf und mit-
tels der gemeinsamen Organisierung geschaffen werden. Sie muß 
als ein Prozeß verstanden werden, als ein langfristiges Ziel.
18. Revolutionäre Integration bedeutet nicht Assimilation, 
erzwungene Anpassung mit Hilfe staatlicher Zwangsmethoden. 
Sie bedeutet auch nicht multikulturelles, voneinander separiertes 
Nebeneinanderleben der verschiedenen Nationen. Sie bedeutet 

Kampf für die vollständige Gleichberechtigung der nationalen 
Gruppen, ihrer Sprache usw. und auf Basis dieses Kampfes ein 
freiwilliges, längerfristiges Zusammenwachsen von unten.
19. Da der Rassismus und die nationale Unterdrückung der 
MigrantInnen ein notwendiger Bestandteil des Kapitalismus ist, 
können diese nicht beseitigt werden, solange der Kapitalismus 
nicht durch eine sozialistische Revolution der in ihrem Charakter 
multinationalen ArbeiterInnenkasse gestürzt wird und alle Rest-
elemente jeglicher Unterdrückung mit dem Aufbau eines neues 
sozialistischen Systems kontinuierlich absterben. Dies wiederum 
setzt den Aufbau einer in der ArbeiterInnenklasse verankerten 
revolutionären Partei und der Fünften Internationale voraus.
20. Die LSR vertritt daher ein sozialistisches Programm 
gegen die Unterdrückung der MigrantInnen, das folgende 
Forderungen beinhaltet:
* Volle Staatsbürgerrechte für alle MigrantInnen – unabhängig 
davon, welchen Paß sie besitzen und ob sie EU-BürgerInnen sind 
oder nicht. (inklusive dem aktiven und passiven Wahlrecht auf 
allen – kommunal, regional und landesweit – Ebenen)
* Abschaffung aller Sondergesetze für MigrantInnen! Migran-
tInnen müssen gleichberechtigten Zugang haben zu den Ans-
prüchen auf alle Sozialleistungen.
* Sofortige Legalisierung aller illegal in Österreich Lebenden 
sowie die sofortige Freilassung aller Schubhäftlinge! Sofortige 
Abschaffung aller gesetzlichen Paragraphen zum Bleiberecht!
* Für die völlige Legalisierung der migrantischen ArbeiterInnen! 
Die Gewerkschaften müssen eine entschlossene Kampagne zur 
Organisierung der illegal Beschäftigten sowie der MigrantInnen 
im Allgemeinen betreiben. Für gleichen Lohn für gleiche Ar-
beit und für Gleichberechtigung am Arbeitsplatz! Abschaffung 
aller Sondergesetze für MigrantInnen (z.B. Niederlassungs- und 
Aufenthaltsgesetz, Ausländerbeschäftigungsgesetz)!
* Gemeinsamer Kampf des ÖGB mit den Gewerkschaften in 
West- und Osteuropa sowie der Türkei für eine Anhebung der 
Arbeits- und Lebensbedingungen!
* MigrantInnen müssen das Recht auf eigene Treffen in der 
Gewerkschaft und im Betrieb haben. Ebenso sollen MigrantIn-
nen entsprechend ihrem Anteil unter den Beschäftigten direkt 
proportional im Betriebsrat bzw. in den Gewerkschaftsgremien 
vertreten sein.
* Wir kämpfen gegen die sich ausbreitende Hetze gegen mos-
lemische MigrantInnen. Wir treten für das Recht auf freie Reli-
gionsausübung ein. Wir verteidigen daher das Recht von Mos-
lems Moscheen zu bauen. Wir verteidigen auch das Recht von 
moslemischen Frauen, an ihrer Arbeitsstelle und jedem öffentli-
chen Raum eine Verschleierung (Kopftuch bis Burka) zu tragen! 
Genauso sagen wir: Niemand darf gezwungen werden, sich ge-
gen seinen bzw. ihren Willen religiösen Vorschriften (wie z.B. 
das Tragen eines Kopftuches) zu beugen!
* Zerschlagt die faschistischen Organisationen! Verhindert jedes 
öffentliche Auftreten von FaschistInnen! Für den Aufbau von ge-
meinsamen Selbstverteidigungseinheiten der InländerInnen und 
MigrantInnen zum Schutz vor faschistischen und rassistischen 
Angriffen!
* Abschaffung von Deutsch als offizielle Amtssprache! Gleich-
berechtigte Anerkennung zumindest der häufiger verwendeten 
Sprachen der MigrantInnen in allen öffentlichen Institutionen 
(Behörden, im Unterricht in den Schulen und Universitäten usw.)! 
Massive Neueinstellung von MigrantInnen im öffentlichen Di-
enst, als LehrerInnen in Schulen usw.! Kostenlose Angebote für 
Sprachkurse (auch innerhalb der Arbeitszeit) für jede, zumind-
est von einer relevanten Minderheit in Österreich gesprochene 
Sprache auf freiwilliger Basis!
* Weg mit dem neuen Eisernen Vorhang für MigrantInnen an 
den Grenzen Österreichs und der EU! Offene Grenzen für alle! 
21. Der hohe Anteil der MigrantInnen in der ArbeiterIn-
nenklasse sowie ihre besondere Lage auf Grund ihrer Unter-
drückung verleihen ihnen einen wichtigen Stellenwert im Klas-
senkampf und somit im Kampf für die sozialistische Revolution. 
Der Aufbau der revolutionären Partei muß daher notwendiger-
weise ein besonderes Gewicht auf die Organisierung von Mi-
grantInnen legen.

Zusammenfassung



FAREV#6 | Oktober 2010 Seite 7Thesen

„Zu den (…) Besonderheiten des Imperialismus gehört die abnehmende 
Auswanderung aus den imperialistischen Ländern und die zuneh-
mende Einwanderung (Zustrom von Arbeitern und Übersiedlung) in 
diese Länder aus rückständigeren Ländern mit niedrigeren Arbeitslöh-
nen. (…) Der Imperialismus hat die Tendenz, auch unter den Arbeitern 
privilegierte Kategorien auszusondern und sie von der großen Masse 
des Proletariats abzuspalten.“ 6

„Der Sinn, die Stärke und das Wesen des Bolschewismus bestehen 
darin, daß er sich nicht an die Oberschichten der Arbeiterklasse wendet, 
sondern an die unteren Schichten, an die Millionen, an die Unterdrück-
testen der Unterdrückten.“ 7

„Als MigrantIn in Österreich zu leben, heißt vor allem eins: Keinen 
Respekt zu bekommen. Weder für das was man tut, geschweige denn 
für das, was man ist.“ 8

I . MIgratIon und KapItalIsMus

Migration und Rassismus sind im Zeitalter des modernen Kapi-
talismus unverrückbare Bestandteile der bürgerlichen Gesell-
schaft geworden. Sie spielen insbesondere eine zentrale Rolle in 
Ländern wie Österreich, das zu jenen mit dem weltweit höchsten 
Anteil an MigrantInnen zählt. Eine revolutionäre Strategie im 
Kampf gegen den Rassismus und für die gemeinsame Organ-
isierung von heimischen ArbeiterInnen und Jugendlichen und 
MigrantInnen ist daher unabdingbar für den Kampf gegen das 
kapitalistische Ausbeutersystem.
Der Feudalismus im Mittelalter stellte eine weitgehend statische 
Gesellschaft dar, in der die Menschen an ihre unmittelbare Hei-
mat („die Scholle“) gebunden waren und es zu größeren Völk-
erbewegungen höchstes im Gefolge eines Krieges kam. Doch 
die aufkommende kapitalistische Produktionsweise zerschnitt 
die Fesseln der Leibeigenschaft und unterwarf die Völker Eu-
ropas den Gesetzen der kapitalistischen Warenproduktion und 
Konkurrenz. Die Folgen waren massive Wanderbewegungen 
sowohl vom Land in die Städte als auch von einem Staat zu an-
deren. Erst ab dieser Zeit können wir von Migration als einer 
Wanderbewegung von einem Staat in einen anderen sprechen 
und von MigrantInnen als jener Menschengruppen, die in das 

betreffende Zielland einwandert, um dort zu arbeiten und even-
tuell auch zu leben.
Der russische Revolutionär Lenin faßte diesen Sachverhalt 
treffend mit den Worten zusammen: „Der Kapitalismus hat eine 
besondere Art der Völkerwanderung entwickelt.“ 9 Diese ‚Völkerwan-
derung’ liegt in der Natur des Kapitalismus: Damit das Kapital 
sich profitabel verwerten kann, muß es alle und alles in Waren 
verwandeln und auf den freien Markt der Konkurrenz werfen. 
Diese Kommodifizierung (Verwandlung in Waren) betrifft nicht 
nur Güter, Dienstleistungen und Produktionsmitteln, sondern 
auch und insbesondere die Menschen. Von der Profitgier getrie-
ben saugt das Kapital gierig immer neue Menschenmassen auf, 
verwandelt sie in Arbeitskräfte und dreht sie durch den Fleis-
chwolf der kapitalistischen Ausbeutung, um so neuen Mehrw-
ert aus ihnen herauspressen zu können. Der Kapitalismus un-
tergräbt und zerstört unaufhaltsam alle alten Lebensgrundlagen 
und zwingt unzählige Millionen Menschen, sich außerhalb ihres 
Heimatortes Arbeit zu suchen. Deshalb ziehen seit Jahrhunderten 
viele Menschen vom Land in die Stadt und von einem Land zum 
anderen. Vor diesem Hintergrund ergeben sich zahlreiche Span-
nungen und Gegensätze, die die herrschende Klasse ausnützt 
und aufpeitscht, um dadurch die Unterdrückten gespalten und 
damit geschwächt zu halten. Migration und Rassismus sind da-
her keine krankhaften und heilbaren Auswüchse des Kapital-
ismus, die durch Aufklärung und sozialstaatliche Maßnahmen 
überwunden werden können (wie die verschiedenen bürger-
lichen und kleinbürgerlichen Ideologen meinen), sondern eine 
unvermeidliche Konsequenz der Grundlagen des Kapitalismus: 
der stetige und immer schärfer werdende Kampf zwischen den 
KapitalistInnen um Profite und zwischen den kapitalistischen 
Staaten um Macht und Einfluß.
Besondere Bedeutung erlangt die weltweite Migration in der 
Epoche des Monopolkapitalismus, des Imperialismus. 10 Hier 
wird die Migration – nun v.a. von den armen, halb-kolonialen 
oder rückständigeren imperialistischen Ländern – in die reichen, 
imperialistischen Staaten zu einem unausweichlichen Wesens-
merkmal des Systems. Darauf wies auch schon Lenin in seinem 
Buch über den Imperialismus hin:

T h e s e n

Tabelle 1: Netto-Transfer von finanziellen Ressourcen in Entwicklungsländer 
und ehemalige stalinistische Staaten 1995-2008 (in Milliarden US-Dollar) 27

1995 1997 1999 2001 2003 2004 2005 2006 2007 2008
afrika 5.7 –7.0 1.5 –16.8 –19.0 –35.4 –63.9 –87.2 –98.7 -91.4
ost- und
südasien

21.3 –32.1 –139.4 –121.0 –173.5 –181.1 –262.5 –383.6 -518.4 -478.9

West-asien 23.0 12.4 2.7 –29.7 –46.7 –76.9 –145.4 –175.8 -150.0 -259.5
lateinamerika –0.6 23.2 8.9 3.7 –63.2 –84.6 –109.3 –135.4 -103.2 -60.9
Entwicklungs-
länder
insgesamt

49.5 –3.6 –126.2 –163.8 –302.3 –378.0 –581.0 –781.9 -870.3 -890.7

E h e m a l i g e 
stalinistische
staaten

–7.6 1.6 –25.1 –32.9 –38.0 –62.4 –95.7 –117.1 -98.3 -153.0

Entwicklungs-
länder und 
e h e m a l i g e 
stalinistische 
staaten
insgesamt

41.9 -2.0 -151.3 -196.7 -340.3 -440.4 -676.7 -899.0 -968.6 -1043.7
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„Zu den (…) Besonderheiten des Imperialismus gehört die abnehmende 
Auswanderung aus den imperialistischen Ländern und die zuneh-
mende Einwanderung (Zustrom von Arbeitern und Übersiedlung) in 
diese Länder aus rückständigeren Ländern mit niedrigeren Arbeitslöh-
nen.“ 11

Als marxistische RevolutionärInnen sehen wir daher das Phän-
omen der Migration als ein im Kapitalismus naturnotwendiges 
und unvermeidliches Phänomen. Wir sehen das dahinter lieg-
ende Elend und die Entbehrungen, die viele Menschen zur Mi-
gration zwingt und die entwürdigenden Folgewirkungen für 
die Betroffenen. Aber ebenso erkennen wir im Prozeß der Mi-
gration ein enorm fortschrittliches historisches Potential – näm-
lich die Aufbereitung des Bodens für eine Annäherung der ver-
schiedenen Völker und nationalen Kulturen und schließlich die 
Möglichkeit einer Fusion und Entwicklung hin zu einer höheren, 
internationalen, also wahren Menschheitskultur. Natürlich ver-
sucht der Kapitalismus nach Leibeskräften, die Migration für 
die Erhöhung seiner Profite auszunützen. Aber sowenig wie wir 
in der Migration eine Lösung der kapitalistischen Misere in der 
halbkolonialen Welt erblicken, so wenig stellen wir uns gegen 
die Migration und versuchen das Rad der Geschichte zurückzu-
drehen. 12 Statt dessen blicken wir nach vorne und verbinden die 
Frage der Integration mit der Perspektive des Klassenkampfes 
in Österreich und international. Denn der Kampf für die pro-
letarische Weltrevolution und eine sozialistische Zukunft der 
Menschheit frei von jeder Form der Ausbeutung und Herrschaft 
erfordert ein Aufgreifen des fortschrittlichen Potentials in jeder 
gesellschaftlichen Entwicklung und ihre Nutzbarmachung für 
das Schmieden eines internationalistischen Klassenbewußtseins 
und einer Kampfgemeinschaft der in ihrem Charakter multina-
tionalen ArbeiterInnenklasse.
Mit diesem Verständnis, das sowohl den rosaroten Blickwinkel 
des imperialistischen Liberalismus als auch den rückwärtsg-
ewandten Utopismus vermeidet, knüpfen wir an die Tradition 
des Marxismus in der Frage der Migration an, wie sie schon 
Lenin verteidigte:
„Es besteht kein Zweifel, daß nur äußerstes Elend die Menschen ve-
ranlaßt, ihre Heimat zu verlassen, und daß die Kapitalisten die eing-
ewanderten Arbeiter in gewissenloser Weise ausbeuten. Doch nur 
Reaktionäre können vor der fortschrittlichen Bedeutung dieser mod-
ernen Völkerwanderung die Augen verschließen. Eine Erlösung vom 
Joch des Kapitals ohne weitere Entwicklung des Kapitalismus, ohne den 
auf dieser Basis geführten Klassenkampf gibt es nicht und kann es nicht 
geben. Und gerade in diesen Kampf zieht der Kapitalismus die werk-
tätigen Massen der ganzen Welt hinein, indem er die Muffigkeit und 
Zurückgebliebenheit des lokalen Lebens durchbricht, die nationalen 
Schranken und Vorurteile zerstört und Arbeiter aller Länder in den 
großen Fabriken und Gruben Amerikas, Deutschlands usw. mitein-
ander vereinigt.“ 13

II . dIE WachsEndE BEdEutung und dEr 
vErändErtE charaKtEr dEr MIgratIon

In dEr EpochE dEs IMpErIalIsMus

Mit der Entwicklung des Kapitalismus und seiner Umwandlung 
vom freien Konkurrenzkapitalismus in den imperialistischen 
Monopolkapitalismus um 1895-1900 veränderte sich auch Ziel-
richtung und Charakter der Migration. Sieht man vom koloni-
alen Sklavenhandel ab, so bestand ursprünglich der Hauptwan-
derungsstrom von den alten kapitalistischen Staaten Europas in 
die neu entstandenen kapitalistischen Überseestaaten – v.a. die 
USA aber auch Kanada und Australien. Zwischen 1820 und 1914 
migrierten 25.5 Millionen Menschen aus Europa in die USA. 14  
Diese Wanderungsbewegung hatte z.T. dramatische Ausmaße. 
Nach der großen Hungersnot in Irland zwischen 1845 und 1855 
verließen fast zwei Millionen Iren ihre Heimat. Über ein Viertel 
der Bevölkerung Norwegens wanderte im 19. Jahrhundert in die 
USA aus. 15

Aus Österreich-Ungarn wanderten zwischen 1880 und 1914 3.2 
Millionen Menschen in die USA aus, da es dort ein weitaus grö-
ßeres Wirtschaftswachstum gab als hierzulande. Gleichzeitig 

fand auch eine enorme Wanderungsbewegung innerhalb der 
entstehenden kapitalistischen Mächte statt. In Wien, der Haupt-
stadt des Habsburger Reiches, machten 1910 die Tschechen, Un-
garn und anderen nicht-deutsche MigrantInnen aus dem Koloni-
alreich über 35% der EinwohnerInnen aus. 16

Doch im späten 19. Jahrhundert nahm der Wanderungsstrom 
weg aus Europa ab und statt dessen begann eine Einwanderungs-
welle aus Osteuropa und den Kolonien vor allem nach Europa 
bzw. Nordamerika. Im Deutschen Reich zum Beispiel verdrei-
fachte sich alleine zwischen 1890 und 1910 die Zahl der offiziell 
in Deutschland beschäftigten ausländischen Arbeitskräfte auf 1.3 
Millionen Menschen. 17 
Damit verschiebt sich auch der soziale Charakter der Migration: 
Die Migration vor dem Beginn der imperialistischen Epoche zur 
19. Jahrhunderts setzte sich v.a. aus Weißen zusammen, die als 
Siedler aus Europa nach Übersee in ein neu zu kolonialisierendes 
Land gingen und dort guten Aufstiegsmöglichkeiten entgegen 
sahen. Die Migration seit Anbeginn der imperialistischen Epo-
che setzt sich vor allem aus Menschen zusammen, die aus un-
terdrückten, von den imperialistischen Mächten ausgebeuteten 
Ländern und Regionen kommen und die in den Metropolen eine 
besondere Schicht darstellen, die aufgrund ihrer nationalen Her-
kunft und in Hinblick auf ihre nationalen, demokratischen Rech-
te unterdrückt, als billige Arbeitskräfte überausgebeutet und als 
Menschen 2. Klasse systematisch diskriminiert werden. Lenin 
betonte daher völlig zurecht, daß eine solche Überausbeutung 
von MigrantInnen aus den ärmeren Ländern für den Wesens-
merkmalen des Imperialismus zählt: „Gerade für den Imperialis-
mus ist eine solche Ausbeutung der Arbeit schlechter bezahlter Arbeiter 
aus rückständigen Ländern besonders charakteristisch.“ 18

Der Migrationszustrom variierte in den verschiedenen Perioden. 
In der Zwischenkriegszeit, in welcher der Welthandel insgesamt 
zurückgeworfen wurde und der Protektionismus zunahm, sta-
gnierte phasenweise in manchen Ländern auch die Migration. 
Der vergleichsweise verminderte Austausch von Waren ging 
Hand in Hand mit einem geringeren Wanderungsstrom von 
(potentiellen) billigen Arbeitskräften, sprich MigrantInnen. Aber 
zu keinem Zeitpunkt konnte der imperialistische Kapitalismus 
ohne MigrantInnen-Arbeitskräfte auskommen. Auch das Deut-
sche Reich der Nazis bildet hier keine Ausnahme. Am Höhe-
punkt des Krieges, 1944, setzten die Nazis viele Millionen aus-
ländische ZivilarbeiterInnen, Kriegsgefangene und KZ-Häftlinge 
in der Wirtschaft ein. Schätzungen schwanken zwischen 10 und 
15 Millionen. 19 Insgesamt dürfte „rund ein Drittel der gesamten 
Arbeitsplätze vor dem Ausbruch des Krieges gegen Ende des Krieges 
mit Zwangsarbeitern besetzt“ gewesen sein. 20 Ab den 1960er Jahren 
kam es erneut zu einem massiven Anstieg von MigrantInnen in 
den meisten imperialistischen Staaten. 21

III . IMpErIalIsMus und dEr ExtraprofIt 
dEs MonopolKapItals

Bevor wir die Entwicklung der Migration in den letzten Jah-
rzehnten genauer untersuchen, ist es notwendig die grundlegen-
den Ursachen der Migration aus dem armen in die reichen Län-
der auszumachen. Die moderne Migration kann nämlich nicht 
verstanden werden, wenn sie nicht als Betstandteil und unver-
meidliches Ergebnis des Imperialismus begriffen wird.
MarxistInnen verstehen die Epoche des Imperialismus als die 
historisch letzte Phase des Kapitalismus, jene Phase, wo sich 
die Widersprüche und Gegensätze bereits soweit entwickelt 
und zugespitzt haben, sodaß wir vom „sterbender Kapitalismus“, 
der „den Übergang zum Sozialismus“ vorbereitet, sprechen kön-
nen. 22 Die Herausbildung von Monopolen, die zunehmende 
Bedeutung des Kapitalexportes, die Herrschaft der Monopole 
über die nationale und internationale Wirtschaft und die Poli-
tik im Allgemeinen, ihre zunehmende Verschmelzung mit dem 
Staat, die damit einhergehende Herausbildung einiger weniger 
Großmächte, die sich die Welt untereinander in Einflußsphären 
aufteilen und miteinander – ökonomisch, politisch und letztlich 
militärisch – um die Weltherrschaft konkurrieren – das sind die 
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wichtigsten Merkmale der imperialistischen Epoche. Lenin faßte 
in seiner Definition des Imperialismus die Besonderheiten dieser 
Epoche folgendermaßen zusammen:
„1. Konzentration der Produktion und des Kapitals, die eine so hohe 
Entwicklungsstufe erreicht hat, daß sie Monopole schafft, die im 
Wirtschaftsleben die entscheidende Rolle spielen; 2. Verschmelzung des 
Bankkapitals mit dem Industriekapital und Entstehung einer Finanzo-
ligarchie auf der Basis dieses ‚Finanzkapitals‘; 3. der Kapitalexport, zum 
Unterschied vom Warenexport, gewinnt besonders wichtige Bedeutung; 
4. es bilden sich internationale monopolistische Kapitalistenverbände, 
die die Welt unter sich teilen, und 5. die territoriale Aufteilung der Erde 
unter die kapitalistischen Großmächte ist beendet. Der Imperialismus 
ist der Kapitalismus auf jener Entwicklungsstufe, wo die Herrschaft 
der Monopole und des Finanzkapitals sich herausgebildet, der Kapi-
talexport hervorragende Bedeutung gewonnen, die Aufteilung der Welt 
durch die internationalen Trusts begonnen hat und die Aufteilung des 
gesamten Territoriums der Erde durch die größten kapitalistischen 
Länder abgeschlossen ist.“ 23

Eine der wichtigsten Folgeerscheinungen dieser Entwicklung des 
imperialistischen Kapitalismus ist die Teilung oder besser gesagt 
Spaltung der Welt in unterdrückende und unterdrückte Nationen. 
Lenin’s Feststellung von vor knapp 100 Jahren ist auch heute 
noch zutreffend: „Der Imperialismus ist die fortschreitende Unter-
drückung der Nationen der Welt durch eine Handvoll Großmächte. (…) 
Eben deshalb muß die Einteilung der Nationen in unterdrückende und 
unterdrückte den Zentralpunkt in den sozialdemokratischen Program-
men bilden, da diese Einteilung das Wesen des Imperialismus ausmacht 
und von den Sozialpatrioten, Kautsky inbegriffen, verlogenerweise um-
gangen wird. Diese Einteilung ist nicht wesentlich vom Standpunkt 
des bürgerlichen Pazifismus oder der kleinbürgerlichen Utopie der 
friedlichen Konkurrenz der freien Nationen unter dem Kapitalismus, 
aber sie ist eben das Wesentlichste vom Standpunkt des revolutionären 
Kampfes gegen den Imperialismus.“ 24

Diese Unterdrückung zahlreicher Nationen durch einige wenige 
imperialistische Monopole und Großmächte ist natürlich kein 
Selbstzweck oder bloßes Resultat von Machtgier. Sie dient der 
Steigerung des Profits und zwar durch die Herauspressung eines 
Extraprofits. Lenin definierte Extraprofit folgendermaßen: „Ex-
traprofit (…), d. h. ein Profitüberschuß über den in der ganzen Welt 
üblichen normalen kapitalistischen Profit.“ 25

Die enorm hohen Extraprofite, die das imperialistische Monopo-
lkapital bezieht, beruhen auf der Unterdrückung und strukturel-
len Ausbeutung – oder besser gesagt Überausbeutung – der großen 
Mehrheit der Weltbevölkerung in den halbkolonialen Ländern. 
Diese Überausbeutung der Halbkolonien findet im wesentliche 
auf zwei Wegen statt:

i) der Ausbeutung durch den Export von Kapital – in Form von 
Direktinvestitionen, Krediten sowie den verschiedenen Arten des 
Geld- und Spekulationskapitals. Ein Indikator für die imperial-
istische Ausbeutung durch den Kapitalexport ist folgende Zahl: 
Zusammengerechnet flossen alleine im Zeitraum 1995-2008 netto 
5.183,9 Milliarden US-Dollar von den halb-kolonialen Ländern 
in Richtung imperialistische Zentren. (siehe Tabelle 1) Und das 
ist wie gesagt nur ein Teil des Extraprofits, der durch den Kapi-
talexport gewonnen wird und nicht vom Monopolkapital aus 
den Halbkolonien abgezogen wird. 26

ii) dem ungleiche Tausch. Die Mehrwertaneignung der imperi-
alistischen Monopole aus den Halbkolonien findet neben dem 
Kapitalexport auch auf andere, zusätzliche Weise statt. Marx hat 
schon im ‚Kapital‘ auf die Auswirkungen der unterschiedliche 
Arbeitslöhne und der unterschiedlichen Arbeitsproduktivität in 
den verschiedenen Ländern auf die Weltmarktkonkurrenz des 
Kapital hingewiesen. 28 Das Kapital aus den entwickelten Län-
dern kann aufgrund der höheren Produktivität seine Waren am 
Weltmarkt billiger verkaufen und dadurch die Kapitalien aus 
den weniger entwickelten Ländern ausstechen. Auf diese Weise 
– was oft auch „ungleichen Tausch“ genannt wird – kommt es zu 
einem Werttransfer, einer Übertragung von Mehrwert aus den 
kapitalistisch weniger entwickelten – sprich halbkolonialen – hin 
zu den kapitalistisch entwickelteren – sprich imperialistischen 
– Ländern. Marx schrieb dazu in den Theorien über den Mehrw-
ert: „… zwischen verschiedenen Ländern (…) können sich 3 Arbeit-
stage eines Landes gegen einen eines anderen austauschen. Das Gesetz 
des Werts erhält hier wesentliche Modifikationen. (…) In diesem Fall 
exploitiert das reichere Land das ärmere, selbst wenn letzteres durch 
diesen Austausch gewinnt“ 29

Das Resultat dieser verschiedenen Formen der Überausbeu-
tung ist eine voranschreitende Verarmung und Verwüstung der 
halbkolonialen Länder. Daher wollen immer mehr Menschen 
aus diesem verarmten Teil der Welt fliehen und in die verhält-
nismäßig reichen Metropolen einwandern. Dort wiederum 
werden sie als billige Arbeitskräfte überausgebeutet und als eine 
besondere Schicht von nationalen oder rassischen Minderheiten 
unterdrückt. Die Überausbeutung der MigrantInnen ist also eine 
weitere Quelle des Extraprofits, der sich aus der imperialistisch-
en Ausbeutung der Halbkolonien ergibt. Doch darauf werden 
wir später genauer eingehen. Halten wir hier nur einmal fest, 
daß das Monopolkapital also auf doppelte Weise von der impe-
rialistischen Ausbeutung profitiert: einerseits durch die Ausbeu-
tung in den Halbkolonien selber und andererseits durch die da-
durch ausgelöste Migrationswelle, die ihnen billige Arbeitskräfte 
in den Metropolen selber beschert.

Thesen
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Iv. IMpErIalIsMus und
arBEItErarIstoKratIE

Diese hohen Extraprofite des imperialistischen Monopolkapitals 
bieten wiederum die Grundlage dafür, daß die Bourgeoisie die 
oberste Schicht der ArbeiterInnenklasse auf verschiedenen We-
gen bestechen und so besser in das kapitalistische System integ-
rieren kann. 30 Diese Bestechung kann sich in Form von höheren 
Löhnen, mehr Sozialleistungen, billigeren Waren u.ä. darstellen. 
Lenin bezeichnete diesen privilegiertesten Teil des Proletariats 
als Arbeiteraristokratie. Er wies in seinen Studien zum Imperialis-
mus auf den Zusammenhang von imperialistischen Extraprofit 
und Arbeiteraristokratie immer wieder hin: „Es ist klar, daß man 
aus solchem gigantischen Extraprofit (denn diesen Profit streichen die 
Kapitalisten über den Profit hinaus ein, den sie aus den Arbeitern ihres 
„eigenen“ Landes herauspressen) die Arbeiterführer und die Ober-
schicht der Arbeiteraristokratie bestechen kann. Sie wird denn auch 
von den Kapitalisten der „fortgeschrittenen“ Länder bestochen – durch 
tausenderlei Methoden, direkte und indirekte, offene und versteckte.“ 
31

Die Arbeiteraristokratie bildet die soziale Hauptbasis, die wich-
tigste, stabilste Stütze des Reformismus – der Sozialdemokratie 
und des Stalinismus – als der bürgerlichen Strömung innerh-
alb der ArbeiterInnenklasse. Diesen materiellen, ökonomischen 
Zusammenhang zwischen imperialistischer Herrschaft und Ar-
beiteraristokratie sowie ihre Wiederspiegelung auf politischer 
Ebene zu verstehen ist besonders wichtig, denn er erklärt zu 
einem Gutteil die Stärke und Dauerhaftigkeit der Vorherrschaft 
der reformistischen Bürokratie sowohl auf politischer als auch 
gewerkschaftlicher Ebene. 32

Das bedeutet natürlich keineswegs, daß die Arbeiteraristokratie 
in jeder Frage oder auf immer und ewig auf Seiten der Bour-
geoisie steht. Keineswegs, denn oft ist die Arbeiteraristokratie 
besonders gut in den Gewerkschaften organisiert und wehrt 
sich gegen Angriffe der Bourgeoisie auf ihre Errungenschaften. 
Diese durchaus häufige Teilnahme am Klassenkampf bedeutet 
allerdings noch nicht, daß sie sich deswegen vom Reformismus 
lösen würde. Gesellschaftliche Erschütterungen, scharfe Klassen-
kämpfe, revolutionäre Krise können aber zum Auslöser werden, 
daß Teile der Arbeiteraristokratie mit der Bourgeoisie und ihrer 
Politik brechen. Der Wirtschaftswissenschaftler Eugen Varga 
wies aufgrund seiner Erfahrungen in der ungarischen Revolu-
tion 1918/19 darauf hin, daß die Arbeiteraristokratie „aktiv am 
revolutionären Kampf teilnehmen kann, wenn sich ihre Lage erheblich 
verschlechtert.“ 33

Diese Spaltung der ArbeiterInnenklasse durch die Bourgeoisie 
durch Bestechung ihres obersten Teils und Überausbeutung 
ihrer unteren Teile ist keineswegs ein neues Phänomen. Schon 
Marx und Engels beobachteten in Britannien – dem damals en-
twickeltsten und stärksten kapitalistischen Land die Tendenz 
zur Spaltung der ArbeiterInnenklasse entlang nationaler Linien 
und der Herausbildung besser gestellter Schichten. Sie betonten, 
wie verheerend die nationalistische Anbindung der englischen 
ArbeiterInnen an die eigene herrschende Klasse für den Kampf 
des Proletariats ist. Angesichts der Überausbeutung der irischen 
MigrantInnen in Britannien schrieb Marx:
„Zweitens hat die englische Bourgeoisie das irische Elend nicht nur 
ausgenutzt, um durch die erzwungene Einwanderung der armen Iren 
die Lage der Arbeiterklasse in England zu verschlechtern, sondern sie 
hat überdies das Proletariat in zwei feindliche Lager gespalten. Das 
revolutionäre Feuer des keltischen Arbeiters vereinigt sich nicht mit der 
soliden, aber langsamen Natur des angelsächsischen Arbeiters. Im Ge-
genteil, es herrscht in allen großen Industriezentren Englands ein tiefer 
Antagonismus zwischen dem irischen und englischen Proletarier. Der 
gewöhnliche englische Arbeiter haßt den irischen als einen Konkurr-
enten, der die Löhne und den standard of life (Lebensstandard) herab-
drückt. Er empfindet ihm gegenüber nationale und religiöse Antipa-
thien. Er betrachtet ihn fast mit denselben Augen, wie die poor whites 
(armen Weißen, d. A.) der Südstaaten Nordamerikas die schwarzen 
Sklaven betrachteten. Dieser Antagonismus zwischen den Proletari-
ern in England selbst wird von der Bourgeoisie künstlich geschürt und 
wachgehalten. Sie weiß, daß diese Spaltung das wahre Geheimnis der 

Erhaltung ihrer Macht ist.“ 34

Die von Marx hier gemachte Beobachtung über das Verhältnis 
von unterschiedlichen nationalen Teilen des Proletariats und ihrer 
unterschiedlichen Stellung in der gesellschaftlichen Stufenleiter 
wurden später von Lenin und Trotzki in ihrer Imperialismus-
Theorie verallgemeinert. Ihr Grundgedanke war, daß die nation-
ale Spaltung innerhalb des Proletariats aufgrund der nationalen 
Unterdrückung nur dann überwunden und eine international-
istische Einheit der Klasse hergestellt werden kann, wenn die 
Tatsache dieser Spaltung und Unterdrückung anerkannt wird 
und ein offener und bewußter Kampf gegen diese geführt wird. 
Der aus der nationalen Unterdrückung erwachsende Nationalis-
mus kann nicht überwunden werden, wenn diese Unterdrück-
ung geleugnet oder in ihrer Bedeutung heruntergespielt wird. 
Im Gegenteil, ähnlich wie bei der Unterdrückung der Frau kann 
der Unterdrückung von nationalen Minderheiten nur durch die 
bewußte Anerkennung dieser Unterdrückung und einem expliz-
iten Programm des Kampfes für die völlige Gleichberechtigung 
der Krieg erklärt werden. Dazu wiederum ist es notwendig, daß 
– wie Lenin darlegte – die Spaltung innerhalb der Klasse als eine 
Vielschichtige und Umfassende begriffen wird:
„Ist etwa die wirkliche Lage der Arbeiter der unterdrückenden und der 
unterdrückten Nationen, was die nationale Frage anbetrifft, die gle-
iche? Nein.
1. Ökonomisch ist der Unterschied der, daß Teile der Arbeiterklasse in 
den Unterdrückerländern Brosamen von dem Überprofit erhalten, den 
die Bourgeois der Unterdrückernationen einheimsen, indem sie den 
Arbeitern der unterdrückten Nationen das Fell stets zweimal über die 
Ohren ziehen. Die ökonomischen Daten besagen außerdem, daß aus 
den Arbeitern der Unterdrückernationen ein größerer Prozentsatz zu 
‚Zwischenmeistern‘ aufsteigt als aus den Arbeitern der unterdrückten 
Nationen, daß ein größerer Prozentsatz zur Aristokratie der Arbeiterk-
lasse emporsteigt. (Anmerkung von Lenin: ‚Siehe z.B. das in englis-
cher Sprache erschienene Buch von Hourwich über die Einwanderung 
und die Lage der Arbeiterklasse in Amerika (Immigration and Labor‘) 
Das ist eine Tatsache. Die Arbeiter der unterdrückenden Nation sind 
bis zu einem gewissen Grade Teilhaber ihrer Bourgeoisie bei der Aus-
plünderung der Arbeiter (und der Masse der Bevölkerung) der unter-
drückten Nation.
2. Politisch ist der Unterschied der, daß die Arbeiter der Unterdrück-
ernationen auf einer ganzen Reihe von Gebieten des politischen Lebens 
eine im Vergleich zu den Arbeitern der unterdrückten Nation privilegi-
erte Stellung einnehmen.
3. Ideologisch oder geistig ist der Unterschied der, daß die Arbeiter der 
Unterdrückernationen durch die Schule und das Leben stets im Geiste 
der Verachtung oder Mißachtung der Arbeiter der unterdrückten Na-
tionen erzogen werden.“ 35

Diese Herauspressung eines Extraprofits, die Absonderung der 
Arbeiteraristokratie und die daraus folgende Spaltung des Pro-
letariats ergibt sich nicht nur aus der Überausbeutung der halb-
kolonialen Länder, sondern auch aus der Überausbeutung der 
MigrantInnen. Lenin verstand, daß die Arbeiteraristokratie und 
die Spaltung innerhalb der ArbeiterInnenklasse entlang nation-
aler Linien Schlüsselbegriffe sind, um auch die Rolle des Sozial-
chauvinismus und die Stellung der MigrantInnen zu verstehen.
Während der Diskussionen zur Überarbeitung des Parteipro-
gramms der Bolschewiki unterstützte Lenin 1917 den Vorschlag 
zur Einfügung des Hinweises auf die Bedeutung der Ausbeutung 
der migrantischen ArbeiterInnen. Er schrieb: „Gerade für den Im-
perialismus ist eine solche Ausbeutung der Arbeit schlechter bezahlter 
Arbeiter aus rückständigen Ländern besonders charakteristisch. Gerade 
darauf basiert in einem gewissen Grade der Parasitismus der reichen 
imperialistischen Länder, die auch einen Teil ihrer eigenen Arbeiter 
durch eine höhere Bezahlung bestechen, während sie gleichzeitig die 
Arbeit der ‘billigen’ ausländischen Arbeiter maßlos und schamlos aus-
beuten. Die Worte ‘schlechter bezahlten’ müßten hinzugefügt werden, 
ebenso wie die Worte ‘und oft rechtlosen’, denn die Ausbeuter der 
‘zivilisierten’ Länder machen sich immer den Umstand zunutze, daß 
die importierten ausländischen Arbeiter rechtlos sind.“ 36

Wir werden später die Formen der Überausbeutung und die sich 
daraus ergebenden Möglichkeiten für Extraprofite des Kapitals 
genauer behandeln und wenden uns nun einer anderem Frage 
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zu – der Rolle der industriellen Reservearmee.

v. dIE rollE dEr IndustrIEllEn
rEsErvEarMEE und dEr

äussErEn surplusBEvölKErung

Ein weiterer, für das Verständnis der Migration zentraler, Begriff 
in der marxistischen Theorie ist die sogenannte industrielle Re-
servearmee oder relative Über- bzw. Surplusbevölkerung. Darunter 
verstand Marx jenen Teil der ArbeiterInnenklasse, der zeitweise 
aus der kapitalistischen Produktion ausgestoßen wird. „Die rela-
tive Übervölkerung existiert in allen möglichen Schattierungen. Jeder 
Arbeiter gehört ihr an während der Zeit, wo er halb oder gar nicht bes-
chäftigt ist.“ 37 Diese industrielle Reservearmee ist wesentlich für 
den Kapitalismus, um ein Pool an ArbeiterInnen zu liefern, daß 
es den KapitalistInnen ermöglicht, auf Phasen der Ausdehnung 
der Produktion zu reagieren, ebenso wie an die Auf und Abs der 
industrieller Konjunkturzyklen.
Diese industrielle Reservearmee entsteht nicht aus einer abso-
luten Überbevölkerung heraus, sondern ist das Resultat der En-
twicklung des Kapitalismus selbst. Das Kapital setzt einerseits 
beständig Arbeitskräfte frei – sprich entläßt sie und beraubt sie 
ihrer Existenzgrundlage. Andererseits untergräbt der Kapital-
ismus zunehmend die soziale Basis der unteren Schichten am 
Land und in der Stadt und zwingt damit immer mehr, ihre Arbe-
itskraft am Markt als Ware anzubieten uns somit dadurch in die 
industrielle Reservearmee einzutreten. Marx schreibt daher:
„Die kapitalistische Akkumulation produziert vielmehr, und zwar im 
Verhältnis zu ihrer Energie und ihrem Umfang, beständig eine relative, 
d.h. für die mittleren Verwertungsbedürfnisse des Kapitals überschüs-
sige, daher überflüssige oder Zuschuß-Arbeiterbevölkerung.“ 38

Mit der Entwicklung des Kapitalismus schreitet auch die Akku-
mulation des Kapitals voran. Somit steigt die organische Zusam-
mensetzung des Kapitals – das bedeutet, daß der Anteil des kon-
stanten Kapitals (Maschinen und Rohmaterialien) permanent 
wächst und jener des variablen Kapitals (Löhne für Arbeitskräfte) 
im Gegenzug sinkt. Dies wiederum hat zur Folge, daß – im Ver-
hältnis zur Zunahme des konstanten Kapitals – die Nachfrage 
nach Arbeitskräften weniger stark zunimmt. Die Folge ist ein 
Wachsen der relativen Surplusbevölkerung.
„Je größer der gesellschaftliche Reichtum, das funktionierende Kapital, 
Umfang und Energie seines Wachstums, also auch die absolute Größe 
des Proletariats und die Produktivkraft seiner Arbeit, desto größer die 
industrielle Reservearmee. Die disponible Arbeitskraft wird durch die-
selben Ursachen entwickelt wie die Expansivkraft des Kapitals. Die ver-
hältnismäßige Größe der industriellen Reservearmee wächst also mit 
den Potenzen des Reichtums. Je größer aber diese Reservearmee im Ver-
hältnis zur aktiven Arbeiterarmee, desto massenhafter die konsolidierte 
Übervölkerung, deren Elend im umgekehrten Verhältnis zu ihrer Arbe-
itsqual steht. Je größer endlich die Lazarusschichte der Arbeiterklasse 
und die industrielle Reservearmee, desto größer der offizielle Pauperis-
mus. Dies ist das absolute, allgemeine Gesetz der kapitalistischen Ak-
kumulation. Es wird gleich allen andren Gesetzen in seiner Verwirkli-
chung durch mannigfache Umstände modifiziert, deren Analyse nicht 
hierher gehört.“ 39

Mit dem Anwachsen der industriellen Reservearmee nimmt 
auch der Druck auf die beschäftigten ArbeiterInnen zu. Denn 
der/die KapitalistIn kann sie umso leichter ersetzen, je größer 
das Angebot an Arbeitssuchenden ist. Dadurch ist der dem/der 
KapitalistIn leichter möglich, den Lohn zu drücken und dadurch 
den Anteil des Mehrwerts zu erhöhen. Eine große relative Sur-
plusbevölkerung ermöglicht daher dem Kapital, die Ausbeutung 
zu steigern.
Gerade dies war und ist ja auch ein entscheidender Grund, war-
um das Kapital massiv MigrantInnen ins Land holt. Sie sind bil-
ligere Arbeitskräfte und sind gleichzeitig auch ein Pool dafür, 
um die inländischen ArbeiterInnen unter Druck zu setzen und 
niedrigere Löhne zu akzeptieren. Der sozialistische Ökonom Fritz 
Sternberg nannte in den 1920er Jahren diese Rolle der Migration 
als einen wichtigen Faktor im Zeitalter des Imperialismus. Aus-
gehend von Marx’s Kategorie der relativen Surplusbevölkerung 

entwickelte er die Unterscheidung in innere Surplusbevölkerung 
und äußere Surplusbevölkerung. Unter ersterer verstand er die 
im Inland durch die Abwanderung von der Landwirtschaft in 
die Städte erzeugte Surplusbevölkerung, unter zweiterer eben 
die MigrantInnen. 40 Wie wir weiter unten sehen werden, sind 
gerade MigrantInnen überproportional hoch in der industriel-
len Reservearmee vertreten. Sie werden häufiger als inländische 
ArbeiterInnen arbeitslos, verbleiben aber kürzer in Arbeitslosig-
keit, sondern werden relativ rasch wieder vom Kapital als billige 
Arbeitskräfte genützt. Diese äußere Surplusbevölkerung wiederum 
erleichtert die Überausbeutung der unteren Schichten der Arbe-
iterInnenklasse.
In der Epoche des Imperialismus findet eine gewisse Verän-
derung bei der industriellen Reservearmee statt. Mit der zuneh-
menden Stockung des Kapitalakkumulationsprozesses wird eine 
wachsende Lazarusschichte (Marx) geschaffen, die keine Hoffnung 
mehr hat, Arbeit zu finden und abseits des Produktionsprozeß 
verelendet. Der marxistische Theoretiker Evgenij Preobrazenskij 
bezeichnet diese Tendenz des zunehmenden Ausschlusses von 
Teilen der Arbeiterklasse aus dem gesellschaftlichen Produktion-
sprozeß als Tendenz zur „Immobilisierung eines immer größer wer-
denden Teils der gesellschaftlichen Arbeitskraft“. 41 Diese Immobil-
isierung von Teilen der pauperisierten inländischen Arbeitslosen 
bewegt das imperialistische Kapital natürlich nicht dazu, diese 
immobilisierten Teile der Bevölkerung besser auszubilden und 
ihnen soziale Sicherheit zu ermöglichen. Vielmehr ist die Im-
mobilisierung eine Triebfeder für das Kapital, sich Zufuhr von 
frischen, dynamischen, überausbeutbaren, qualifizierten Arbe-
itskräften im Ausland, bei den MigrantInnen zu suchen.
Es besteht daher ein Zusammenhang zwischen der Existenz und 
Stärke der Arbeiteraristokratie und der Existenz der industriellen 
Reservearmee. Durch die industrielle Reservearmee wird es dem 
Kapital erleichtert, die Überausbeutung der untersten Schichten 
der ArbeiterInnenklasse (darunter viele MigrantInnen) voran-
zutreiben. Dadurch wiederum wird ein Extraprofit geschaffen, 
der die Bestechung der Arbeiteraristokratie ermöglicht.

vI. dIE EntWIcKlungslInIEn dEr
MIgratIon In dIE IMpErIalIstIschEn

staatEn sEIt dEn 1970Er JahrEn

Weltweit gesehen wuchs die Anzahl der MigrantInnen in den 
letzten 50 Jahren dramatisch an. So stieg die Zahl der MigrantIn-
nen von 75.9 Millionen (1960) auf 81.5 Millionen (1970), 99.8 Mil-
lionen (1980), 154 Millionen (1990), 174.9 Millionen (2000) und 
schließlich 214 Millionen (2010). Kurz und gut, die Anzahl der 
MigrantInnen hat sich seit 1960 verdreifacht. Der Anteil der Mi-
grantInnen an der Weltbevölkerung sank zuerst von 2.5% (1960) 
auf 2.2% (1975) und stieg dann an auf 2.9% (1990) und beträgt 
nun 3.1% (2010). 42 Fast genau die Hälfte der MigrantInnen – 49% 
- sind Frauen, in Europa sind sie über 52% sogar die Mehrheit.
Wenn man die Entwicklung genauer betrachtet, sieht man, daß 
die Bedeutung und der Zuwachs der Migration deutlich größer 
sind als die Zahlen auf den ersten Blick vermuten lassen. Ein 
Teil der in den offiziellen Statistiken angeführten MigrantIn-
nen sind keine ArbeitsmigrantInnen im eigentlichen Sinn des 
Wortes, sondern Flüchtlinge. (Das soll allerdings nicht darüber 
hinwegtäuschen, daß viele Flüchtlinge gezwungenermaßen zu 
ArbeitsmigrantInnen werden, um zu überleben). Daher werden 
z.B. auch die 1.7 Millionen offiziell in Flüchtlingslagern leben-
den vertriebenen PalästinenserInnen in der palästinensischen 
Westbank und Gaza mit in der MigrantInnenstatistik gerechnet. 
43 Insgesamt ist die Entwicklung jedoch die, daß der Anteil der 
Flüchtlinge an den Migrationsströmen anteilsmäßig geringer 
wird. So sank der Anteil der Flüchtlinge an den MigrantInnen 
von 12% (1990) auf 9% (2000) und wird für 2010 auf 8% geschätzt. 
44

Zweitens ist das Phänomen der Migration in erster Linie ein 
Phänomen der imperialistischen Staaten. So beträgt der Anteil 
der MigrantInnen an der Gesamtbevölkerung in den „weni-
ger entwickelten Staaten“ (dieser Begriff der bürgerlichen 
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Wirtschaftswissenschaft umfaßt jene Länder, die wir MarxistIn-
nen als halbkoloniale Staaten bezeichnen) nur 1.5% (2010) – ein 
Rückgang gegenüber 1.8% (1990), 1.6% (1970) und 2.1% (1960). 
In den imperialistischen Metropolen hingegen liegt dieser Anteil 
bei mittlerweile 10% - ein stetiger Anstieg gegenüber 8.3% (2000), 
7.2% (1990), 4.3% (1970) und 4.0% (1960). 45 Weltweit mögen also 
die Ausmaße der Entwicklung der Migration nicht dramatisch 
erscheinen, in den imperialistischen Ländern sind sie es hinge-
gen sehr wohl.
Migration als spezifisches Phänomen des Monopolkapitalismus, 
wo MigrantInnen als billige Arbeitskräfte in die imperialistisch-
en Metropolen einwandern, erkennt man auch anhand folgender 
Tatsache: alleine in Nordamerika und Europa leben mit 120 Mil-
lionen mehr als die Hälfte aller MigrantInnen weltweit. Insge-
samt konzentrieren sich drei Viertel aller MigrantInnen weltweit 
in nur 29 Ländern. 46

Gleichzeitig kommt es auch zu immer stärkeren Wanderungs-
bewegungen innerhalb einzelner Länder. So sind aus den ve-
rarmten Gegenden Chinas bis zu 150 Millionen Menschen in die 
Metropolen gezogen, nur um dort ein oftmals illegalisiertes Da-
sein zu fristen.

ausnahme golfstaaten

Ein Sonderfall sind die Handvoll erdölproduzierender Golf-
staaten, in denen die MigrantInnen einen enorm hohen Anteil, 
z.T. sogar die Mehrheit, des Proletariats stellen. So machen Mi-
grantInnen in Bahrain 49% der Gesamtbevölkerung aus, 29% 
in Oman, 27% in Saudi-Arabien, 81% in den Vereinigten Arabi-
schen Emiraten, 69% in Kuwait und gar 89% der über 15-jährigen 
in Qatar. 47 Insgesamt machen sie 36% der Gesamtbevölkerung 
(36 Millionen) in den Golfstaaten aus. 48

Die Golfstaaten sind jedoch wie gesagt ein Sonderfall, da es sich 
hier um kleine (in Bezug auf die Bevölkerung) Staaten handelt, 
die von den imperialistischen Großmächten – allen voran die 
USA – besonders protegiert werden und aufgrund ihrer enormen 
Konzentration an Rohstoffreserven wirtschaftlich besonders re-

ich sind. Sie sind besondere halbkoloniale Rentner-Staaten, der-
en herrschender Klassen aus politisch-strategischen sowie wirt-
schaftlichen Gründen von den imperialistischen Großmächten 
eine höchst privilegierte, parasitäre Existenz ermöglicht wird. 
49 Ähnliches gilt für den privilegierten Stadtstaat Singapur, wo 
30% der Beschäftigten aus dem Ausland kommen.

globalisierung

Mit dem Ende des langen Booms und dem Beginn der Krisen-
periode der kapitalistischen Weltwirtschaft Anfang der 1970er 
Jahre setzte in den imperialistischen Metropolen ein massiver 
Anstieg der Migration ein. So stieg die Zahl der MigrantInnen 
in den imperialistischen Ländern zwischen 1970 und 2000 von 
35.2 Millionen auf 80.8 Millionen. Ihr Anteil an der Gesamtbev-
ölkerung verdoppelte sich somit von 4.3% auf 8.3%. Vor allem in 
die USA sowie Westeuropa strömten viele MigrantInnen. Lebten 
in den USA im Jahre 1960 noch 9.7 Millionen MigrantInnen, die 
5.2% der Gesamtbevölkerung ausmachten, so stieg dieser Anteil 
bis ins Jahr 2000 auf 35 Millionen bzw. 12.3% der Gesamtbev-
ölkerung. Ähnlich die Entwicklung in Westeuropa: Machte in 
Kernländern wie Frankreich, Deutschland, Italien oder Belgien 
im Jahre 1960 der Anteil der MigrantInnen an der Gesamtbev-
ölkerung noch 4.6% aus, so stieg dieser Anteil bis ins Jahr 2002 
auf ca. 33-35 Millionen MigrantInnen bzw. ca. 9% der Gesamt-
bevölkerung an. 50 Mit anderen Worten: Der Anteil der Migran-
tInnen an der Gesamtbevölkerung ist in den USA und Westeu-
ropa um das Doppelte oder noch mehr angewachsen.
Insbesondere in den 1990er Jahren – einer Periode der inten-
siven Globalisierung und somit Verarmung der Masse der Welt-
bevölkerung – nahm die Migration in einigen imperialistischen 
Ländern massiv zu. So stieg die jährliche Einwanderung in die 
imperialistischen Metropolen von (durchschnittlich) +20.000 
(1950-60), +646.000 (1960-70), +1.147.000 (1970-80), +1.507.000 
(1980-90), +2.697.000 (1990-2000) auf +2.943.000 (2000-2010). 
Besonders stark war der Zuwachs des Migrationsstroms nach 
Europa. Betrug dieser zuerst noch +27.000 (1960-70), lag er in den 
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1980er Jahren schon bei +448.000, um schließlich auf +953.000 
(1990-2000) und +1.505.000 (2000-2010) hochzuschnellen. 51 

Zwischen 1990 und 2000 wuchs die Zahl der ausländischen 
StaatsbürgerInnen in Finnland, Irland, Italien, Portugal und 
Spanien um mehr als das Doppelte. In Österreich, Dänemark, 
Luxemburg und Großbritannien nahm sie um mehr als 50% zu. 
Ohne Migration würde die Bevölkerung der Europäischen Union 
mehr oder weniger stagnieren (90% des gesamten Bevölkerung-
swachstums der EU geht auf Migration zurück). Im Jahre 2008 
machten in den USA alleine die im Ausland geborenen Migran-
tInnen (wir sprechen also nicht von der zweiten bzw. dritten 
Generation) 13,7% der Gesamtbevölkerung und 16.5% der Be-
schäftigten aus, in Australien 25.4% bzw. 26.5%, in Großbritan-
nien 10.8% bzw. 12.6%, in den Niederlanden 10.9% bzw. 11.4%, 
in Frankreich 8.4% bzw. 11.8%. In Italien waren 2008 6.6% aller 
EinwohnerInnen ausländische StaatsbürgerInnen und 10.3% der 
Beschäftigten waren im Ausland geborene MigrantInnen und in 
Deutschland waren im gleichen Jahr 8.2% aller EinwohnerInnen 
und 9.4% aller Beschäftigten ausländische StaatsbürgerInnen. 53 

Insgesamt sind in den letzten 20 Jahren über 26 Millionen Mi-
grantInnen in die EU15-Staaten, 20 Millionen in die USA, 1.6 
Millionen nach Australien und weniger als 1 Million nach Japan 
eingewandert. 54

dramatische auswirkungen für die halbkolonien:
Brain Drain und Remittances

Migration hat auch enorme Auswirkungen auf die halbkolo-
nialen Länder selber. Einerseits kommt es zu einem enormen 
Verlust von z.T. qualifizierten Arbeitskräften, die ihre verarmte 
Heimat verlassen und ihre Wissen und ihre Qualifikation dem 
Kapital in den imperialistischen Ländern zur Verfügung stel-
len. (der sogenannte „brain drain“) Einem Bericht der Weltbank 
zufolge verlassen jährlich 23.000 afrikanische AkademikerInnen 
ihre Heimat. Mittlerweile leben alleine in den USA mehr afri-
kanische WissenschaftlerInnen und Ingenieure als auf dem gesa-
mten afrikanischen Kontinent! 56

Andererseits spielen die Gelder, die MigrantInnen an ihre Fami-
lien in der Heimat überweisen (Remittances, ein Begriff der sich 
für Rücküberweisungen durch MigrantInnen zunehmend ein-
bürgert) eine immer größere Rolle, die letzteren das Überleben 
unter den immer elendiger werdenden Bedingungen ermöglicht. 
Laut den jüngsten Berechnungen der International Organization 
for Migration machten im Jahr 2009 die Überweisungen von Mi-
grantInnen an ihre Heimat bereits ca. 414 Milliarden US-Dollar 
aus und sind damit dreimal so hoch wie die offizielle Entwick-
lungshilfe der reichen Ländern! 57 In verschiedenen Ländern Af-
rikas machen diese Beiträge bereits 5-20% der jährlichen Brutto-
Inlandsproduktes aus, in machen sogar die Hälfte. 58

verstärkte Migration in der neuen periode
der historischen Krise des Kapitalismus

In den kommenden Jahren und Jahrzehnten ist mit einer weiteren 
massiven Zunahme der Migration zu rechnen. Mit der Großen 
Wirtschaftskrise 2008/09 ist der Kapitalismus in eine neue histo-
rische Periode des Niedergangs eingetreten. In den Perspektiven 
zur Weltlage beim letzten Kongreß der Liga für die Fünfte Inter-
nationale haben wir auf die Tiefe der Krise und die Schärfe der 
Widersprüche in der kommenden Periode hingewiesen: „Wir 
glauben, daß die Wirtschaftskrise von 2008 nicht nur eine besonders 
scharfe zyklische Rezession in Gang gebracht hat, sondern auch, wie 
Trotzki sagte ‚eine revolutionäre Krise des Systems als ganzes’, d.h. eine 
ausgedehnte Periode, die mehrere industrielle Zyklen umfaßt, in denen 
die allgemeine Tendenz sich auf die Stagnation und den Niedergang der 
Produktivkräfte zu bewegt.“ 59 Der Kapitalismus kann Milliarden 
von Menschen keine Zukunft mehr bieten. Sein blinder Drang 
nach Profit führt unvermeidlich zu tiefen Rezessionen, der Ver-
breitung von Armut, Hunger, Umweltkatastrophen und der er-
höhten Rivalität zwischen Großmächten und zu Kriegen. Kurz 
und gut, er gefährdet die Grundlagen unserer Zivilisation.
Dies wird enorme Auswirkungen auf die Migration, die „moderne 

Völkerwanderung“ (Lenin), haben. Selbst wenn wir die drama-
tischen Auswirkungen der Umweltkatastrophen außer Acht las-
sen, so ergibt sich alleine aufgrund der Krise und der Stagnation 
in der Landwirtschaft in den armen kapitalistischen Ländern ein 
Potential von 2.5 Milliarden „überflüssigen“ Menschen. Sie sind 
gezwungen, ihre Heimat zu verlassen und entweder an einem 
anderen Ort in ihrem Land oder im Ausland die Grundlage zum 
Überleben zu finden. 60

vII. östErrEIch: MIgrantinnEn als
natIonal untErdrücKtE schIcht

von üBErausgEBEutEtEn arBEItsKräftEn

Die vom marxistischen Standpunkt her korrekte Charak-
terisierung von MigrantInnen muß unserer Meinung nach folgen-
dermaßen lauten: MigrantInnen in Österreich sind eine national 
unterdrückte Schicht von überausgebeuteten Arbeitskräften. 
Wie gelangen wir zu dieser Definition? Ausgangspunkt unserer 
Überlegungen ist die Verwendung des Begriffs „MigrantInnen“ 
als eine gesellschaftliche Kategorie und nicht als eine biologische oder 
rechtliche Kategorie. Wir verstehen unter MigrantInnen daher 
nicht einfach alle „AusländerInnen“ oder alle „EinwanderIn-
nen“ in einem bestimmten Land. Wie oben ausgeführt, ist die 
Migration eine besondere Form der Völkerwanderung aus den 
ärmeren Ländern in die imperialistischen Metropolen, damit die 
KapitalistInnen mit den MigrantInnen als billigere Arbeitskräfte 
Extraprofite machen können. Lenin’s Beschreibung des national 
unterdrückten, überausgebeuteten Status der italienischen Arbe-
itsmigrantInnen im frühen 20. Jahrhundert trifft das Wesen des 
gesellschaftlichen Charakters der MigrantInnen:
„Die Italiener werden von anderen Nationen unterdrückt und erniedri-
gt. (…) das sind alles Bettler, die der nackte Hunger im wahrsten Sinne 
des Wortes aus ihrem Lande treibt, das sind alles Lieferanten von Arbe-
itskraft für die am schlechtesten bezahlten Industriezweige, diese ganze 
Masse bevölkert die engsten, ärmsten und schmutzigsten Viertel der 
amerikanischen und europäischen Städte.“ 61

Für MarxistInnen haben Kategorien eine gesellschaftlich-analy-
tische Bedeutung, d.h. sie sollen helfen, bestimmte gesellschaftli-
che Phänomene und deren Platz in den ökonomischen, politisch-
en usw. Herrschaftsverhältnissen zwischen den Klassen genauer 
zu erfassen. Der marxistische Philosoph Abram Deborin merkt 
dazu treffend an: „Der tiefste Sinn der marxistischen Lehre besteht 
doch letzten Endes in der Zurückführung der ökonomischen Kategorien 
auf gesellschaftliche Beziehungen der Menschen.“ 62

Daher sind für MarxistInnen folgende Gesichtspunkte von 
großer Bedeutung. Erstens welchen Klassencharakter besitzt das 
Land, aus dem die jeweilige nationale Gruppe von EinwanderIn-
nen kommt? Handelt es sich um ein halbkoloniales, unterdrück-
tes kapitalistisches Land 63, dessen unterdrückte, relativ ärmere 
Stellung am Weltmarkt bzw. in der Weltpolitik dazu führt, daß 
eine mehr oder weniger große Anzahl von Menschen von dort 
auswandern, um in den reicheren, imperialistischen Staaten ihre 
Arbeitskraft billig verkaufen zu können? Handelt es sich um ein 
relativ schwaches, rückständiges imperialistisches Land (z.B. 
wie Italien, Spanien und Portugal in der ersten Hälfte des 20. Jah-
rhunderts), wo aufgrund mangelnder Produktivkraftentwick-
lung eine überschüssige Bevölkerung nach Arbeitsmöglichkeiten 
sucht und hofft, diese in den reicheren imperialistischen Staaten 
zu finden. Oder handelt es sich schließlich um StaatsbürgerInnen 
aus – im Verhältnis zum Einwanderungsland – genauso reichen 
oder reicheren, imperialistischen Staaten, die nicht aufgrund der 
systematischen Schlechterstellung ihres Landes auswandern, 
sondern aus „normalen“ Gründen der Suche nach Verdienst-
möglichkeiten – ähnlich wie Beschäftigte ihren Job innerhalb der 
gleichen Branche und Qualifikationsstufe wechseln. 64

Der zweite und noch wichtigere, entscheidende Gesichtspunkt 
ist folgender: Welche Stellung nehmen die EinwanderInnen in der 
gesellschaftlichen Stufenleiter der kapitalistischen Klassenordnung des 
Einwanderungslandes ein. Diese Frage läßt sich im wesentlichen 
auf drei Ebenen beurteilen:
i. Ist die jeweilige migrantische Gruppe in den unteren 
Schichten der ArbeiterInnenklasse bzw. des Kleinbürgertums 
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systematisch und qualitativ überproportional vertreten? Ist die 
jeweilige migrantische Gruppe in (durchaus auch höher qualifi-
zierten) Berufsgruppen überproportional vertreten, wo sie trotz 
gleicher oder ähnlicher Qualifikation ein deutlich geringeres 
Einkommen erzielen als ihre inländischen KollegInnen?
ii. Ist die jeweilige migrantische Gruppe in politisch-rech-
tlicher Hinsicht (Wahlrecht etc.) sowie bezüglich Ansprüche auf 
bestimmte Sozialleistungen systematisch und qualitativ benach-
teiligt?
iii. Ist die jeweilige migrantische Gruppe hinsichtlich ihrer 
Sprache (bei den Behörden, in den Ausbildungsstätten usw.) 
oder ihrer Kultur (z.B. Religion) systematisch und qualitativ ben-
achteiligt?
Diese hängt natürlich mit der Frage des Klassencharakters des 
Einwanderungslandes bzw. seines kapitalistischen Entwick-
lungsstandes zusammen, wie wir es gerade zuvor skizziert ha-
ben. Kommen die MigrantInnen aus ärmeren Ländern - „aus 
rückständigeren Ländern mit niedrigeren Arbeitslöhnen“ wie Lenin 
es formulierte – werden sie aufgrund ihrer Not und aufgrund 
der Unterdrückung durch den imperialistischen Staat bereit sein, 
in dem Einwanderungsland eine Arbeit im unteren, besonders 
schlecht bezahlten und ausgebeuteten Bereich anzunehmen. 
Kurz und gut sie nehmen in der gesellschaftlichen Stufenleiter 
der kapitalistischen Klassenordnung eine besonders untergeor-
dnete Stellung ein. Auf den Zusammenhang der Unterdrückung 
der nationalen Minderheiten der MigrantInnen und ihrer niedri-
geren Stellung in der gesellschaftlichen Stufenleiter der Kapital-
ismus wiesen schon die US-amerikanischen TrotzkistInnen hin: 
„Nicht nur die gesamte Arbeiterklasse ist ein Verbündeter der Juden, 
sondern auch alle anderen nationalen Minderheiten – die Mexikaner, 
die Chinesen, die Japaner, die Griechen, die Polen, die Russen – die von 
der herrschenden Klasse einen niedrigeren Status in der Gesellschaft 
zugewiesen bekommen, können für den Kampf für die Rechte der na-

tionalen Minderheiten inklusive der Juden gewonnen werden.“ 65

Wie wir später zeigen werden, ist dies auch für Österreich durch 
das vorliegende, umfangreiche Zahlenmaterial leicht zu beweis-
en. Ebenso haben wir oft eine Überausbeutung bei MigrantIn-
nen in hochqualifizierten Jobs. Diese werden zwar entsprechend 
ihrer Qualifikation beschäftigt, verdienen aber deutlich weniger 
als ihre inländischen KollegInnen. Doch diese Überausbeutung 
und Unterdrückung trifft nicht auf alle EinwanderInnengrup-
pen im gleichen Ausmaß zu bzw. auf manche auch fast gar nicht. 
Bestimmte EinwanderInnengruppen – v.a. aus den reicheren 
imperialistischen wie Deutschland, der Schweiz, anderen west-
europäischen EU-Staaten oder den USA – sind nicht überpropor-
tional im unteren Bereich der gesellschaftlichen Stufenleiter ver-
treten. Im Gegenteil, bezüglich der Stellung in der Arbeitswelt 
und ihrem Einkommen sind sie im Durchschnitt zumindest nicht 
schlechter, wenn nicht sogar besser gestellt. Auf dem Gebiet der 
Sprache und den damit verbundenen Möglichkeiten des Zu-
gangs zu Behörden und Ausbildung ergeben sich für Deutsche 
und Deutsch-SchweizerInnen keine Nachteile, für andere Ein-
wanderInnengruppen aus reicheren imperialistischen Ländern 
hingegen schon. Auf der Ebene der politischen Rechte wiederum 
ergibt sich für alle ausländischen Staatsangehörigen eine Dis-
kriminierung, wenn auch bei EU-StaatsbürgerInnen deutlich 
weniger als bei Nicht-EU-StaatsbürgerInnen.
Was hat das für Konsequenzen für unsere Definition von Migran-
tInnen? Ohne zu vergessen, daß alle Definitionen nur einen bed-
ingte Charakter haben als sie lebendige, stetigen Veränderungen 
unterworfene Prozesse erfassen, 66 können wir in etwa folgende 
Definition der MigrantInnen geben:
i. Migration ist ein Phänomen der durch die imperialis-
tische Ausbeutung verursachten, zunehmenden Einwanderung 
„aus rückständigeren Ländern mit niedrigeren Arbeitslöhnen“ (Lenin) 
in die reichen imperialistischen Länder.
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ii. MigrantInnen werden vom Kapital im ökonomischen 
Bereich überausgebeutet und sind im gesellschaftlichen und 
politischen Bereich eine unterdrückte, benachteiligte Schicht. 
MigrantInnen sind daher eine national unterdrückte Schicht von 
überausgebeuteten Arbeitskräften.
iii. Wie wir unten zeigen werden, zählen MigrantInnen, die 
bzw. deren Eltern oder Großeltern aus ärmeren (halb-kolonialen 
oder ehemals stalinistischen) Staaten in andere, entwickelte 
imperialistischen Ländern (wie z.B. Österreich) kommen bzw. 
kamen und hier leben und/oder arbeiten (unabhängig davon, 
welche Staatsbürgerschaft sie besitzen) eindeutig zu der von 
uns definierten besonderen Schicht, die auf der Grundlage ihrer 
nicht-österreichischen (unterschiedlichen) nationalen Wurzeln 
vom Kapital im ökonomischen Bereich überausgebeutet und im 
gesellschaftlichen und politischen Bereich unterdrückt und ben-
achteiligt wird.
iv. Auf MigrantInnen aus schwächeren imperialistischen 
Ländern wie Italien, Spanien, Portugal oder Griechenland trafen 
eine solche Unterdrückung und Überausbeutung zur Zeit der 
ersten GastarbeiterInnen-Einwanderungswellen in den späteren 
1950er und 1960er Jahren sicherlich auch zu. Mit der Annäherung 
des kapitalistischen Entwicklungsniveaus dieser Länder und der 
teilweisen Integration dieser MigrantInnengruppen haben Un-
terdrückung und Überausbeutung sich zumindest vermindert 
und wir haben es hier mehr mit Zwischenformen und Teilaspek-
ten des eigentlichen Migrantentums zu tun.
v. Bei EinwanderInnengruppen aus reichen imperialis-
tischen Staaten, die in der Arbeitswelt nicht überausgebeutet 
werden, die aber auf sprachlicher und politischer Ebene gewis-
sen Diskriminierungen ausgesetzt sind, können wir von einer 
Art Untergruppe oder Ausnahmeerscheinung sprechen, die nur zu 
einem gewissen Teil bzw. nur in einem bedingten Ausmaß Merkmale 
des Migrantentums trägt. Noch weniger Merkmale des MigrantIn-
nen-Daseins haben schließlich aus den oben erwähnten Gründen 
deutsche EinwanderInnen.

MigrantInnen als teil des Kleinbürgertums
und der Bourgeoisie

Nicht alle MigrantInnen sind Lohnabhängige. Es gibt auch eine 
kleine Schicht des Kleinbürgertums sowie Mittelschichtsauf-
steiger, ja auch einige KapitalistInnen (z.B. Attila Dogudan von 
Do & Co) unter den MigrantInnen. 67 Doch während der Anteil 
der Selbständigen außerhalb der Landwirtschaft bei den inlän-
dischen Erwerbstätigen 8.9% beträgt, liegt der entsprechende 
Anteil bei migrantischen Erwerbstätigen aus der Türkei bei 6% 
und aus dem ehemaligen Jugoslawien bei 3.4% 68, nach anderen 
Angaben gar bei nur 2%. 69

Die Angaben der Statistik Austria zeigen, daß migrantische Selb-
ständige häufiger zum nicht-ausbeutenden Kleinbürgertum ge-
hören (also Selbständige, die keine Lohnabgängigen angestellt 
haben) als inländische Selbständige. 70 Dazu muß weiters noch 
angemerkt werden, daß ein nicht unerheblicher Teil dieser mi-
grantische Selbständigen Scheinselbständige sind, d.h. Arbe-
iterInnen, die von den KapitalistInnen gezwungen werden, 
auf der Basis der Selbständigkeit für sie zu arbeiten. Ein beka-
nntes Beispiel dafür sind die Straßen-Zeitungsverkäufer. Damit 
zusammenhängend können wir davon ausgehen, daß auch die 
Mehrheit des migrantischen Kleinbürgertums (Gastgewerbe, 
Schnellimbißbuden usw.) ein geringeres Einkommen bezieht als 
ihre inländischen KlassenkollegInnen.
Gleichzeitig aber muß man auch klar sehen, daß es auch eine 
dünne Schicht von migrantischen Unternehmern gibt, die gerade 
auch migrantische ArbeiterInnen ausbeuten und überausbeu-
ten. Auch in solchen Betrieben werden MigrantInnen zu extrem 
schlechten Arbeitsbedingungen beschäftigt. Letztlich profitiert 
davon auch in erster Linie das imperialistische Monopolkapital, 
das durch seine Monopolstellung in der Wirtschaft einen Teil des 
in den migrantischen Klein- und Kleinstunternehmen erzeugten 
Mehrwerts sich als Monopolprofit aneignet.
Insgesamt sind die MigrantInnen in ihrer übergroßen Mehrzahl 
lohnabhängig und gehören zumeist den unteren Schichten der 

ArbeiterInnenklasse an. Jene, die dem Kleinbürgertum ange-
hören, zählen auch hier zu den ärmeren Teilen. Wir kommen 
daher zur Schlußfolgerung, daß MigrantInnen im Durchschnitt, 
in ihrer Gesamtheit, in ihrer großen Mehrheit eine national un-
terdrückte Schicht von überausgebeuteten Arbeitskräften sind.

die Besonderheit der nationalen Identität der MigrantInnen

Sind MigrantInnen eine nationale Minderheit? Ohne Zweifel 
sind sie eine Minderheit mit einer bestimmten, nationalen Iden-
tität (natürlich unterschiedlichen wie z.B. türkische, serbische 
usw.), auch wenn diese je nach Ausmaß der Unterdrückung 
und Ghettoisierung mehr oder weniger stark ausgeprägt ist. 
Diese nationale Identität der MigrantInnen rührt natürlich zu-
erst einmal von ihrer unterschiedlichen nationalen Herkunft 
aus anderen Ländern her. Es ist aber wichtig zu verstehen, daß 
die Erfahrung mit dem heimischen Rassismus die Identität der 
„Anders-Seins“ bekräftigt. Dieser Punkt ist umso wichtiger, je 
länger MigrantInnen hier leben bzw. für die hier aufwachsen-
den Jugendlichen (MigrantInnen der 2. oder 3. Generation.). Ihre 
enge Verbundenheit mit der Identität der „Heimat“-Nation kann 
aufgrund fehlender direkter Verbindungen schwächer werden. 
Die durch die rassistische Diskriminierung verstärkte Identität 
ist daher eine, die sich nicht nur und nicht einmal in erster Linie 
aus der nationalen Herkunft in einem anderen Heimatland erg-
ibt, sondern insbesondere aus der benachteiligten gesellschaftli-
chen Position in dem imperialistischen Land, in dem sie wohnen 
und auch vorhaben ihr Leben zu verbringen. 
MigrantInnen als Angehörigen verschiedener nationaler Minder-
heiten unterscheiden sich aber von einer unterdrückten Nation – 
wie z.B. die Basken in Spanien oder die Ungarn in Serbien/Vojvo-
dina – dadurch, daß sie nicht ein in die verschiedenen Klassen 
der kapitalistischen Gesellschaft differenziertes Volk darstellen, 
die ein einheitliches Territorium bewohnen. 71 MigrantInnen sind 
in erster Linie überausgebeutete Arbeitskräfte, damit die imperi-
alistische Maschinerie der Profitproduktion geschmiert läuft.
MigrantInnen haben also ihre Existenz als eine gesellschaftliche 
Schicht, die aufgrund ihrer andersartigen, nationalen Ursprünge 
aus der halb-kolonialen Welt diskriminiert werden, gemeinsam. 
Es wäre jedoch ein Irrglaube zu meinen, daß deswegen Migran-
tInnen eine Gruppe sind, die sich als eine gemeinsame Schicht 
versteht. Die türkischen MigrantInnen fühlen sich jenen aus dem 
ehemaligen Jugoslawien nicht unbedingt näher als den Öster-
reicherInnen. Ein Indikator dafür ist das niedrige Ausmaß an 
Paarbildungen. So ist der Anteil von bi-nationalen Ehen bzw. 
Lebensgemeinschaften von MigrantInnen aus unterschiedli-
chen Herkunftsländern gering. Sie machen nur 36.900 oder 1.8% 
aller Paare aus. (Als MigrantInnen werden hier gewertet, wer 
ausländische/r StaatsbürgerIn ist bzw. wer im Ausland geboren 
ist.) 72 Was die MigrantInnen eint, ist nicht eine gemeinsame na-
tionale Identität, sondern eine gemeinsame soziale Identität als über-
ausgebeutet soziale Schicht, die eine gemeinsame negative nationale 
Identität besitzen, nämlich daß sie „Nicht-ÖsterreicherInnen“ mit 
Wurzeln in – im Verhältnis zum Einwanderungsland – ärmeren 
Ländern sind.

vIII. dIE grundlagEn dEr üBErausBEutung 
dEr MIgrantinnEn voM gEsIchtspunKt 

dEr MarxIstIschEn thEorIE

In unseren Thesen legen wir dar, daß MigrantInnen als billige 
Arbeitskräfte in den imperialistischen Ländern ausgebeutet 
werden. Es zeigt sich ebenso, daß viele MigrantInnen in den 
schlechter bezahlten Jobs konzentriert sind bzw. für die gleiche 
Arbeit weniger Lohn bekommen. Wie wir anhand der vorliegen-
den Zahlen darlegen, liegt ihr durchschnittliches Einkommen um 
35-60% unter dem Niveau ihrer österreichischen KollegInnen. 
Wir haben bereits oben darauf hingewiesen, daß die Ursachen 
der Migration und der Überausbeutung der MigrantInnen in den 
Metropolen in der imperialistischen Herrschaft über die halbko-
lonialen Länder zu suchen sind. Doch wie genau erklärt sich und 
stellt sich die Überausbeutung der MigrantInnen dar? Da wir 
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MarxistInnen diesen Tatbestand nicht auf die Bosheit einzelner 
UnternehmerInnen zurückführen wollen (wie es gerne von re-
formistischer Seite getan wird) oder allgemeiner gesprochen auf 
die „rassistischen Vorurteile der Gesellschaft“ (wie es gerne die 
linksliberal-grünen Gutmenschen machen), woraus erklärt sich 
dann die Überausbeutung?

der Wert der Ware arbeitskraft

Um diese Überausbeutung genauer zu verstehen, ist es notwen-
dig auf die Analyse der Ware Arbeitskraft und ihrer Ausbeutung 
von Marx zurückzugreifen. Marx erklärt, daß der Lohn, den 
der Arbeiter erhält weniger ist als der Wert der Waren, die er in 
einer bestimmten Zeit herstellt. Der Lohn dient der Abdeckung 
der Kosten zur Reproduktion des Arbeiters bzw. die Arbeiterin, 
damit er/sie auch weiterhin seine/ihre Arbeitskraft verkaufen 
kann. Den Rest – also die Differenz zwischen dem Lohn und 
dem Wert der produzierten Waren – eignet sich der Kapitalist als 
Eigentümer der Produktionsmittel und damit auch der vom Ar-
beiter bzw. die Arbeiterin hergestellten Waren. Diese Differenz 
nennt Marx den Mehrwert.
Marx definiert daher den Wert der Ware Arbeitskraft aus ihren 
Reproduktionskosten – also den Kosten für ihre Wiederherstel-
lung. Darunter fallen alle Kosten für direkte physische und psy-
chische Erhaltung und Erholung der ArbeiterInnen – wie Woh-
nung, Lebensmittel, Freizeit usw. – sowie für die Aufziehung 
von Kindern als zukünftige Arbeitskräfte.
„Der Wert der Arbeitskraft, gleich dem jeder andren Ware, ist bestimmt 
durch die zur Produktion, also auch Reproduktion, dieses spezifischen 
Artikels notwendige Arbeitszeit. So sie Wert, repräsentiert die Arbe-
itskraft selbst nur ein bestimmtes Quantum in ihr vergegenständlich-
ter gesellschaftlicher Durchschnittsarbeit. Die Arbeitskraft existiert 
nur als Anlage des lebendigen Individuums. Ihre Produktion setzt also 

seine Existenz voraus. Die Existenz des Individuums gegeben, besteht 
die Produktion der Arbeitskraft in seiner eignen Reproduktion oder Er-
haltung. Zu seiner Erhaltung bedarf das lebendige Individuum einer 
gewissen Summe von Lebensmitteln. Die zur Produktion der Arbeitsk-
raft notwendige Arbeitszeit löst sich also auf in die zur Produktion dies-
er Lebensmittel notwendige Arbeitszeit, oder der Wert der Arbeitskraft 
ist der Wert der zur Erhaltung ihres Besitzers notwendigen Lebensmit-
tel. Die Arbeitskraft verwirklicht sich jedoch nur durch ihre Äußerung, 
betätigt sich nur in der Arbeit. Durch ihre Betätigung, die Arbeit, wird 
aber ein bestimmtes Quantum von menschlichem Muskel, Nerv, Hirn 
usw. verausgabt, das wieder ersetzt werden muß. Diese vermehrte Aus-
gabe bedingt eine vermehrte Einnahme. Wenn der Eigentümer der Ar-
beitskraft heute gearbeitet hat, muß er denselben Prozeß morgen unter 
denselben Bedingungen von Kraft und Gesundheit wiederholen kön-
nen. Die Summe der Lebensmittel muß also hinreichen, das arbeitende 
Individuum als arbeitendes Individuum in seinem normalen Lebenszu-
stand zu erhalten.“ 73

Weiters unterscheidet Marx zwischen dem historischen und dem 
physischen Element des Werts der Ware Arbeitskraft. Mit dem ph-
ysischen Element meint er das unmittelbar Notwendigste, damit 
der Arbeiter bzw. die Arbeiterin mit der gleichen Kraft und 
Konzentration weiterarbeiten kann. Mit dem historischen (oder 
gesellschaftlichen) Element meint er jenen Lebensstandard, der 
sich im Laufe eines bestimmten Zeitraums entwickelt und durch-
gesetzt hat. Errungenschaften, an die man sozusagen gewöhnt ist 
(heute z.B. ein Fernseher oder in den imperialistischen Staaten 
ein Auto). Daraus ergibt sich, daß dieses historische oder gesell-
schaftliche Element Veränderungen unterliegen kann und auch 
unterliegt – und zwar sowohl aufwärts als auch abwärts.
„Die natürlichen Bedürfnisse selbst, wie Nahrung, Kleidung, Heizung, 
Wohnung usw., sind verschieden je nach den klimatischen und andren 
natürlichen Eigentümlichkeiten eines Landes. Andrerseits ist der Um-
fang sog. notwendiger Bedürfnisse, wie die Art ihrer Befriedigung, 
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Graphik 3: Bruttojahreseinkommen 2008 der (früher) türkischen
Staatsangehörigen im Alter zwischen 25 und unter 45 Jahren in Prozent der 
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selbst ein historisches Produkt und hängt daher großenteils von der 
Kulturstufe eines Landes, unter andrem auch wesentlich davon ab, un-
ter welchen Bedingungen, und daher mit welchen Gewohnheiten und 
Lebensansprüchen die Klasse der freien Arbeiter sich gebildet hat. Im 
Gegensatz zu den andren Waren enthält also die Wertbestimmung der 
Arbeitskraft ein historisches und moralisches Element. Für ein bestim-
mtes Land, zu einer bestimmten Periode jedoch, ist der Durchschnitts-
Umkreis der notwendigen Lebensmittel gegeben.“ 74

In seinen beiden Reden vor dem Generalrat der I. Internationale 
im Juni 1865 entwickelt Marx diese Überlegung:
„Der Wert der Arbeitskraft wird aus zwei Elementen gebildet - einem 
rein physischen und einem historischen oder gesellschaftlichen. Seine 
äußerste Grenze ist durch das physische Element bestimmt, d.h. um 
sich zu erhalten und zu reproduzieren, um ihre physische Existenz 
auf die Dauer sicherzustellen, muß die Arbeiterklasse die zum Leben 
und zur Fortpflanzung absolut unentbehrlichen Lebensmittel erhalten. 
Der Wert dieser unentbehrlichen Lebensmittel bildet daher die äußerste 
Grenze des Werts der Arbeit.“ 75

„Außer durch dies rein physische Element ist der Wert der Arbeit in 
jedem Land bestimmt durch einen traditionellen Lebensstandard. 
Er betrifft nicht das rein physische Leben, sondern die Befriedigung 
bestimmter Bedürfnisse, entspringend aus den gesellschaftlichen Ver-
hältnissen, in die die Menschen gestellt sind und unter denen sie auf-
wachsen.“ 76

verschiedene formen der überausbeutung der MigrantInnen

Damit kommen wir auch schon zum Wert der MigrantInnen-
Arbeitskraft. MigrantInnen im eigentlichen Sinne (also nicht 
die ZuwanderInnen, die aus reichen, imperialistischen Ländern 
kommen und mehr oder weniger keiner bzw. viel geringeren 
Diskriminierung unterliegen) kommen aus ärmeren, halb-ko-
lonialen Staaten (bzw. im Falle Jugoslawiens oder Osteuropas 
vor 1990 aus einem ärmeren, stalinistischen Staat). Die Kapita-
listInnen brauchen MigrantInnen, denn sie können leichter zu 
geringen Löhnen angestellt werden als einheimische ArbeiterIn-
nen. Warum? Weil sich MigrantInnen in einer verzweifelten Lage 
befinden und der Armut in ihrer Herkunftsländern entfliehen 
wollen. Um in dem vergleichsweise reicheren imperialistischen 
Land leben zu können, sind sie bereit, dort zu niedrigen Löhnen 
zu arbeiten und oft auch in Jobs, die weit unter ihrer Qualifika-
tion liegen. Aufgrund der ärmlichen Bedingungen in ihrer Hei-
mat sind sie auch niedrigere Lebensstandards gewöhnt. Sie sind 
auch in gewissem Maß gewillt, für Jobs hierzulande niedrigere 
Löhne als die einheimischen Arbeitskräfte zu akzeptieren, da 
sie oft nicht die Perspektive haben, ihr restliches Leben in den 
imperialistischen Zielländern zu verbringen. Das MigrantInnen-
Dasein hier hat für sie oft einen Übergangscharakter. 77 Das heißt, 
der niedrige Lohn hierzulande könnte ihnen nach einer gewis-
sen Zeit ein relativ gute Zukunft in den Heimatländern ermögli-
chen.
Marx wies im III. Band des Kapital darauf hin, daß die Unterne-
hmerInnen auf verschiedene Weise versuchen, ihren Profit zu 
steigern. Als eine der wichtigsten Ursachen benannten Marx die 
Herauspressung eines Extraprofits durch die überdurchschnit-
tliche Ausbeutung der ArbeiterInnen: „In der Tat ist das besondre 
Interesse, das ein Kapitalist oder das Kapital einer bestimmten Produk-
tionssphäre an der Exploitation der direkt von ihm beschäftigten Ar-
beiter nimmt, darauf beschränkt, daß entweder durch ausnahmsweise 
Überarbeitung oder aber durch Herabsetzung des Lohns unter den 
Durchschnitt oder durch ausnahmsweise Produktivität in der ang-
ewandten Arbeit ein Extraschnitt, ein über den Durchschnittsprofit 
übergreifender Profit gemacht werden kann.“ 78

Allgemein bezeichnete er das „Herunterdrücken des Arbeitslohns 
unter seinen Wert“ als eine der wichtigsten Maßnahmen des Kap-
itals zur Steigerung der Profitrate: „Herunterdrücken des Arbeit-
slohns unter seinen Wert. Dies wird hier nur empirisch angeführt, da 
es in der Tat, wie manches andre, was hier aufzufahren wäre, mit der 
allgemeinen Analyse des Kapitals nichts zu tun hat, sondern in die, 
in diesem Werk nicht behandelte, Darstellung der Konkurrenz gehört. 
Doch ist es eine der bedeutendsten Ursachen, die die Tendenz zum Fall 
der Profitrate aufhalten.“ 79

Wie wir zeigen werden, verdienen MigrantInnen in der Tat in 
der gleichen Branche deutlich weniger als ihre inländischen Kol-
legInnen. Wir haben hier also eine erste Form der Überausbeu-
tung der MigrantInnen.
Kommen wir zur nächsten Form der Überausbeutung. Die Kapi-
talistInnen müssen für die MigrantInnen der ersten Generation 
keine Kosten für ihre Ausbildung zahlen. Er bekommt sozusa-
gen kostenlos eine bereits mehr oder weniger qualifizierte Arbe-
itskraft zur Verfügung gestellt. Welche großen Ausmaße dieser 
Werttransfer annimmt, haben wir bereits oben gesehen, als wir 
die enormen Unkosten des sogenannten „brain drain“ für die 
halbkolonialen Länder anführten.
Eine weitere Form der Überausbeutung sind die in Wirklichkeit 
geringeren Kosten für Pensionen. Die meisten MigrantInnen sind 
noch relativ jung. Für nur wenige MigrantInnen werden Pension-
szahlungen schlagend. Und ob in 20, 30, 40 Jahren Jahren für das 
Kapital Pensionsleistungen schlagend werden, ist alles andere 
als gewiß. Wer weiß, wie sich das Pensionssystem bis dorthin 
entwickelt und ob die zu diesem Zeitpunkt vielleicht wieder in 
ihrer Heimat leben. Das Resultat dieser Form der Überausbeu-
tung ist, daß MigrantInnen jährlich weitaus weniger in das Soz-
ialsystem einzahlen als sie ausgezahlt bekommen. Im Jahr 2007 
zum Beispiel haben MigrantInnen in Österreich 1.2 Milliarden 
Euro netto mehr eingezahlt als sie an Auszahlungen erhielten.
Kosten für die künftigen Generationen der MigrantInnen – 
also für Kinder – müssen die KapitalistInnen auch nur bedingt 
zahlen, da angenommen wird, daß viele MigrantInnen wieder 
zurückgehen und nicht hier eine Familie gründen.
Diese verschiedenen Formen der Überausbeutung beruhen 
natürlich auf einer „gesellschaftlichen Annahme“, die in erster 
Linie durch den imperialistischen Staat – dieser „Maschine der 
Klassenherrschaft“ 80 – erzwungen wird. Durch seine weitreichen-
den Möglichkeiten zu Zwangsmaßnahmen gegen ausländische 
StaatsbürgerInnen bis hin zur Verweigerung der Verlängerung 
der Aufenthaltsbewilligung oder gar Abschiebung können Mi-
grantInnen gar nicht fix planen, daß sie länger hier leben. Hinzu 
kommt natürlich auch, daß viele MigrantInnen selber noch nicht 
wissen, ob sie wieder zurückgehen wollen oder vielleicht sog-
ar dies vorhaben, später dieses Vorhaben aufgrund der tristen 
Zustände in ihrer Heimat ändern. Diese Ungewißheit über die 
eigene Zukunftsplanung inklusive dem Damokles-Schwert der 
rechtlichen Unterdrückung hat aber einen wesentlichen Einfluß 
auf die gesellschaftlich durchschnittlichen Reproduktionskos-
ten der MigrantInnen-Arbeitskräfte. Aufgrund der Annahme, 
daß die MigrantInnen nach einer gewissen Zeit wieder in ihre 
Herkunftsländer gehen, werden bestimmte längerfristige Zu-
kunftsinvestitionen als nicht notwendig angenommen (Haus 
bauen, Lebensversicherung etc.) Es geht hier nicht darum, ob 
das in den einzelnen Fällen zutrifft. Es geht darum, daß dies die 
gesellschaftliche Annahme ist, die vom imperialistischen Staat 
durch seine Repressionspolitik gegen „AusländerInnen“ erz-
wungen wird und zum Teil auch auf die subjektive Perspektive 
der MigrantInnen selber zutrifft. Zu all dem kommt noch der 
meistens geringe bis gar nicht vorhandene Organisationsgrad 
der MigrantInnen in den Gewerkschaften und somit die gering-
eren Widerstandsmöglichkeiten gegen die Überausbeutung du-
rch die KapitalistInnen. Kurz und gut, das historische oder ge-
sellschaftliche Element des Werts der MigrantInnen-Arbeitskraft 
liegt unterhalb jenem der einheimischen Arbeitskraft.
Für die KapitalistInnen ergeben sich daraus natürlich enorme 
Vorteile. Der Tauschwert einer Ware ergibt sich nach Marx aus 
der in ihr steckenden gesellschaftlich durchschnittlich notwen-
digen Arbeitszeit. Einen Teil des Werts dieser Arbeitszeit eignet 
sich der Kapitalist als Mehrwert bzw. Profit an, einen anderen 
Teil zahlt er dem Arbeiter als Lohn. Wenn nun also der Lohn des 
migrantischen Arbeiters unterhalb des im gegebenen imperial-
istischen Land durchschnittlichen Lohnniveaus liegt, so kann 
sich also der Kapitalist einen größeren Teil des in der Ware en-
thaltenen Wertes als Mehrwert aneignen als er dies beim öster-
reichischen Arbeiter kann. Hinzu kommen die Aneignung der 
vom heimischen Kapitalisten unbezahlten Ausbildungskosten 
und die geringen Kosten für die Pensionen. Aus diesen Gründen 
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sprechen wir von der Überausbeutung der MigrantInnen durch 
die KapitalistInnen. Das heißt, die Ausbeutung – der ja im Kapi-
talismus alle ArbeiterInnen unabhängig von ihrer Hautfarbe und 
Herkunft unterworfen sind – der MigrantInnen liegt über dem 
durchschnittlichen Niveau der einheimischen ArbeiterInnen. 
Die Kehrseite dieses Prozesses vom Standpunkt der Bourgeoisie 
betrachtet besteht darin, daß der Kapitalist die durch den Mi-
grantInnen hergestellte Waren zu den im imperialistischen Land 
üblichen durchschnittlichen Preisniveaus verkaufen kann, dem 
migrantischen Arbeiter aber nur einen unterdurchschnittlichen 
Lohn auszahlen muß. Somit kann sich der Kapitalist mittels der 
migrantischen Arbeitskräfte einen Extraprofit aneignen. In einen 
gewissen, übertragenen Sinn kann man sagen, daß die Migran-
tInnen die innere Kolonie des Imperialismus sind.
Wenn wir von den unterdurchschnittlichen Löhnen für Migran-
tInnen sprechen, so trifft dies natürlich nicht auf alle MigrantIn-
nen zu. Es gibt MigrantInnen, die den gleichen Lohn verdienen 
wie ihre inländischen KollegInnen. Wir sprechen hier vom Du-
rchschnitt, von dem Charakteristischen, für die Mehrzahl der 
MigrantInnen aus den halbkolonialen Ländern.
Das historische Element des Werts der MigrantInnen-Arbeitsk-
raft unterliegt nun aber naturgemäß einem gesellschaftlichen 
Spannungs- und Änderungsprozeß. Unabhängig davon, wieviel 
ihr Lohn im Herkunftsland wert sein mag, der Migrant lebt – 
zumindest für eine gewisse Zeit – in dem gegebenen imperial-
istischen Land und muß dort Waren zur Erhaltung seiner Ar-
beitskraft konsumieren. Mit anderen Worten: während er oder 
sie nur über ein unterhalb des gesellschaftlichen Durchschnitts 
liegenden Lohnniveau verfügen, muß der/die MigrantIn Waren 
zur Erhaltung ihrer Arbeitskraft kaufen, die dem durchschnit-
tlichen Preisniveau entsprechen – also über seinem/ihrem Lohn-
niveau liegen. Hinzu kommt, daß MigrantInnen immer häufiger 

viele Jahre hier leben oder überhaupt hier seßhaft werden. Der 
Widerspruch zwischen den allgemeinen gesellschaftlichen Leb-
ensbedingungen und den besonderen Ausbeutungsbedingun-
gen wird somit für die MigrantInnen immer offensichtlicher und 
drückender. Dies ist neben der kulturellen Diskriminierung ein 
Grund, warum es oft zur Herausbildung von Gegenden kommt, 
in denen hauptsächlich MigrantInnen leben und in denen sich 
auch ein eigenes Preisniveau entwickelt, das unter dem durch-
schnittlichen Niveau liegt (z.B. die zahlreichen 1-Euro-Geschäfte, 
Sewa-Läden). Dies hat allerdings auch zur Folge, daß die Qual-
ität der Produkte dementsprechend sinkt.
Das gesamte Ausmaß des durch die Überausbeutung der Migran-
tInnen erzielten Wertransfer zugunsten des imperialistischen 
Kapitals läßt sich naturgemäß nur schwer errechnen. Ein Indiz 
für die enormen Auswirkungen sind aber Aussagen von bürger-
lichen Politikern und Wissenschaftlern selber. So veröffentlichte 
der britische Minister für Migration, Liam Byrne, Angaben, die 
z.B. für das Jahr 2006 einen Gewinn für die „britische Wirtschaft“ 
(d.h. v.a. die KapitalistInnen) von 6 Milliarden Pfund ausgin-
gen. Laut Angaben des Finanzministers soll die Arbeit der (bil-
ligen) MigrantInnen in den Jahren 2001-2006 für 15-20% des 
Wirtschaftswachstums in Britannien verantwortlich sein. 81 Al-
leine diese offiziellen Angaben der britischen Regierung zeigen, 
daß die Überausbeutung der migrantischen Arbeitskräfte eine 
wichtige Rolle für die Schaffung von Extraprofiten spielt.

Politische und ideologische Mittel für die Überausbeutung

Dies alles skizziert nur die ökonomische Seite, sozusagen die ma-
terielle Basis, der rassistischen Unterdrückung der MigrantInnen. 
Diese Unterdrückung ist natürlich – so wie die Unterdrückung 
der ArbeiterInnenklasse insgesamt – weitaus umfangreicher und 
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Graphik 4: Bruttojahreseinkommen 2008 der (früher) ost- und
außereuropäischen Staatsangehörigen im Alter zwischen 25 und unter 45 

Jahren in Prozent der (schon länger) österreichischen Staatsangehörigen mit 
dem gleichen Geschlecht und Alter, nach Wirtschaftszweig 99



FAREV#6 | Oktober 2010Seite 20

betrifft auch die politische, gesellschaftliche und ideologische 
Ebene. Rufen wir uns hierfür noch einmal folgende marxistische 
Grunderkenntnis in Erinnerung. Kapitalismus ist nicht bloß 
Ökonomie und dann Politik, Gesellschaft, Ideologie usw. als An-
hängsel. Diese verschiedenen Ebenen beeinflussen sich vielmehr 
wechselseitig, wobei die in letzter Instanz entscheidende Ebene 
die der Ökonomie ist. Der Kapitalismus ist eine politische und 
ökonomische Einheit der (Klassen-)Gegensätze. Er kann nur als 
Totalität der ökonomischen Produktionsverhältnisse und des 
politischen, gesellschaftlichen sowie des ideologischen Überbau 
verstanden werden. Diese verschiedenen Ebenen bedingen sich 
gegenseitig und können nur in wechselseitiger Abhängigkeit ex-
istieren. Es ist kein Zufall, daß Marx und wir in seinem Gefolge 
von der politischen Ökonomie und nicht bloß der Ökonomie spre-
chen. Es gebe keine ökonomische Auspressung von Mehrwert im 
Betrieb, würde nicht auch gleichzeitig der bürgerliche Staatsap-
parat die entsprechenden Rechtsverhältnisse gewährleisten und 
notfalls mit Gewaltmitteln erzwingen.
Die Aufrechterhaltung des widersprüchlichen Gleichgewicht 
einer von Klassengegensätzen zerfressenen Gesellschaft wäre un-
denkbar, gebe es nicht die zahlreichen, in den Klassengegensatz 
eingewobenen und mit ihm verschmolzenen gesellschaftlichen 
Unterdrückungsformen (Frauen, Jugend, nationale und ethnis-
che Minderheiten usw.). Ebensowenig könnte die Herrschaft des 
Kapitals auch nur einen Tag überleben ohne das feinmaschige, 
ideologische Gewebe, welches die unterdrückten Klasse und 
Schichten an die Bourgeoisie bindet und dafür sorgt, daß sich 
diese mit Ausbeutung und Unterdrückung in einem gewissen 
Ausmaß abfinden. Kapitalismus setzt also nicht nur die Herstel-
lung und Wiederherstellung von Waren und Kapital voraus, 
sondern auch – damit naturnotwendig verbunden – die Herstel-
lung und Wiederherstellung der gesellschaftlichen Rahmenbed-
ingungen, die ersteres erst ermöglichen. Daher stellte Nikolai 
Bucharin, einer der führenden Theoretiker der Kommunistisch-
en Internationale in den 1920er Jahren, richtigerweise fest:
„Der Prozeß der Reproduktion ist nicht nur ein Prozeß der Reproduk-
tion der materiellen Elemente der Produktion, sondern ein Prozeß der 
Reproduktion der Produktionsverhältnisse selbst.“ 82

Die kapitalistische Unterdrückung und Gefügigmachung der Mi-
grantInnen erfordert auch eine politische und gesellschaftliche 
Seite. Lenin’s Feststellung „Politik ist der konzentrierte Ausdruck 
der Ökonomik“ 83 trifft ganz besonders im Falle des Rassismus zu. 
Der imperialistische Staat spielt eine Schlüsselrolle bei der gesell-
schaftlichen Unterdrückung der MigrantInnen. Der Staat ist der 
Organisator und das Exekutionsorgan der herrschenden kapi-
talistischen Klasse, er ist „Organ der Klassenherrschaft, ein Organ 
zur Unterdrückung der einen Klasse durch die andere…“ 84 Das trifft 
ganz besonders auf den entwickeltsten kapitalistischen Staat – 
den Staat im modernen Zeitalter des historisch überlebten Kapi-
talismus, des Imperialismus – zu. 85 Der imperialistische Staat 
ermöglicht oder sagen wir besser erzwingt den benachteiligten 
oder gar rechtslosen Zustand, in dem MigrantInnen leben und 
dadurch vom Kapital überausgebeutet werden können.
Um nur einige Beispiele zu nennen: Die Unterdrückung durch 
den imperialistischen Staat besteht u.a. in den mit Arbeitserlaub-
nis usw. verbundenen bürokratischen Hürden, in der Voren-
thaltung des Wahlrechts auf der allgemeinen-politischen Ebene 
für die Mehrzahl der MigrantInnen (bzw. deren massive Ein-
schränkung im Falle der ausländischen EU-StaatsbürgerInnen). 
In Österreich wurde MigrantInnen bis zum Jahre 2006 sogar 
das passive Wahlrecht auf der Betriebsratsebene verweigert. 
Sie besteht weiter in der sprachlichen Diskriminierung, da die 
Muttersprache der MigrantInnen in der Regel weder in den 
öffentlichen-gesellschaftlichen Bereichen noch am Arbeitsplatz 
als gleichwertig anerkannt wird. Sie drückt sich ebenso in den 
schlechten Wohnverhältnissen aus, die sich wiederum aus der 
ökonomischen Überausbeutung ergeben. Auf gesellschaftlicher 
Ebene schließlich drückt sich die Unterdrückung der MigrantIn-
nen in einem mal offenen, mal versteckten Rassismus aus in al-
len gesellschaftlichen Bereichen – sei es durch die Polizei, sei es 
durch Lehrer in der Schule, sei es durch Behörden oder sei es 
einfach auf der Straße durch Anpöbelungen von Rassisten.

Ix. dIE forMEn dEr untErdrücKung
von MIgrantinnEn In östErrEIch

und dIE untErschIEdE zWIschEn dEn
vErschIEdEnEn EInWandErinnEngruppEn

In den offiziellen bürgerlichen Statistiken gelten als Migran-
tInnen oft nur entweder (a) ausländische StaatsbürgerInnen 
oder (b) diese sowie die im Ausland geborene österreichischen 
StaatsbürgerInnen. 86 Bei Variante (b) fallen jedoch die bereits 
im Inland geborenen Kinder von MigrantInnen heraus bzw. bei 
Variante (a) die eingebürgerten MigrantInnen. Diese machen 
jedoch oft einen sehr hohen Anteil aus. In Wien zum Beispiel 
gibt es ungefähr genauso viele MigrantInnenjugendliche mit 
österreichischer Staatsbürgerschaft wie MigrantInnenjugendli-
che mit nicht-österreichischer Staatsbürgerschaft! Mittlerweile 
hat jedoch die allgemeine Akzeptanz der Bedeutung des immer 
größer werdenden Phänomens der Migration zu einer gewissen 
Korrektur dieser Definition geführt. In der neuesten offiziellen 
Statistik über Migration in Österreich werden unter dem Begriff 
der MigrantInnen – wir nennen es hier Variante (c) – nun auch 
„alle Personen, deren Eltern im Ausland geboren sind, unabhängig von 
ihrer Staatsangehörigkeit“ verstanden. 87 Wir werden später sehen, 
daß auch diese Definition ungenügend ist, wollen zuerst einmal 
jedoch die offiziellen Zahlen auflisten.
Laut den neuesten Statistiken leben in Österreich gegenwärtig 
(Stichtag 1. Januar 2010) rund 895.000 „AusländerInnen“ – also 
Personen, die keine österreichische Staatsbürgerschaft haben. 
Dies entspricht einem Anteil von 10.7% an der Gesamtbev-
ölkerung (8,375 Millionen). Die Mehrzahl dieser „Ausländer-
Innen“ (63%) lebt seit mehr als 5 Jahren in Österreich. Nimmt 
man als Kriterium einen ausländischen Geburtsort, so leben in 
Österreich rund 1.293 Millionen Menschen – das sind 15.4% der 
Gesamtbevölkerung. Die Mehrheit der im Ausland Geborenen 
(60%) besitzt einen ausländischen Paß, während rund 40% bere-
its eingebürgert waren, also die österreichische Staatsangehörig-
keit haben. Definiert als „Personen ausländischer Herkunft“ 
lebten zum Stichtag 1. Januar 2010 rund 1,423 Millionen in Öster-
reich. Bezogen auf die Gesamtbevölkerung entsprach dies einem 
Anteil von 17%. Integriert man in die Berechnung alle Personen, 
deren beide Eltern im Ausland geboren sind, unabhängig von 
ihrer Staatsangehörigkeit so lebten im Jahr 2009 rund 1.468 Mil-
lionen Personen mit Migrationshintergrund in Österreich (17.8% 
der Gesamtbevölkerung). 1.082 Millionen davon zählen zur 
„ersten Generation“, da sie selbst im Ausland geboren wurden 
und nach Österreich zugezogen sind. Die verbleibenden knapp 
385.500 Personen sind in Österreich geborene Nachkommen von 
Eltern mit ausländischem Geburtsort („zweite MigrantInnen-
generation“).
Wenn wir uns nun die Lage der MigrantInnen genauer an-
schauen, müssen wir auf wichtige Unterschiede innerhalb jener 
Gruppe, die in den offiziellen Statistiken als MigrantInnen oder 
ZuwanderInnen angeführt, hinweisen. Grob gesprochen können 
wir sagen, daß EinwanderInnen aus reicheren imperialistischen 
Staaten (im Falle Österreichs v.a. aus Deutschland) nur in einem 
eingeschränkten Maße relevanten Diskriminierung ausgesetzt sind. 
Damit wollen wir keineswegs behaupten, daß es überhaupt 
keine Benachteiligungen für westeuropäische EinwanderInnen 
gibt. Im Falle jener, die nicht aus Deutschland bzw. der deutsch-
sprachigen Schweiz kommen, gibt es die sprachliche Barriere. 
Den SchweizerInnen wiederum fehlen die politischen Rechte, 
die den EU-StaatsbürgerInnen zustehen. Trotzdem existieren 
hier beträchtliche, qualitative Unterschiede zu der großen Meh-
rheit der MigrantInnen, die aus den nicht-imperialistischen Län-
dern kommen.
Vergleicht man z.B. die Nettojahreseinkommen 2008 (Median) 
der ganzjährig unselbständig Erwerbstätigen, so liegen diese bei 
den EinwanderInnen aus den westeuropäischen EU-Staaten mit 
21.015 Euro (Medianwert für 2008) fast auf dem gleichen Niveau 
wie das der österreichischen Erwerbstätigen (21.542 Euro). Ins-
gesamt sind deutsche EinwanderInnen im Durchschnitt in höher 
qualifizierten Jobs tätig bzw. studiert ein Teil von ihnen an den 
Universitäten (2007 waren es knapp 15.000). Der Anteil der Aka-
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demikerInnen ist bei den deutschen EinwanderInnen dreimal so 
hoch wie bei den ÖsterreicherInnen. Während bei den Wissen-
schaftlerInnen und TechnikerInnen die deutschen EinwanderIn-
nen deutlich höher repräsentiert sind als die ÖsterreicherInnen, 
ist deren Anteil unter den HilfsarbeiterInnen nur halb so hoch. 
88. Besonders deutlich wird das Fehlen einer systematischen 
Überausbeutung auch dann, wenn man sich die Position in der 
beruflichen Hierarchie ansieht. So üben 41.3% der deutschen Er-
werbstätigen in Österreich eine höhere bis führende Tätigkeit als 
Angestellte aus, während der Vergleichswert für österreichische 
Erwerbstätige bei 27.8% liegt. 89 Auch im Falle der Sprache sind 
deutsche EinwanderInnen auch keiner Benachteiligung ausge-
setzt. Und im politisch-juristischen Bereich genießen EU-Bür-
gerInnen nunmehr eine Reihe von Rechten. Diese Gruppe der 
EinwanderInnen aus Deutschland umfaßt 213.000 Menschen, 
zusammen mit den EinwanderInnen aus den westeuropäischen 
EU-Staaten und der Schweiz sind das rund 308.000 Menschen. 
Die Gruppe der westeuropäischen EinwanderInnen – insbeson-
dere die ZuwanderInnen aus Deutschland – zählen also nur sehr 
bedingt zu den MigrantInnen als systematisch unterdrückte und 
überausgebeutete Schicht.
Vollkommen anders hingegen bei den MigrantInnen aus der 
halb-kolonialen Welt – sei es aus der Türkei, dem Balkan, aus Os-
teuropa oder anderen Ländern. Diese werden sowohl im Betrieb, 
in den Ausbildungsstätten und vielen anderen gesellschaftlichen 
Bereichen systematisch und massiv diskriminiert. Sie stellen die 
Mehrzahl der MigrantInnen, trotz der (oben dargelegten) Un-
terschätzung in den offiziellen Statistiken. Unter diesen offiziell 
1.160.000 MigrantInnen stellen die Menschen mit Wurzeln im 
ehemaligen Jugoslawien (496.200) sowie der Türkei (247.500) die 
größten Gruppen. 90 Man kann also sagen, daß in Österreich offi-
ziell rund eine halbe Millionen MigrantInnen mit Wurzeln im 
ehemaligen Jugoslawien sowie eine Viertel Million mit Wurzeln 
in der Türkei leben. Aus den osteuropäischen EU-Staaten kom-
men schließlich insgesamt 265.000 MigrantInnen. 91

Diese Gruppen der MigrantInnen haben laut den offiziellen 
Statistiken ein Nettojahreseinkommen 2008 (Median) der gan-
zjährig unselbständig Erwerbstätigen von um die 17.500 Euro 
(Medianwert für 2008). 92 MigrantInnen aus noch ärmeren Län-
dern haben ein noch geringeres Einkommen (15.720 Euro). 
Damit liegt das Durchschnittseinkommen der MigrantInnen um 
knapp 20% oder noch mehr unterhalb jenem der Österreicher-
Innen. Dieser Einkommensunterschied um ein Fünftel bei den 
hochgerechneten Ganzjahreseinkommen ist faktisch der gleiche 
wie vor 10-15 Jahren. 93 Diese Zahlen sind jedoch statistische Ver-
zerrungen, da sie die Einkommen auf der Grundlage einer gan-
zjährigen Beschäftigung berechnen. In Wirklichkeit jedoch sind 
viele migrantische ArbeiterInnen in der Situation, daß sie keine 
feste, dauerhafte Anstellung bekommen (von der Schwarzarbe-
it einmal ganz zu schweigen). 94 Gestützt auf Angaben aus der 
Arbeitsmarktdatenbank in Wien kommt eine aktuelle Studie zu 
folgendem Ergebnis: „Sowohl Frauen als auch Männer aller nich-
tösterreichischen Staatsbürgerschaftsgruppen erreichten im Jahr 2008 
ein geringeres Einkommen als Beschäftigte mit österreichischer Staats-
bürgerschaft des gleichen Geschlechts. Die Einkommensunterschiede 
sind dabei beträchtlich. Weibliche und männliche Beschäftigte aus den 
neuen EU-Staaten, dem ehemaligen Jugoslawien und der Türkei ver-
fügen nur über 40% bis 65% des Einkommens von Beschäftigten mit 
österreichischer Staatsbürgerschaft des gleichen Geschlechts.“ 95 Kurz 
und gut, der tatsächliche Verdienst der migrantischen Arbeit-
erInnen in Wien liegt um 35-60% unterhalb dem durchschnit-
tlichen Einkommen ihrer inländischen KollegInnen! Wir haben 
allen Grund zur Annahme, daß diese Einkommensunterschiede 
in etwa ebenso in den anderen Bundesländern existieren.
Die massive Benachteiligung der MigrantInnen auf der Ebene 
des Lohns erklärt sich nicht bloß daraus, daß MigrantInnen v.a in 
Branchen beschäftigt sind, die sogenannten Niedriglohnbranchen 
sind. Auch innerhalb der gleichen Branche verdienen MigrantIn-
nen deutlich weniger als ihre inländischen KollegInnen. Wie die 
Graphiken zeigen, verdienen z.B. die ex-jugoslawischen Arbeit-
erInnen in der Baubranche nur 45-55% des Lohns, den die inlän-
dischen KollegInnen erzielen. Bei den türkischen MigrantInnen 

liegt der Wert zwischen 30-60%. In der Sachgüterproduktion be-
trägt das Lohnniveau bei diesen beiden wichtigsten MigrantIn-
nengruppen nur zwischen 40-70%. Diese gravierende Schlech-
terbezahlung kommt v.a. dadurch zustande, daß MigrantInnen 
viel seltener einen vollwertigen Vollzeitarbeitsplatz bekommen, 
sondern formell nur mit einer kürzeren Beschäftigungsdauer 
(z.B. geringere Wochenarbeitsstunden, Saisonniers) angestellt 
werden. Dafür müssen sie dann meist viele (unbezahlte) Über-
stunden machen.
Ebenso typisch ist auch die Tatsache, daß unselbständig Bes-
chäftigte aus dem ehemaligen Jugoslawien und der Türkei zu 
2/3 ArbeiterInnen im arbeitsrechtliche Sinne sind, während der 
entsprechende Anteil bei den österreichischen unselbständig Be-
schäftigte bei nur 23.5% liegt. Noch deutlicher ist die nationale 
Diskriminierung der MigrantInnen, wenn man sich die Posi-
tion in der beruflichen Hierarchie ansieht. Beinahe zwei Drittel 
der aus der Türkei stammenden migrantischen Erwerbstätigen 
(64,1%) sind in Arbeiterberufen mit Hilfs- bis mittleren Tätig-
keiten zu finden, etwas weniger sind es bei Personen aus dem 
ehemaligen Jugoslawien (56,5%). Bei im Inland geborenen Bes-
chäftigten hingegen liegt der Anteil bei dieser Berufsgruppe bei 
bloß 13.1%! 100

Vergleicht man den Anteil der MigrantInnen bzw. der Öster-
reicherInnen in den jeweiligen Branchen, sind folgende Unter-
schiede hervorzuheben. Ein besonders überdurchschnittlich 
hoher Anteil der MigrantInnen findet sich in der Branche Be-
herbergung und Gastronomie: fast jeder neunte Erwerbstätige 
mit ausländischen Wurzeln arbeitet in diesem Wirtschaftszweig, 
bei den in Österreich Geborenen ist dies nur jeder bzw. jede 20. 
(11.0% zu 5.1%). Besonders stark vertreten ist diese Branche bei 
Personen aus „sonstigen Drittstaaten“ (also den halbkolonialen 
Nicht-EU-Staaten) – 19.1% arbeiten in der Beherbergung bzw. 
Gastronomie (das sind 20.200 Beschäftigte). Auch im Bauwesen 
sind MigrantInnen überdurchschnittlich oft anzutreffen (11.9% 
bzw. 8.6%). 16,9% der MigrantInnen sind im industriellen Ve-
rarbeitenden Gewerbe beschäftigt, dies sind anteilsmäßig etwas 
mehr als im Inland Geborene mit 15.4%. Ähnlich stark verbreitet 
wie bei den Erwerbstätigen insgesamt ist der Handel bzw. die 
Instandhaltung und Reparatur von Kfz und Gebrauchsgütern 
mit 15.9 % (Durchschnitt: 16.2%). 101 Einen hohen Anteil stellen 
ausländische StaatsbürgerInnen unter den in der Landwirtschaft 
beschäftigten ArbeiterInnen. Im Jahr 2005 machten sie 29.7% der 
insgesamt 26.800 Arbeitskräfte in der Land- und Forstwirtschaft 
aus. 4/5 von ihnen sind SaisonarbeiterInnen oder ErntehelferIn-
nen. 102

Unterscheidet man die Berufstätigkeit der MigrantInnen nach 
Geschlechtern, so ergeben sich folgende Unterschiede. Männer 
mit ausländischem Geburtsland konzentrieren sich neben dem 
Verarbeitenden Gewerbe auch auf das Bauwesen; vier von zehn 
Migranten sind in diesen beiden Branchen vertreten (41.4% bzw. 
145.600). Im Bauwesen überwiegt der Anteil der im Ausland 
geborenen Männer deutlich; 20.6% der Migranten arbeiten in 
diesem Wirtschaftszweig, allerdings nur 13.2% der in Österreich 
Geborenen. Besonders hervorzuheben sind hier folgende Länder: 
Aus Bosnien und Herzegowina stammende Männer sind in der 
Baubranche am häufigsten vertreten – mehr als ein Drittel dieser 
Erwerbstätigen fand hier einen Arbeitsplatz (35.2%; 21.100). Von 
den Männern aus den osteuropäischen EU-Staaten ist beinahe 
jeder Vierte (22.8%) in der Baubranche tätig, von den Türken 
jeder Fünfte (19.9%). Drei von zehn Türken sind im Verarbei-
tenden Gewerbe tätig (29.9%; 17.800). Ein Viertel der aus dem 
ehemaligen Jugoslawien stammenden Männer ist im Verarbeit-
enden Gewerbe beschäftigt (24.7%; 30.200), ein Fünftel der Män-
ner aus den zwölf osteuropäischen EU-Ländern (19.7%; 9.900). 
15.6% (54.900) der im Ausland geborenen Männer arbeiten im 
Handel bzw. in der Instandhaltung von Kfz und Gebrauchsgüt-
ern, der Anteil der gebürtigen Österreicher ist in dieser Branche 
etwas geringer (13.8%). Überdurchschnittlich häufig sind Män-
ner aus den „alten“ EU-Ländern (EU15), aber auch aus sonsti-
gen Drittstaaten in diesem Wirtschaftszweig anzutreffen (jeweils 
rund 19% bzw. je 11.000 Beschäftigte). Im Gastgewerbe ist der 
Anteil der Migranten dreimal so hoch wie bei im Inland ge-
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borenen Männern (31.300 bzw. 8.9% zu 3.0%). Jeder fünfte Mann 
aus sonstigen Drittstaaten ist in dieser Branche tätig (20.9% bzw. 
12.200).
Bei den Frauen ergibt sich folgendes Bild: Von den Migrantinnen 
arbeiten 16.4% (48.900) im Handel – im Vergleich zu den in Öster-
reich geborenen Frauen sind sie in dieser Branche unterrepräsen-
tiert (19.2%). Von den Frauen aus dem ehemaligen Jugoslawien 
ist jede fünfte im Handel tätig (19.6%; 19.700). Fast ebenso viele 
Migrantinnen sind insgesamt im Gesundheits- und Sozialwesen 
anzutreffen, mit 16.1% (48.000) liegt der diesbezügliche Anteil 
über dem Durchschnitt (14.8%). Von den Frauen aus der Eu-
ropäischen Union ist mindestens jede fünfte im Gesundheits- 
und Sozialwesen beschäftigt, von den Deutschen 23.1%. Auch in 
der Branche „Erbringung von sonstigen wirtschaftlichen Dien-
stleistungen“ ist der Anteil der Migrantinnen überdurchschnit-
tlich hoch (11.1% bzw. 33.200 Frauen; in Österreich Geborene: 
3.3%). Bei Frauen aus dem früheren Jugoslawien findet sich hier 
ein Wert von 17.9%; 18.100). Auch das Gastgewerbe und die War-
enherstellung zählen zum Arbeitsgebiet von jeweils rund 13.0% 
der Migrantinnen; verglichen mit gebürtigen Österreicherinnen 
sind sie in diesen beiden Branchen viel häufiger vertreten. Im 
Gastgewerbe ist der Anteil der Migrantinnen beinahe doppelt so 
hoch wie bei den Österreicherinnen (13.4% gegenüber 7.6%). Je 
rund 16.0% der Frauen aus dem ehemaligen Jugoslawien sind in 
diesen beiden Wirtschaftsabschnitten beruflich tätig.
Migrantische ArbeiterInnen sind traditionell vor allem in Un-
ternehmen mit einer kleineren Betriebsgröße beschäftigt. Vergle-
icht man die inländischen mit den ausländischen Arbeitskräften, 
so fällt auf, daß letztere stärker auf die Betriebsgrößenklassen 
bis 500 Beschäftigte konzentriert sind als ihre inländischen Kol-
legInnen. Diese wiederum sind in den Großbetrieben mit mehr 
als 500 Beschäftigten deutlich stärker vertreten. Ausländische 
Arbeitskräfte sind überproportional oft in Kleinstbetrieben be-
schäftigt. 1999 arbeiteten 37.3% der AusländerInnen und 32.4% 
der InländerInnen in Betrieben mit bis zu 19 Beschäftigten. Eben-
so sind MigrantInnen in Betrieben mit 20 bis zu 99 Beschäftigten 
stärker als InländerInnen vertreten. In Großbetrieben hingegen, 
v.a. solche mit mehr als 1.000 Beschäftigten, waren nur 8.8% der 
ausländischen Arbeitskräfte gegenüber 21.6% der österreichisch-
en beschäftigt. 103 Dies ist ein Resultat der auf Klassenzusamme-
narbeit mit dem Kapital beruhenden Politik der Gewerkschafts-
bürokratie. Sie setzte durch, daß im Bereich ihrer unmittelbaren 
Basis – in den ehemaligen verstaatlichten Großbetrieben – nur 
wenig MigrantInnen arbeiten durften. Daher sind diese vor in 
den kleineren Betrieben konzentriert, wo traditionell die Ausbeu-
tung höher und die kollektive, gewerkschaftliche Organisierung 
schwieriger ist.
Ein weiteres charakteristisches Merkmal der Unterdrückung der 
MigrantInnen als überausgebeutete Arbeitskräfte ist die Tatsache, 
daß sie viel häufiger als inländische Arbeitskräfte in Jobs einge-
setzt werden, für die sie deutlich überqualifiziert sind. Während 
der Anteil von inländischen Beschäftigten, die einen Job ausü-
ben, der unterhalb ihrer beruflichen Qualifikation liegt, 9.7% be-
trägt, sind dies bei den EinwanderInnen dreimal so viel (27.5%). 
Bei den mittleren und höher qualifizierten EinwanderInnen ist 
der Anteil sogar noch höher: „39% der berufstätigen Einwander-
innen und Einwanderer mit einem Abschluss über der Pflichtschule 
übten 2001 Berufe aus, für die sie nicht so viel Bildung benötigen, wie 
sie bereits hatten. Sie waren dequalifiziert worden.“ 104 Während dies 
bei den deutschen EinwanderInnen deutlich weniger der Fall 
ist, sind MigrantInnen aus den osteuropäischen EU-Staaten (ein 
Drittel) oder dem ehemaligen Jugoslawien (30.9%) häufig über-
qualifiziert. Bei den MigrantInnen mit mittlerer und höherer 
Ausbildung aus dem ehemaligen Jugoslawien oder der Türkei 
liegt der Anteil sogar bei 51.8%! 105 Insgesamt gilt, daß MigrantIn-
nen aus der Ersten Generation davon natürlich stärker betroffen 
sind (29,1%) als jene der Zweiten Generation (15,3%). Auffallend 
ist auch, daß vor allem Frauen in den untersten Schichten der 
ArbeiterInnenklasse (in der bürgerlichen Soziologie wird dafür 
der Begriff „Arbeiterinnen, Arbeiter, Hilfs- bis mittlere Tätig-
keit“ verwendet) außergewöhnlich stark betroffen sind. Fast jede 
zweite Migrantin (46.7%) in dieser Sparte ist für ihre Tätigkeit 

überqualifiziert. 106 Diese Nichtanerkennung ihrer Ausbildung 
bedingt durch die rassistische Unterdrückung hat für die Mi-
grantInnen zur Folge, daß die ausländischen Staatsangehörigen 
aus den osteuropäischen EU-Ländern sowie den Nicht-EU-Län-
dern ein Einkommen beziehen, das rund 30% unter jenem liegt, 
welches sie von ihrer Ausbildung her beziehen müßten. Im Falle 
der eingebürgerten MigrantInnen liegt deren Einkommen um 
rund 20% niedriger. 107

Diese Überqualifizierung der MigrantInnen spricht übrigens 
Hohn über die zuweilen von Verteidigern des Sozialchauvinis-
mus geäußerte Behauptung, daß v.a. jene MigrantInnen einwan-
dern, die in ihren Heimatländern zu unqualifiziert und erfolglos 
wären.
Diese systematische Unterbewertung der Qualifikation der Mi-
grantInnen ist in erster Linie auf ihre Unterdrückung als Migran-
tInnen zurückzuführen und nicht darauf, daß die Ausbildung in 
dem jeweiligen Heimatland nicht den Anforderungen in Österre-
ich entspricht. Denn auch wenn die MigrantInnen ihren Schulab-
schluß in Österreich machen, erfahren sie eine überdurchschnit-
tlich hohe Dequalifikation am Arbeitsmarkt. Zu diesem Schluß 
kommt auch der anerkannte bürgerliche Migrationsforscher 
August Gächter: „…, dass nach der Geburt im Ausland der Ort des 
Schulabschlusses zwar ein Einfluss auf den beruflichen Erfolg in Öster-
reich ist, aber kein entscheidender. Es ist nicht möglich, die Geburt im 
Ausland durch einen Schulabschluss im Inland auszugleichen. Trotz 
inländischem Abschluss bleiben massive Nachteile bei der beruflichen 
Verwertung der Bildung bestehen.“ 108

MigrantInnen dienen nicht nur als billige Arbeitskräfte, sondern 
auch als leichter einsetzbare, flexible, industrielle Reservearmee. 
Ihre Arbeitsverhältnisse sind daher deutlich unsicherer, sie sind 
leichter kündigbar. Daher haben wir auch das scheinbar wider-
sprüchliche Bild, daß MigrantInnen einerseits stärker als Inlän-
derInnen von Arbeitslosigkeit betroffen sind, sie andererseits 
jedoch kürzer arbeitslos sind. So lag die Arbeitslosenquote bei 
österreichischen StaatsbürgerInnen bei 6.7%, bei Staatsbürger-
Innen aus dem ehemaligen Jugoslawien (11%) und der Türkei 
(14%) jedoch deutlich höher. Gleichzeitig sind 2.9% der öster-
reichischen StaatsbürgerInnen länger als 12 Monate arbeitslos, 
während dies nur auf 1.6% der KollegInnen aus der Türkei und 
1.3% aus dem ehemaligen Jugoslawien zutrifft. Die größere Ar-
mut und – im Falle der ausländischen Staatsangehörigkeit – die 
Angst vor dem Verlust der Aufenthaltsbewilligung und somit 
vor der Abschiebung durch den imperialistischen Staat Österre-
ich treibt die MigrantInnen (noch mehr als die arbeitslosen Ös-
terreicherInnen) dazu, rasch und oft zu den furchtbarsten Bedin-
gungen jeden sich bietenden Job anzunehmen.
Die Benachteiligung der MigrantInnen wird auch in allen an-
deren gesellschaftlichen Bereichen offensichtlich. So z.B. beträgt 
die durchschnittliche Wohnfläche für ÖsterreicherInnen 46m2, 
bei MigrantInnen aus Osteuropa hingegen 38m2, bei jenen aus 
dem ehemaligen Jugoslawien 25m2 und denen aus der Türkei 
gar nur 20m2. Während bei ÖsterreicherInnen als abgeschlossene 
Ausbildung 13% eine Pflichtschule, 59% eine Lehre bzw. BMS, 
14% eine Matura und 14% eine Universität absolviert haben, lie-
gen die entsprechenden Anteile bei MigrantInnen aus dem ehe-
maligen Jugoslawien bei 39%, 43%, 13% und 5%und bei Migran-
tInnen aus der Türkei bei 68%, 22%, 6% und 4%.
Eine besondere Form der Benachteiligung erfahren auch mos-
lemische MigrantInnen, da sie nicht nur als MigrantInnen un-
terdrückt, sondern auch bezüglich ihres religiösen Glaubens 
diskriminiert werden. In Österreich dominiert bekanntlich die 
katholische Kirche und ist auf verschiedene Weise über das 
Konkordat eng mit dem imperialistischen Staatsapparat verbun-
den. Vor dem Hintergrund des imperialistischen Krieges gegen 
den Terror und den wachsenden Rassismus kommt es in Öster-
reich immer häufiger zu Hetzkampagnen gegen den Bau von 
Moscheen oder für das Verbot des Tragens einer Burka. Dies ist 
umso wichtiger, als die moslemischen MigrantInnen eine stark 
anwachsende Minderheit in Österreich sind. Lebten 1991 noch 
158.766 Moslems in Österreich, waren es 2001 bereits 338.988. 
Und im Jahr 2009 lebten bereits 515.914 – also mehr als eine hal-
be Million – Menschen islamischen Glaubens in Österreich, was 
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einem Anteil von rund 6.2% der Bevölkerung entspricht. 109 Mit 
anderen Worten, die moslemische Bevölkerung hat sich in den 
letzten 18 Jahren verdreifacht.
Ein Teil der MigrantInnen bleibt nur für wenige Jahre in Ös-
terreich. Aber eine Mehrheit lebt hier für längere Zeit oder hat 
überhaupt vor, hier ihr restliches Leben zu verbringen. So sind 
von den heute in Österreich lebenden MigrantInnen 385.500 in 
Österreich geboren, 208.600 sind vor 1980, 160.000 sind zwischen 
1980-1990 und 332.600 sind zwischen 1990-1999 eingewandert. 
110 Das heißt, insgesamt sind fast 1,1 Millionen MigrantInnen en-
tweder hier geboren oder leben hier seit mehr als 10 Jahren. Dies 
zeigt, daß die MigrantInnen mehrheitlich keine kurzfristig in Ös-
terreich – als „GastarbeiterInnen“ – verweilende Gruppe sind, 
sondern eine gesellschaftliche relevante und verwurzelte Schicht. 
Bei den in Österreich arbeitenden MigrantInnen sind wiederum 
zwei Gruppen zu unterscheiden. Einerseits jene (die Mehrzahl 
der MigrantInnen), die in Österreich arbeiten und leben. Ander-
erseits jene, die für kurze Zeit aus den umliegenden halbkolo-
nialen Ländern nach Österreich zum arbeiten kommen. (eine 
Minderheit unter den MigrantInnen, die v.a. aus der Slowakei, 
der Tschechischen Republik, Polen, Ungarn und Slowenien kom-
mt.) Dazu gehört auch die Saisonarbeit, bei der MigrantInnen für 
einige Wochen oder Monate nach Österreich kommen. Vor al-
lem die Bereich Tourismus (im Winter) und Bauwesen (Sommer) 
sind hierbei Hauptfelder saisonaler Arbeit.
Eine andere Unterscheidung kann zwischen jenen MigrantInnen, 
die eine österreichische Staatsbürgerschaft besitzen und jenen, 
die keine haben, gemacht werden. Die Unterschiede sind – v.a. 
was demokratischen Rechte und staatliche Ansprüche anbelangt 
– nicht unerheblich. Aber das Gemeinsame zwischen diesen be-
iden Schichten ist weitaus größer als das Trennende. Ob erste 
oder zweite Generation, egal aus welchen Land – für die Migran-
tInnen in ihrer Gesamtheit gilt die Erfahrung, die Nina Gunić 
treffend in folgenden Worten zusammenfaßte: „Als MigrantIn in 
Österreich zu leben, heißt vor allem eins: Keinen Respekt zu bekom-
men. Weder für das was man tut, geschweige denn für das, was man 
ist.“ 111 Die Überausbeutung am Arbeitsplatz, die gesellschaftli-
che Benachteiligung wegen ihrer Herkunft, die Schlechterstel-
lung im Falle mangelnder deutscher Sprachkenntnisse usw. – als 
das berechtigt uns, von den MigrantInnen als eine gesellschaftli-
che Schicht zu sprechen, wollen wir den Begriff der MigrantIn-
nen nicht als schematische Checkliste, sondern auf dialektische 
Weise als allseitige, elastische, das Wesen der Sache begreifende Kat-
egorie verwenden.

x. dIE 2. gEnEratIon dEr MIgrantinnEn:
BEsondErhEItEn dEr untErdrücKung

Wir haben betont, daß für MarxistInnen der Begriff „MigrantIn-
nen“ eine gesellschaftliche Kategorie und keine biologische oder 
rechtliche ist. Nun könnte man einwenden, daß dann die Mi-
grantInnen der zweiten oder dritten Generation nicht zu den 
MigrantInnen gezählt werden sollten, da sie sich ja integrieren. 
Natürlich besteht in der Tat ein Unterschied zwischen den Mi-
grantInnen der ersten und der zweiten Generation. Letztere 
sprechen oft besser die Mehrheitssprache Deutsch und haben 
im Schnitt einen besseren Zugang zum Arbeitsmarkt. Tatsache 
aber ist, daß die MigrantInnen der zweiten und dritten Genera-
tion wenn auch nicht auf die gleiche, so doch auf eine sehr mas-
sive Weise unterdrückt werden, eben wegen ihrer nationalen 
Herkunft und den damit verbundenen Problemen in der imperi-
alistischen, inländisch-dominierten Gesellschaftsordnung.
Um einen Vergleich zu bringen: es ist offensichtlich, daß Frauen 
heute in den imperialistischen Ländern nicht in der gleichen 
Weise unterdrückt werden wie das noch vor 40-50 Jahren der 
Fall war. Heute stehen deutlich mehr Frauen im Erwerbsleben, 
es gibt mehr Frauen in öffentlichen Führungspositionen, der Zu-
gang zu Verhütungsmitteln ist leichter, die rechtliche Lage der 
Frauen hat sich verbessert usw. Aber es wäre ebenso absurd 
zu meinen, daß es nun mehr keine oder auch nur keine nenn-
enswerte Frauenunterdrückung gebe. Nein, die Unterdrückung 
der Frauen existiert nach wie vor, nur haben sich die spezifischen 

Formen der Unterdrückung verändert (verschärfte Doppelbelas-
tung etc.).
Auch im Fall der MigrantInnen der zweiten und dritten Genera-
tion stellen sich bestimmte Probleme anders als für ihre Eltern, 
zum Teil aber sogar noch schärfer. Die Bedingungen der Armut, 
unter denen sie und ihre Familien leben, der Druck, möglichst 
rasch zur Verbesserung des Familieneinkommens beizutragen 
oder Tätigkeiten im Haushalt zu übernehmen, die beengten 
Wohnverhältnisse, die Diskriminierung ihrer Sprache und der 
erschwerte Zugang zur Bildung – all das führt dazu, daß Mi-
grantenjugendliche innerhalb der Gruppe der Gleichaltrigen 
wiederum am unteren Ende der gesellschaftlichen Stufenleiter 
stehen.
Wie oben angeführt, gelten 385.500 Personen als Zweite Migran-
tInnengeneration, da sie in Österreich geborene Nachkommen 
von Eltern mit ausländischem Geburtsort sind. Verwendet man 
die breitere Definition von MigrantInnen (mit zumindest einem 
im Ausland geborenen Elternteil) liegt der Anteil höher. So ha-
ben zum Beispiel 13% aller WienerInnen, die in Österreich ge-
boren und österreichische StaatsbürgerInnen sind, zumindest 
einen Elternteil, der im Ausland geboren wurde. 112

Naturgemäß finden sich die meisten MigrantInnen der zweiten 
Generation unter den Jugendlichen. In der Altersgruppe der 30- 
bis 34-Jährigen stellen die MigrantInnen der Ersten Generation 
21.2% der Bevölkerung und jene der Zweiten Generation nur 
3.2%. Nicht viel anders ist die Situation bei den 20- bis 24-Jäh-
rigen: die Erste Generation macht 19.6% der Bevölkerung aus, 
die Zweiten Generation 4.7%. Doch bei den 15- bis 19-Jährigen 
gibt es schon annähernd gleich viele MigrantInnen der Ersten 
Generation (9.3%) wie der Zweiten Generation (8.5%). Bei den 
noch jüngeren MigrantInnen dominiert dann schon die Zweite 
Generation. Von den unter 5-Jährigen wurden nur 1.3% der Bev-
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ölkerung im Ausland geboren, 19.4% der Kinder unter 5 Jahren 
haben aber im Ausland geborene Eltern. 113 Unter der Wiener 
Gesamtbevölkerung gehören 26.4% zu den MigrantInnen der 
Ersten Generation und 9.4% MigrantInnen der Zweiten Genera-
tion. 114

Die Benachteiligung der MigrantInnen der Zweiten Generation 
wird deutlich, wenn man sich ihren Zugang zur Bildung und 
zum Arbeitsmarkt anschaut. Vergleicht man die 17-Jährigen 
MigrantInnen in Wien mit ihren gleichaltrigen inländischen 
KollegInnen sieht man, daß Erstere deutlich häufiger nach der 
Pflichtschule oder nach einem Schulabbruch als HilfsarbeiterIn-
nen arbeiten gehen oder arbeitslos sind. Während SchülerInnen 
mit anderen Erstsprachen als Deutsch nur 16 % der gesamten 
Schülerschaft ausmachen, beträgt ihr Anteil bei den SchülerIn-
nen in Sonderschulen 27 %. 115 Und während im Durchschnitt 
6.8% der 17-jährigen langansässigen WienerInnen einen Beruf 
ausüben, liegt der Anteil bei MigrantInnen der Ersten Genera-
tion bei 14.2% und bei den MigrantInnen der Zweiten Genera-
tion (die ausländische StaatsbürgerInnen sind) bei 16.2%; bei 
den MigrantInnen der Zweiten Generation (die österreichische 
StaatsbürgerInnen sind) immerhin noch 12.1%. Ebenso ist die 
Jugendarbeitslosigkeit unter den MigrantInnen deutlich höher. 
Von den MigrantInnen der Zweiten Generation, die keine öster-
reichische Staatsbürgerschaft haben, sind 18.5% erwerbslos. 116 
Während nur 10% der österreichischen Jugendlichen als an- oder 
ungelernte ArbeiterInnen tätig sind, fallen bei den migrantischen 
Jugendlichen der Zweiten Generation 25% in diese Kategorie. 
117 Über ein Drittel der MigrantInnen der Zweiten Generation 
im Haupterwerbsalter haben keinen Job oder sind im Haushalt 
tätig – sprich sie zählen zu den Nicht-Erwerbspersonen (34.3%), 
während der Durchschnitt in der Bevölkerung bei 25.1% liegt. 
118

Kurz und gut, das Zahlenmaterial ist so eindeutig, daß selbst 
manche SozialwissenschaftlerInnen, die im Auftrag des bürger-
lichen Staates die Lage der MigrantInnen untersuchen, das Aus-
maß der Benachteiligung offen anerkennen müssen: „In so ferne 
als die 2. Generation jene Jugendlichen und junge Erwachsene umfasst, 
die Nachkommen der zwei größten Herkunftsgruppen, nämlich Ein-
wanderInnen aus Ex-Jugoslawien und der Türkei, meint, handelt es sich 
nicht um eine kleine Subgruppe, die von Benachteiligungen betroffen 
ist, sondern es ist von einer mehrheitlichen Benachteiligung auszuge-
hen. Diese Benachteiligung ist in Bildungsinstitutionen und auf dem 
Arbeitsmarkt so stark ausgeprägt, dass von ethnischer Segmentierung 
gesprochen werden kann.“ 119 Auch wenn wir MarxistInnen den 
Begriff „nationale Unterdrückung“ für zutreffender als „ethnische 
Segmentierung“ halten, so ändert das nichts an der Tatsache, daß 
die Autorin dieses Zitats den Nagel auf den Kopf trifft.
Auch wenn die MigrantInnen der Zweiten Generation national 
unterdrückt werden, so ist ihre nationale Identität zwiespältig. 
Sie ist nämlich mehr eine Identität, was sie nicht sind, als eine 
klare, auf ein bestimmtes Land bezogene. MigrantInnen der 
Zweiten Generation sprechen oft davon, daß sie im „Niemand-
sland“ („nikova zemlja“ auf serbokroatisch) sind. Von der Ein-
wandergesellschaft werden sie benachteiligt und unterdrückt. 
Doch die alte Heimat kennen sie oft nur aus Erzählungen oder 
Urlaubsbesuchen. Diese Niemandsland-Identität verstärkt einer-
seits die gesellschaftliche Existenz als Ausgestoßene. Gleichzeitig 
aber eröffnet sie auch die Möglichkeit, daß diese MigrantInnen 
in einer Zeit des Klassenkampfaufschwunges, der Belebung ein-
er kämpferischen ArbeiterInnenbewegung offener für die Suche 
nach einer neuen, internationalistischen, klassenkämpferischen 
Identität sind.
Nina Gunić, Sprecherin der LSR, hat in einem Thesenpapier 
diese Erfahrungen folgendermaßen zusammengefaßt:
„Die nachfolgenden Generationen haben meist den Wunsch im „neuen“ 
Land zu bleiben und schaffen immer mehr Verbindungen zur neuen 
Heimat durch tagtägliche Ausbildung bzw. Arbeit und das Leben im 
Allgemeinen in der neuen Gesellschaft. Dies wird nicht als Verrat ge-
genüber der alten Heimat empfunden, da die meisten MigrantInnen – 
vor allem der Zweiten Generation - ihre Herkunft weder leugnen noch 
unglücklich darüber sind. Im Gegenteil, oft ist ein ausgeprägter Stolz 
auf die eigenen Wurzeln da. Vereinen die MigrantInnen der Zweiten 

Generation doch die Fähigkeit in beiden Gesellschaften klar zu kommen, 
mindestens zwei Sprachen fließend zu sprechen, zwei Kulturen genau 
zu kennen. Eine völlige Integration oder Identifizierung mit einer der 
beiden ist andererseits selten.
Somit haben MigrantInnen der zweiten oder der folgenden Gen-
erationen den Vorteil, dass sie meist leichter mit beiden bürgerlichen 
Gesellschaften brechen können, da sie zu keiner wirklich vollständig 
dazugehören – beste Voraussetzung für ein Bewusstwerden der Klas-
sengegensätze und die Entwicklung wie auch Annahme revolutionärer 
Perspektiven.“ 120

xI. dIE offIzIEllEn statIstIKEn
üBEr dIE MIgrantinnEn In östErrEIch

und IhrE MängEl

Wir haben oben darauf hingewiesen, daß die offiziellen Statis-
tiken nur sehr zögerlich und unzureichend das wahre Ausmaß 
der Migration wiederspiegeln. Ursprünglich wurden meist nur 
ausländische StaatsbürgerInnen gewertet, nun werden häufiger 
auch die im Ausland geborenen StaatsbürgerInnen hinzugezählt. 
Teilweise werden heute in manchen Statistiken unter dem Beg-
riff der MigrantInnen auch jene Personen angeführt, deren Eltern 
im Ausland geboren sind, unabhängig von ihrer Staatsange-
hörigkeit. Nichtsdestotrotz werden bei dieser breiteren Defini-
tion mehrere Gruppen von MigrantInnen nicht berücksichtigt. 
121 Hier sind zuerst einmal die MigrantInnen der dritten Genera-
tion zu nennen. Daß es sich hierbei um einen nicht unerheblichen 
Teil der MigrantInnen handelt, zeigen folgende Zahlen. Laut der 
offiziellen Statistik machen im Jahre 2008 „Personen mit Migra-
tionshintergrund“ im Alter von 0-14 Jahren rund 19% der Gesa-
mtbevölkerung dieser Altersgruppe aus. 122 Nimmt man jedoch 
die Umgangssprache als Indikator der nationalen Herkunft so 
scheint der wirkliche MigrantInnenanteil höher zu liegen. So 
wurden bei den VolkschulbesucherInnen – die aufgrund des 
allgemeinen Charakters für Jugendliche der Altersgruppe der 
6-10 Jährigen relativ repräsentativ ist – im Schuljahr 2008/09 ös-
terreichweit 22.3% als „SchülerInnen mit nicht-deutscher Um-
gangssprache“ registriert. 123 Die Differenz ergibt über 40.000 
Migrantenkinder bzw. -jugendliche.
Eine weitere Gruppe, die naturgemäß aus diesen Zahlen her-
ausfällt, ist die der illegal in Österreich lebenden MigrantInnen. 
Darüber liegen natürlich nur Schätzungen vor. Der damalige 
EU-Kommissar Franco Frattini meinte vor drei Jahren: „Die Zahl 
von illegal beschäftigten Ausländern ist laut unserer Folgenabschät-
zung zwischen 1995 und 2004 von 75.000 auf 114.000 gestiegen.“ 124 
Diese Zahl ist seit 2004 sicherlich höher geworden. Man rufe sich 
nur den Boom an – geschätzten 40.000 – osteuropäischen Pfleger-
Innen in Erinnerung, die illegal in Österreich für einen Stunden-
lohn von 1-2 Euro arbeiten. 125

Schließlich muß auch berücksichtigt werden, daß bei den oben 
angeführten offiziellen MigrantInnenzahlen nur jene berücksich-
tigt sind, die in Österreich ihren gemeldeten Hauptwohnsitz ha-
ben. Jene MigrantInnen, die z.B. nur saisonbedingt in Österreich 
arbeiten oder tage- bzw. wochenweise über die Grenze pendeln, 
werden bei diesen Angaben nicht angeführt.
Besonders wichtig ist folgender Mangel in den offiziellen Statis-
tiken: Eine weitere Gruppe der MigrantInnen, die in der offiziel-
len Definition des österreichischen Staates nicht berücksichtigt 
wird, sind jene, bei denen ein Elternteil nicht-österreichischer 
Herkunft und der andere Teil österreichischer Herkunft ist. 126 
Dabei handelt es sich um eine durchaus relevante Gruppe: Bei 
11.1% aller in Österreich registrierten Ehen bzw. Lebensgemein-
schaften ist ein Teil ÖsterreicherIn und der andere Teil im Aus-
land geboren, wobei solche „Misch-Ehen“ massiv im Ansteigen 
begriffen sind. 127 (In Österreich geborene MigrantInnen sind 
hier also noch gar nicht berücksichtigt). 181.400 Kinder leben in 
solchen Partnerschaften. 128
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xII. dEr tatsächlIchE antEIl
dEr MIgrantinnEn an d Er

gEsaMtBEvölKErung östErrEIchs

Leider liegen nur wenige Zahlen für ganz Österreich vor, die 
zeigen, wie groß der Unterschied zwischen den offiziellen und 
dem tatsächlichen Anteil der MigrantInnen an der Gesamtbev-
ölkerung tatsächlich ist. Doch wurden in der letzten Zeit einige 
Statistiken sowohl für Gesamtösterreich als auch für Wien beka-
nnt, die eindeutig veranschaulichen, daß der Anteil der Migran-
tInnen – wenn MigrantInnen in einem mehr an die Wirklichkeit 
heranreichenden Sinne definiert werden – deutlich höher liegt. So 
berichteten einige anerkannte SozialwissenschaftlerInnen, daß in 
Österreich in Wirklichkeit 2 Millionen Menschen leben, die „ein-
en Migrationshintergrund haben“. Diese Aussage wurde in den 
Medien weitgehend totgeschwiegen, ist es aber wert hervorge-
hoben zu werden: in österreich leben 2 Millionen MigrantIn-
nen oder ein viertel der gesamten Bevölkerung und nicht bloß 
1,46 Millionen! Diese Schätzung ergibt sich daraus, daß hier den 
UNO-Empfehlungen entsprechend auch jene als MigrantInnen 
gezählt werden, bei denen nur ein und nicht beide Elternteile 
im Ausland geboren sind. 129 Wir bezeichnen diese zutreffendere, 
weil der Wirklichkeit näherkommende, Definition von Migran-
tInnen als „die breite Definition von MigrantInnen“ im Unterschied 
zu den verschiedenen – oben als Varianten (a), (b) oder (c) an-
geführte – zu engen, unzureichenden Definitionen. Wie wichtig 
der Unterschied zwischen richtigen und falschen Definitionen 
ist, sehen wir anhand der Tatsache, daß die offizielle bürgerliche 
Statistik den wirklichen Anteil der MigrantInnen an der Gesamt-
bevölkerung um mehr als ein ganzes Viertel herunterschraubt.
Ähnliches sehen wir in Wien. Offiziell machen die MigrantInnen 
in Wien laut dem Innenministerium und der Statistik Austria je 
nach Zählweise 32.8% bzw. 35.8% der Gesamtbevölkerung aus. 
Einige SozialwissenschaftlerInnen haben im Auftrag der Stadt 
Wien eine genauere Untersuchung über die MigrantInnen in 
Wien gemacht. Sie kamen zu folgendem Ergebnis: wenn man 
die MigrantInnen mit nur einem im Ausland geborenen Eltern-
teil hinzuzählt – und sie befürworten eine solche Vorgangsweise 
– dann machen die MigrantInnen nicht 32% oder 35%, sondern 
44% der Bevölkerung aus, also knapp eine Dreiviertel Million 
Menschen! 130

Versuchen wir also – basierend auf dem angeführten Zahlenmate-
rial und unter dem Gesichtspunkt einer marxistischen Herange-
hensweise an die Definition – eine Schätzung des tatsächlichen 
MigrantInnenanteils in Österreich zu geben. Einerseits sind von 
den ca. 2 Millionen MigrantInnen aus oben genannten Gründen 
die 213.000 deutschen ZuwanderInnen (und wohl auch einen Gut-
teil der anderen westeuropäischen EU-StaatsbürgerInnen) nur 
zu einem gewissen Grad als MigrantInnen zu sehen oder sollten 
besser gesagt als eine Art Untergruppe oder Ausnahmeerschei-
nung von MigrantInnen gesehen werden. Andererseits sollten 
wir die illegal beschäftigten MigrantInnen (die Schätzungen 
aus 2004 lagen bei 114.000) und die Migrantenjugendlichen der 
3. Generation (40.000?) hinzuzählen. Eine weitere Gruppe, über 
die uns jedoch keine Zahlen vorliegen, sind die MigrantInnen, 
die in Österreich arbeiten, aber nur kurzfristig über die Grenze 
kommen und daher nicht hier gemeldet sind. Es ist daher sich-
erlich nicht übertrieben, wenn wir von ca. 2.2 Millionen Migran-
tInnen inklusive der Untergruppen bzw. Ausnahmeerscheinung 
(also den westeuropäischen EU-EinwanderInnen) und ohne die 
nur kurzfristig über die Grenze kommenden MigrantInnen aus-
gehen.

xIII. ExKurs: MIgrantinnEn In WIEn

Wie bereits erwähnt, stellen die MigrantInnen nach den offiziel-
len Statistiken 17.8% der Bevölkerung Österreichs. Es existieren 
jedoch innerhalb Österreichs sehr starke Unterschiede: So war 
der offizielle Anteil der MigrantInnen in der Bundeshauptstadt 
Wien mit 35.8% mehr als doppelt so hoch wie im österreichis-
chen Durchschnitt. 131 Die Bundesländer Vorarlberg (20%) und 
Salzburg (18%) verzeichnen zwar auch leicht überdurchschnit-

tliche Werte. Doch wie man sieht, sticht die Bedeutung Wiens für 
die MigrantInnen klar hervor.
Die in Österreich lebenden MigrantInnen sind v.a. auf die großen 
Städte Österreichs konzentriert. Anfang 2010 wohnten 39% der 
in Österreich lebenden MigrantInnen in Wien, während dies 
nur bei 16% der einheimischen Bevölkerung der Fall ist. Auch in 
den anderen großen Städten Österreichs gibt es einen größeren 
Bevölkerungsanteil von MigrantInnen. Insgesamt leben etwa 
62% der Personen mit ausländischer Staatsangehörigkeit und/
oder ausländischem Geburtsort in Städten mit mehr als 20.000 
EinwohnerInnen. Bei der österreichischen Bevölkerung hinge-
gen liegt dieser Anteil jener, die in Städten dieser Größenklasse 
leben, bei nur knapp einem Drittel (32%). Daher war der Anteil 
der MigrantInnen an der Gesamtbevölkerung in Gemeinden mit 
mehr als 20.000 Einwohnern mit 28% auch mehr als dreimal so 
hoch wie in kleinen Gemeinden mit weniger als 5.000 Einwoh-
nern (8%).
Ebenso konzentrieren sich MigrantInnen auf Orte, wo sie bereits 
einen höheren Anteil an der Bevölkerung stellen. Das ist natürlich 
alles andere als verwunderlich, leben sie doch in einem feindlich 
gesonnenen Land, wo es gilt so gut wie möglich den Hindernis-
sen zu trotzen. Denn dort ist Nachbarschaftshilfe und Solidartät 
gegen Diskriminierung stärker als in anderen Landesteilen. So 
leben knapp die Hälfte (47%) aller Migrantinnen und Migranten 
in Gemeinden mit einem „MigrantInnenanteil“ von über 25%. In 
diesen Gebieten wiederum lebt nur ein Fünftel der Gesamtbev-
ölkerung. 132

Wie bereits weiter oben dargelegt, sind die realen Einkommen-
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Tabelle 4: Wiener Wohnbevölkerung
nach Bezirken und
Migrationshintergrund 2008 137

Bezirke  Ingesamt  davon mit
    Migrations-
    hintergrund 
  
  In   In  In
  zahlen  zahlen  prozent
    
1.   17.184  5.733  33,4 
2.   95.819  40.135  41,9 
3.   83.925  29.007  34,6 
4.   30.392  10.571  34,8 
5.   52.596  21.748  41,3 
6.   29.590  10.072  34,0 
7.   30.120  10.256  34,1 
8.   24.094  8.014  33,3 
9.   39.574  13.706  34,6 
10.   171.517  59.873  34,9 
11.   85.908  25.862  30,1 
12.   86.030  30.370  35,3 
13.   51.042  10.655  20,9 
14.   83.792  22.507  26,9 
15.   70.723  33.015  46,7 
16.   94.170  37.203  39,5 
17.   52.686  19.743  37,5 
18.   47.642  14.944  31,4 
19.   68.157  18.619  27,3 
20.   82.284  33.932  41,2 
21.   138.619  31.441  22,7 
22.   151.004  33.132  21,9 
23.   90.999  17.718  19,5 

Wien   1.677.867 538.256  32,1 
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sunterschiede zwischen migrantischen und inländischen Arbeit-
erInnen enorm. Die Löhne der MigrantInnen liegen um 35-60% 
unterhalb dem durchschnittlichen Einkommen ihrer inländisch-
en KollegInnen. Auch die Arbeitslosigkeit ist bei den MigrantIn-
nen in Wien mit 11.1% mehr als doppelt so hoch wie bei ihren 
inländischen KollegInnen (5.4%) 133 Während 60% der männli-
chen MigrantInnen erwerbstätig sind, liegt der entsprechende 
Prozentsatz bei Frauen bei 46% und damit gleich hoch wie bei 
Frauen ohne Migrationshintergrund. Inländische Männer sind 
dagegen im Durchschnitt deutlich seltener erwerbstätig (49%) 
als ihre migrantischen Kollegen. 134

In welchen Bezirken leben die MigrantInnen? Wie die Tabelle 
zeigt, stellen MigrantInnen in allen Bezirken einen relevanten 
Anteil (und das, obwohl hier eine engere, unzureichende Defi-
nition von MigrantInnen verwendet wird). Verwendet man die 
breite Definition von MigrantInnen so sind laut ORF-Radio 
MigrantInnen in vier Wiener Bezirken Rudolfsheim-Fünfhaus, 
Leopoldstadt, Margareten und Brigittenau in der Mehrheit. 135 Es 
wird aber auch aus der hier abgebildeten Tabelle offensichtlich, 
daß in verschiedenen klassischen ArbeiterInnenbezirken ein 
besonders hoher Anteil von MigrantInnen lebt. Die Mehrheit der 
MigrantInnen (276.019 oder 51.3%) lebt in 8 Bezirken, dem 2., 5., 
10., 12., 15., 16., 17. und 20. Wiener Gemeindebezirk. Noch deut-
licher wird die Konzentration, wenn man sich ansieht, wo die 
MigrantInnen aus dem ehemaligen Jugoslawien und der Türkei 
wohnen. Diese konzentrieren sich auf einige wenige Bezirke, 
wie die AutorInnen einer aktuellen Studie der Gemeinde Wien 
feststellen: „Jene Sozialraumtypen, die durch eine Heterogenität bei 
teilweise deutlicher Prägung durch Personen mit den Geburtsländern 
ehemaliges Jugoslawien oder Türkei gekennzeichnet sind, befinden sich 
mehrheitlich im dicht bebauten Stadtgebiet des V., X. und XII., in den 
Bezirken XV. bis XVII. sowie im II. und XX. Bezirk. Besonders im V., 
X., XV. und XVI. sind jene Sozialraumtypen in größerer Häufung 
zu finden, die von ex-jugoslawischen und türkischen MigrantInnen 
geprägt sind.“ 136 Insgesamt lebt die Mehrheit der MigrantInnen 
in einer Art sichel-förmigen Gebiet, das die Wiener Innenstadt 
vom Norden über den Westen hin zum Süden umschließt, wie 
die Graphik zeigt.
Wie stellt sich die nationale Zusammensetzung der MigrantIn-
nen in Wien dar? Auch die Zahlen in der Tabelle beziehen sich 
auf die offiziellen Statistiken, die – wie oben erklärt – eine enge, 
unzureichende Definition der MigrantInnen verwenden. Daher 
gehen diese Zahlen von den offiziellen Angaben aus, laut denen 
in Wien 545.770 MigrantInnen leben. Nimmt man die (unvoll-
ständige, weil nur die größten 25 Herkunftsländer anführende) 
Tabelle her, so kommen von diesen zumindest mindestens 
344.000 oder 63% aus dem ehemaligen Jugoslawien, der Türkei 
oder den osteuropäischen EU-Staaten. Hingegen kommen nur 
knapp 65.000 oder 11.9% aus den westeuropäischen EU-Staaten, 
der Schweiz oder den USA.
Werfen wir abschließend noch einen Blick auf den Bildungsbere-
ich. Ihrem Charakter als national unterdrückte Schicht entspre-
chend, sind Migrantenjugendliche in Wien auch in ihrem Zugang 
zu Bildung benachteiligt. Mittlerweile sind mehr als die Hälfte 
aller Jugendlichen im Volksschulalter migrantischer Herkunft 
(definiert nach „nicht-deutscher Umgangssprache“). Während 
bei den VolksschülerInnen 50.6% migrantischer Herkunft sind, 
liegt ihr Anteil in den Hauptschulen gar bei 60.9%. Doch mit dem 
Ende des Pflichtschulalters fallen viele MigrantInnenjugendliche 
raus. In den Berufsschulen stellen sie dann noch 30.2% und in 
den Allgemein Höher Bildenden Schulen nur noch 27.9%. 140

xIv. dIE rollE dEs rassIsMus
IM IMpErIalIstIschEn KapItalIsMus

Ideologie ist ein unauslöschlicher Bestandteil einer jeden 
herrschenden Klasse und ihres Staates. Darauf wies schon 
Friedrich Engels hin: „Im Staate stellt sich uns die erste ideologische 
Macht über den Menschen dar. ... Der Staat aber, einmal eine selbstän-
dige Macht geworden gegenüber der Gesellschaft, erzeugt alsbald eine 
... Ideologie.“ 141 Der Rassismus oder Chauvinismus ist ein zen-
traler, unabdingbarer Bestandteil der kapitalistischen Ideologie. 

Rassismus ist die bürgerliche Ideologie, die Menschen anderer 
nationaler bzw. ethnischer Herkunft als nicht gleichwertig ge-
genüber den Mitgliedern der in dem betreffenden Land dominie-
renden Nation ansieht. 142 Die geringere Produktivität der Arbeit 
in den kapitalistisch weniger (oder früher in der Frühphase des 
Kolonialismus gar nicht) entwickelten Länder war die Grundla-
ge dafür, daß diese Völker von den Ideologen der Großmächte 
als „minderwertig“ bezeichnet werden konnten. Deren Erobe-
rung, Unterwerfung und schließlich der Export von Waren, 
Kapital, Religion und sonstigen ideologischen Werten erschien 
den herrschenden Ideologen daher als eine Kulturtat. 143 In der 
Geschichte haben wir zahlreiche Formen des Rassismus oder 
Chauvinismus in den imperialistischen Staaten gesehen. Zahl-
reiche nationale/ethnische bzw. religiöse Minderheiten waren 
bzw. sind davon betroffen. Als Beispiele dafür seien genannt die 
brutale Unterdrückung der Kolonialvölker, der Antisemitismus 
gegen die Juden/Jüdinnen, der Rassismus gegen die Schwarzen 
in den USA, die Unterdrückung der nationalen Minderheiten 
im Zarenreich vor 1917, später unter dem Stalinismus und auch 
heute in Rußland, die Unterdrückung der SlowenInnen in Öster-
reich, der BaskInnen in Spanien, der SüdtirolerInnen in Italien, 
der Roma & Sinti in ganz Europa). 144 In bestimmten histori-
schen Phasen ging diese chauvinistische Unterdrückung sogar 
soweit, daß versucht wurde, systematisch ganze Volksgruppen 
auszurotten. Beispiele hierfür sind die Nazi-Greuel (die Shoa mit 
6 Millionen ermordeten Juden/Jüdinnen sowie der Porrajmos 
(Vernichtung), der bis zu eineinhalb Millionen Roma zum Opfer 
fielen), die Vernichtung der im Osmanischen Reich lebenden Ar-
menier 1915/16 oder die Auslöschung von 85% der 10 Millionen 
IndianerInnen durch die spanischen Eroberer unter Cortez. 145 
Wir wollen uns in diesen Thesen jedoch auf den MigrantInnen 
betreffenden Rassismus oder Chauvinismus konzentrieren.
In den imperialistischen Staaten betrifft der gegen MigrantInnen 
gerichtete Rassismus oder Chauvinismus seitens der Mehrheits-
bevölkerung in der Regel jene Minderheiten, die aus halb-kolo-
nialen Staaten (bzw. Kolonien) kommen. Rassismus kann sich 
aber in bestimmten Situationen auch gegen Menschen aus impe-
rialistischen Staaten richten (z.B. gegen Japaner in den USA wäh-
rend des II. Weltkrieges). Rassismus bzw. Chauvinismus ist wie 
gesagt eine für den Kapitalismus typische ideologische Erschei-
nungsform und daher existiert er nicht nur in den imperialisti-
schen Metropolen, sondern auch in den kapitalistischen Halbko-
lonien. (z.B. gegen Kurden in der Türkei, gegen AlbanerInnen in 
Serbien/Montenegro und Mazedonien, gegen die BosnierInnen 
während des Balkankrieges in den 1990er Jahren, gegen Indios 
in Lateinamerika, gegen AraberInnen in Israel). 146

Der Rassismus kann unterschiedliche ideologische Formen an-
nehmen. Früher begründeten die RassistInnen die biologisch-ge-
netische Überlegenheit ihrer Nation/Rasse bzw. das Auserwähl-
tsein ihres Volkes durch Gott. Diese Form des Rassismus existiert 
weiterhin, in dieser voll entwickelten, offenen Form jedoch in 
erster Linie nur im (semi-)faschistischen Lager. Weitaus verbrei-
teter und von der bürgerlichen Öffentlichkeit akzeptiert hinge-
gen ist jene Form des Rassismus, die die Überlegenheit eines 
Volkes bzw. einer Gruppe von Völkern (z.B. der westlichen Wer-
tegemeinschaft) mit einem höher stehenden kulturellen Niveau 
(Stand der Zivilisation u.ä.) begründet. Oft wird dieses höher 
stehende Niveau der Zivilisation durch den höheren Entwick-
lungsgrad der materiellen Produktivkräfte und des allgemeinen 
Lebensstandards, der bürgerlich-demokratischen Rechte, mehr 
Rechte für Frauen usw. definiert. Es versteht sich von selbst, daß 
in der konkreten Praxis des Rassismus Überschneidungen und 
Kombinationen dieser verschiedenen Formen des Rassismus 
häufig anzutreffen sind. Noch wichtiger ist es zu betonen, daß 
diese verschiedenen Varianten des Chauvinismus viel mehr eint 
als trennt und daß sie sich unabhängig von den genauen Recht-
fertigungen letztlich gegen die gleiche Gruppen von Menschen 
richten.
Eine in den letzten Jahren besonders ausgeprägte Form des Ras-
sismus ist die Hetze gegen die ca. 500.000 moslemischen Migran-
tInnen und ihre Religion. 147 Mit Behauptungen, daß der Islam 
nicht „zu unserer Kultur paßt“, daß Europa eine christliche Tra-
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dition habe 148, die es gegen fremde Kultureinflüsse zu verteidi-
gen gelte, oder daß es unsere „aufgeklärten Werte“ gegen den 
„rückständigen Islam“ hochzuhalten gelte, wird von zahlreichen 
Seiten eine breite Hetze betrieben. Besondere Schwerpunkte der 
Hetze sind erstens die Kampangen gegen den Bau von Moscheen 
– eine Kampagne, die v.a. von Seiten der rechten, offen rassisti-
schen Parteien wie der FPÖ, dem BZÖ und teilweise auch der 
ÖVP betrieben wird. Ein weiterer Schwerpunkt der Anti-Islam-
Hetze ist die Kampagne gegen das Tragen von Kopftüchern bzw. 
einer Burka von moslemischen Frauen. Diese Kampagne reicht 
von ganz rechts bis in die Sozialdemokratie und zahlreichen 
linksliberalen Intellektuellen (inklusive den pseudo-linken anti-
nationalen Kreisen) hinein. 149

Auch wenn die ungleiche und kombinierte Entwicklung, vor 
allem bedingt durch bessere Produktionsbedingungen in den 
heutigen imperialistischen Ländern, die historische Ursache 
ist, warum sich einige Länder als große kapitalistische Mächte 
etablieren konnten, während andere noch auf einem feudalen 
Produktionssystem beruhten, ist es heute der Imperialismus, 
der die Entwicklung der halbkolonialen Welt zurückhält. Denn 
was diese Variante des kulturellen Rassismus wohlweislich igno-
riert, ist die Tatsache, daß die „Rückständigkeit“ und „Primitiv-
ität“ der halbkolonialen Welt erstens durch die imperialistische 
Ausbeutung und Weltherrschaft bedingt ist und das umgekehrt 
die kapitalistische Zivilisation undenkbar wäre ohne die rück-
ständig machende Ausbeutung durch den Imperialismus. Leo 
Trotzki wies darauf hin, daß die bürgerliche Demokratie die 
aristokratischste aller kapitalistischen Herrschaftsformen sei, 
weil sie nur auf der Grundlage der reichen Metropolengesell-
schaft möglich ist, welche wiederum auf der imperialistischen 
Ausbeutung der (halb)kolonialen Welt basiert. 150 In der Tat, 
die imperialistische Demokratie würde nicht existiere ohne die 
monströse Ausbeutung der halb-kolonialen Welt. Und zweitens 
wäre es zynisch zu vergessen, als wie barbarisch sich die impe-
rialistische Bourgeoisie in ihrer Geschichte erwiesen hat! Denn 
es ist diese Bourgeoisie, die zwei Weltkriege und die Shoa/Holo-
caust verursacht hat, die Atombomben entwickelt und einsetzt, 
die durch barbarische Kriege und Wirtschaftssanktionen alleine 
im Irak hunderttausende Menschen ermordet hat und die den 
globalen Klimawandel und die damit heraufziehenden Natur-
katastrophen verursacht.
Diese Form des Rassismus ist die heute vorherrschende und di-
ent als ideologischer Mantel sowohl für konservative Kräfte als 
auch wichtige Teile der Sozialdemokratie und des linksliberalen 
Establishments (inklusive der Antinationalen/Antideutschen). 
Historisch knüpft dieser kulturelle Rassismus an den imperi-
alistischen Liberalismus an, jener Ideologie im späten 19. Jah-
rhundert, deren Befürworter den Kolonialismus mit der zivil-
isatorischen Überlegenheit Großbritanniens bzw. Europas oder 
allgemeiner des Westens rechtfertigten. Die imperialistische 
„Demokratische Revolution“ – jenes Schlagwort, mit dem die US-
amerikanischen Neokonservativen ihre permanente Konterrevo-
lution im Nahen Osten schmückten – ist ebenso Ausdruck dieser 
Form des Rassismus wie das zivilgesellschaftliche Aufklärertum 
der Antinationalen. 151

So sehr die Bourgeoisie den Chauvinismus für ihre Zwecke nüt-
zt, so ist sie gleichzeitig äußert „unpatriotisch“, wenn es ihren 
wirtschaftlichen und politischen Interessen dient. Im Zeitalter 
der Globalisierung sehen wir deutlich, daß wenn es z.B. in einem 
ärmeren Land möglich ist, billiger Waren herzustellen, die Kapi-
talistInnen keine Sekunde zögern und einen heimischen Betrieb 
zusperren um eine Fabrik in dem ärmeren Land zu eröffnen. 
Ebenso „unpatriotisch“ ist das Kapital, wenn es sich Steuern und 
Abgaben ersparen kann, indem es seinen Firmensitz auf eine 
karibische Insel verlegt oder Konten in Liechtenstein eröffnet. 
Ebenso „internationalistisch“ ist das Kapital dabei, nützliche 
Manager aus dem Ausland zu holen und in die Chefetagen zu 
setzen. Wir sehen: der Patriotismus des Kapitals ist nur ein ide-
ologischer Betrug für die ArbeiterInnenklasse.

xv. WIE ErlEBEn MIgrantinnEn
dEn rassIsMus?

Die rassistische Unterdrückung ist für alle MigrantInnen ein 
wichtiger Bestandteil ihres Lebens, auch wenn sich die verschie-
denen Gruppen der MigrantInnen auf unterschiedliche Weise 
dagegen wehren. Nina Gunić schreibt dazu:
„Rassismus und Unterdrückung erleben alle Generationen verschie-
den stark, je nach Stufe ihrer Integration im neuen Land. Am stärk-
sten spüren ArbeiterInnen, die nur für eine begrenzte Zeit im fremden 
Land arbeiten, die für sie fremde Sprache nicht beherrschen und eine 
niedrige Qualifikation aufweisen, den Rassismus. Sie können sich nur 
sehr schwer wehren, haben meist keinen Anschluß – meist auch nicht 
zu Communities und sind im Grunde fast vollkommen allein. Außer-
dem sind sie offensichtlich fremd und somit vermehrt Ziel rassistischer 
Angriffe. Der Rassismus wird spürbar wahrgenommen, aber meist als 
Teil der fremden Kultur empfunden, als charakterliche Schwäche der 
fremden Bevölkerung. Zusätzlich ist der Aufenthalt begrenzt und der 
Gedanke an die baldige Rückkehr hilft beim Ertragen der Unterdrück-
ung. 
Die Erste Generation zeichnet sich meist durch diese Form des Mi-
grantInnendaseins aus. Aber diese Generation gründet Familien und 
erfährt wachsende Verbindung zum neuen Land, meist auch durch 
das Hineinwachsen in eine Community und durch die Möglichkeiten 
Familienmitglieder in der Heimat finanziell zu unterstützen. Diese Mi-
grantInnen erleben den Rassismus sehr stark, haben aber eine durch 
ihre Arbeit geschaffene „Legitimität“ und sind meistens fähig, sich zu 
verständigen, wenn auch in gebrochener Sprache oder mit Hilfe anderer 
MigrantInnen. Sie nehmen dadurch aber bewusster wörtliche Angriffe 
oder Beleidigungen wahr, und spüren zusätzlich zur offenen Aggres-
sion auch feinere, subtilere, nur verbale Angriffe oder Beleidigungen.
Die zweite Generation und die darauffolgende hat meist die Fähigkeit 
gekonnt gegen rassistische Angriffe vorzugehen, sei es verbal oder 
körperlich. Sie unterscheidet in den meisten Fällen zwischen RassistIn-
nen und den nicht rassistischen „InländerInnen“. Oft sind auch Fre-
undschaften und andere soziale Bindungen zu „InländerInnen“ gege-
ben. Hierbei spielt auch der soziale Background bzw. die tagtägliche 
Umgebung eine große Rolle. MigrantInnen der zweiten Generation, 
die zum Beispiel eine proletarisch zusammengesetzte Schule mit hohem 
MigrantInnenanteil besuchen, sind oft verstärkt mit MigrantInnen 
zusammen, während wiederum MigrantInnen, die eher vereinzelt in 
ihrer Umgebung sind, meist integrierter sind.
Die Gemeinsamkeit aller Generationen von MigrantInnen ist die ver-
stärkte Feindseligkeit und Unterdrückung und die offensichtlichere 
Notwendigkeit zum Widerstand und der sich daraus ergebende starke 
soziale Zusammenhalt der Community.
Gleichzeitig wirken dieser Zusammenhalt und der Stolz auf die hei-
matliche Kultur oft penetrant auf die anderen, „inländischen“ Arbeit-
erInnen. Einerseits empfinden sie die in der Regel schlechter bezahlten, 
für den kapitalistischen Arbeitgeber attraktiveren, MigrantInnen als 
Bedrohung und gleichzeitig treten diese selbstbewusst auf und halten 
ihre Herkunft und ihre Andersartigkeit hoch. Somit wird das Gefühl 
eines Generalangriffes gegen den eigenen Wert und die eigenen Werte 
geschaffen. Die verstärkte Präsenz der MigrantInnen nicht nur am 
Arbeitsplatz, sondern auch im gesellschaftlichen Leben, an öffentlichen 
Orten, ganzen Bezirken verstärkt die Angst verdrängt zu werden. Die 
zunehmende Armut, Unterdrückung und Ausbeutung wird mit der 
zunehmenden Migration in Zusammenhang gebracht. Bürgerliche, 
rechte Parteien wie die FPÖ machen sich dies zunutze. Sie versuchen 
ihren Einfluß durch scharfe, rassistische Propaganda zu stärken und 
bei einem Teil der Bevölkerung zu verankern. Sie sind genauso Feind 
der ArbeiterInnenklasse wie alle bürgerlichen Parteien, die ausnahms-
los mit der Bourgeoisie unter einer Decke stecken.“ 152

xvI. dIE gEsEllschaftlIchE grundlagE
dEs sozIalchauvInIsMus

Der Rassismus ist eine zutiefst reaktionäre Ideologie, die es der 
Bourgeoisie ermöglicht, die ArbeiterInnenklasse, die Jugend und 
alle unterdrückten Schichten zu spalten und von den wahren Ur-
sachen der gesellschaftlichen Probleme abzulenken. Deswegen 
wird in den kapitalistischen Staaten der Chauvinismus, die Be-
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tonung der nationalen Identität, der hervorzuhebenden eigenen 
Geschichte und das angeblich besondere nationale Wertesystems 
von allen Institutionen des bürgerlichen Herrschaftsapparates 
(Staat, Medien, Schule etc.) propagiert.
Es wäre aber falsch und unmaterialistisch die Tatsache zu ig-
norieren, daß der Rassismus und Sozialchauvinismus bei der 
heimischen ArbeiterInnenklasse in gewissen Ausmaß auf einen 
fruchtbaren Boden fällt. Dafür gibt es mehrere Ursachen. Erstens 
wird der Chauvinismus nicht nur vom bürgerlichen Herrschaft-
sapparat tagtäglich der ArbeiterInnen und Jugendlichen einget-
richtert. Die Handlanger der Bourgeoisie innerhalb der Reihen 
der ArbeiterInnenbewegung – die reformistische Bürokratie in 
Gewerkschaft und Partei (in Österreich v.a. die SPÖ) – trägt die 
Ideologie des „Österreich zuerst“ in die Reihen des Proletariats. 
153

Zweitens gibt es – wie wir oben ausgeführt haben – aufgrund 
der imperialistischen Ausbeutung der halbkolonialen Welt eine 
gewisse Basis für den Chauvinismus im Proletariat. Die durch 
diese Überausbeutung erzielten Extraprofite ermöglichen es der 
Bourgeoisie, die obersten Schichten der ArbeiterInnenklasse zu 
korrumpieren. Die dadurch gebildete Arbeiteraristokratie ist 
also in gewisser Weise materiell an den Fortbestand des imperi-
alistischen Kapitalismus gebunden und somit für die Ideen des 
Rassismus und Sozialchauvinismus empfänglich. („Die privilegi-
erte Oberschicht des Proletariats der imperialistischen Mächte lebt zum 
Teil auf Kosten der vielen Hundert Millionen Menschen der nichtz-
ivilisierten Völker.“) 154

Wie Lenin ausführte, beinhaltet diese Überausbeutung nicht nur 
den Werttransfer aus der halbkolonialen Welt selber, sondern 
auch die Einfuhr und Ausbeutung von MigrantInnen aus den 
halbkolonialen in die imperialistischen Staaten. Die Überaus-
beutung der MigrantInnen selber ist daher eine weitere Quelle 
für die Extraprofite des imperialistischen Kapitals: „In allen fort-
geschrittenen Ländern sehen wir, wie die Führer und die Oberschichten 
der Arbeiterklasse demoralisiert und korrumpiert werden und auf die 
Seite der Bourgeoisie übergehen, weil die Bourgeoisie ihnen Almosen 
hinwirft, diesen Führern ‚einträgliche Pöstchen‘ gibt, diesen Ober-
schichten Brocken von ihren Profiten zukommen läßt den importierten 
rückständigen Arbeitern die am schlechteste bezahlte und schwerste 
Arbeit aufbürdet und die Privilegien der ‚Aristokratie der Arbeiterk-
lasse‘ im Vergleich zur Masse vergrößert.“ 155

Daraus ergibt sich eine weitere Quelle für den Sozialchauvinis-
mus in der ArbeiterInnenklasse. Denn die Unterdrückung der 
MigrantInnen ermöglicht es dem Staat, von den MigrantInnen 
jedes Jahr nicht unerhebliche Beträge in das Sozialversicherungs-
system abzuschröpfen. Im Jahr 2007 gab der damalige Sozialm-
inister Buchinger bekannt, daß die in Österreich beschäftigten 
ausländischen Staatsbürger damals rund 1.6 Milliarden Euro 
in die Sozialversicherung einzahlten, jedoch nur 0.4 Milliarden 
ausbezahlt bekommen. Übrig bleibt also ein jährlicher Netto-
Gewinn des Staates – im Fall von 2007 waren das 1.2 Milliarden 
Euro – wodurch auch mehr Geld für die Auszahlung von Sozial-
leistungen an inländische Beschäftigte vorhanden ist. 156 Das Jahr 
2007 ist hier keineswegs eine Ausnahme. Wie Studien zeigen, 
zahlen MigrantInnen jedes Jahr mehr in das Sozialsystem ein, 
als sie ausgezahlt bekommen. 157 Auch hier haben wir also eine 
gewisse materielle Basis für den Sozialchauvinismus im inlän-
dischen Teil der ArbeiterInnenklasse.
Ebenso spielt die enorme Kluft zwischen dem relativen Wohl-
stand des heimischen Proletariats (Sozialstaat, verhältnismäßig 
hoher Lebensstandard im globalen Vergleich) und der verarmten 
Lebensbedingungen in den Heimatländern der MigrantInnen 
eine wichtige Rolle. Unter kapitalistischen Verhältnissen – d.h. 
solange die Bourgeoisie weiterhin die Produktionsmittel besitzt 
und die Verteilung kontrolliert – würde ein unbegrenzter Zus-
trom von verarmten MigrantInnen auf die Dauer tatsächlich zu 
enormen Konflikten um die Arbeitsplätze, Wohnungen etc. füh-
ren. Daher der chauvinistische Abwehrreflex vieler einheimisch-
er ArbeiterInnen gegen den „Ansturm der Barbaren“, um „den 
Sozialstaat“ gegen diese „zu verteidigen“ (Sozialstaats-Chauvin-
ismus). Auch dadurch bindet der Imperialismus breite Teile des 
Proletariats an sich.

Schließlich gibt es noch einen tieferliegenden Grund für die Tat-
sache, daß der gegen die MigrantInnen gerichtete Rassismus eine 
gewisse Überzeugungskraft für viele ArbeiterInnen verleiht. Der 
Rassismus der ArbeiterInnenklasse der herrschenden Nation ge-
genüber den MigrantInnen stellt eine besondere Form des Waren-
fetischismus dar. Unter Warenfetischismus versteht Marx den 
„den gegenständlichen Schein der gesellschaftlichen Arbeitsbestim-
mungen“. 158 Im Kapitalismus erscheint die auf Warenproduktion 
beruhende Wirtschaft für die Menschen fälschlicherweise als ein 
Verhältnis von Dingen und nicht als gesellschaftliches Verhältnis 
zwischen Menschen oder besser gesagt Menschengruppen, also 
Klassen:
„Das Geheimnisvolle der Warenform besteht also einfach darin, daß 
sie den Menschen die gesellschaftlichen Charaktere ihrer eignen Arbeit 
als gegenständliche Charaktere der Arbeitsprodukte selbst, als gesell-
schaftliche Natureigenschaften dieser Dinge zurückspiegelt, daher auch 
das gesellschaftliche Verhältnis der Produzenten zur Gesamtarbeit als 
ein außer ihnen existierendes gesellschaftliches Verhältnis von Gegen-
ständen. (...) Es ist nur das bestimmte gesellschaftliche Verhältnis der 
Menschen selbst, welches hier für sie die phantasmagorische Form eines 
Verhältnisses von Dingen annimmt.“ 159

Viele ArbeiterInnen erleben die MigrantInnen, durch die sie 
aus ihren angestammten Arbeitsplätzen verdrängt werden, als 
die eigentliche Ursache ihrer Misere – basierend auf der realen 
Konkurrenz zwischen ProletarierInnen am kapitalistischen Ar-
beitsmarkt v.a. in den Niedriglohn-Branchen mit relativ unquali-
fizierten Arbeitskräften aber auch in bestimmten Branchen, wo 
hoch-qualifizierte Dienstleistungsjobs ausgelagert werden. Mit 
anderen Worten: Die relativ billige Ware (MigrantInnen-)Arbe-
itskraft erscheint für den/die heimische/n ArbeiterIn als Ursache 
für den Verlust von Lohn bzw. Arbeitsplatz. Das heißt, daß die 
Ausbeutungs- und Herrschaftsverhältnisse, die wahren Hinter-
gründe, im Bewußtsein der ArbeiterInnen und Jugendlichen 
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Tabelle 5: Wiens MigrantInnen-
Bevölkerung 2008 –
die 25 wichtigsten Herkunftsländer 139

 herkunftsland  In zahlen 
  
    
Serbien, Montenegro und Kosovo 109.579
Türkei     71.864
Deutschland    42.433
Polen     38.531
Bosnien und Herzegowina  31.568
Kroatien    19.924
Tschechische Republik  19.907
Rumänien    18.259
Ungarn    13.879
Slowakei    10.031
Mazedonien    10.425
Volksrepublik China   9.653
Russische Föderation   9.416
Iran     8.747
Philippinen    8.660
Ägypten    8.516
Bulgarien    8.260
Indien     8.214
Italien     5.951
USA     4.838
Frankreich    4.479
Nigeria    4.465
Großbritannien   4.174
Ukraine    3.304
Schweiz    3.053
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verkehrt erscheinen: Nicht die kapitalistische Klasse und der 
Weltmarkt, welche Armut und Arbeitslosigkeit in allen Teilen 
der Welt erzeugen, sind Schuld, sondern die MigrantInnen aus 
den halbkolonialen Ländern. Hier zeigt sich einmal mehr die 
besonderes Funktion der Ideologie, welche die Wirklichkeit als 
auf den Kopf gestellt erscheinen läßt – „wie in einer Camera ob-
scura.“ (Marx) 160

Wie alle imperialistischen Staaten benützt auch der imperial-
istische Staat Österreich eine nationalistischen Ideologie. Der 
austro-patriotische Österreich-Kult, die Abgrenzung gegenüber 
anderen, kulturell fremden Völkern usw. sind notwendige Be-
standteile, um die heimische Bevölkerung bewußtseinsmäßig 
an den bürgerlichen Staat zu binden. Daher werden auch Ge-
schichtsbilder geschaffen, die zur Aufrechterhaltung des sich 
gegen MigrantInnen abgrenzenden Chauvinismus nützlich 
sind. Ein Beispiel dafür ist der Mythos des Kampfes gegen die 
Türkenbelagerungen, die heute noch – nicht ohne Erfolg – Ju-
gendlichen in den Schulen eingetrichtert wird. 161 Hinzu kommt 
noch die verheerende Rolle der Sozialdemokratie, die in der Ar-
beiterInnenklasse die Ideen des österreichischen Chauvinismus 
verbreitet und mittels der Sozialpartnerschaft jahrzehntelang die 
Ausgrenzung von MigrantInnen aus den Großbetrieben und den 
Gewerkschaften betrieben hat. 162 Gerade für Österreich mit sein-
er verspäteten und verstümmelten Nationsentwicklung und den 
historischen Schwächen als kapitalistische Gesellschaftsforma-
tion spielte und spielt der Chauvinismus ein besonders wichtige 
Rolle als ideologisches Band, um die ArbeiterInnenklasse an die 
herrschende Klasse zu fesseln. 163

Mit der Herausbildung der Europäischen Union als sich zune-
hmend formierender imperialistischer Staatenbund wird auch 
von dieser Seite eine pro-europäische chauvinistische Ideologie 
gefördert, der sich der österreichische Staat natürlich anschließt. 
Diese Ideologie richtet sich u.a. gegen die verarmten, „unser So-
zialsystem ausnützenden“, Flüchtlinge einerseits sowie auch ge-
gen die angeblich so fremdartigen Moslems andererseits.
Die chauvinistische Ideologie in Österreich beinhaltet also, daß 
MigrantInnen nicht als gleichberechtigte BürgerInnen im Ein-
wanderungsland behandelt werden können. Dies ist auch der 
wesentliche Grund dafür, daß seit vielen Jahren in den offiziel-
len Statistiken des Staates Österreich der wirkliche Anteil der 
MigrantInnen an der Bevölkerung heruntergespielt wird. Je 
geringer man den Anteil der MigrantInnen in der Öffentlich-
keit darstellt, umso leichter kann man sie als „Gastarbeiter“, die 
nicht zur „österreichischen Mehrheitsgesellschaft“ mit ihrem „Recht 
auf Heimat, kulturelle Identität und Sicherheit“ 164 gehören, bezeich-
nen.
Diese chauvinistische Ideologie trifft jedoch auf gewisse Wid-
ersprüche. Tatsache ist, daß die österreichische, und überhaupt 
die gesamte europäische, Bevölkerung massiv älter wird und 
zahlenmäßig schrumpft. Angesichts seiner krisenhaften Ent-
wicklung braucht das Kapital immer dringender frische, dyna-
mische, am besten noch gut qualifizierte (sprich leistungsfähige 
und ausbeutungswillige) Arbeitskräfte. Daher die Forderungen 
der Industriellenvereinigung nach dem Zuzug von mehr qualifi-
zierten MigrantInnen. 165 Daher die Ideen mit der Blue Card der 
EU für qualifizierte Arbeitskräfte, daher die Pläne eine Außen-
ministers Spindelegger, 100.000 Fachkräfte aus dem Ausland 
nach Österreich zu holen. Kurz, das Kapital braucht zunehmend 
MigrantInnen. Verschiedene Kreise in der Bourgeoisie und der 
Sozialdemokratie drängen daher in den letzten Jahren darauf, 
man solle doch anerkennen, daß „Österreich ein Einwanderung-
sland“ sei und daß es hierzulande eben eine kulturelle „Diver-
sität“ (Vielfältigkeit) gebe. Wenn man immer mehr und immer 
dringender MigrantInnen braucht, dann kann man nicht nur die 
Peitsche verwenden, sondern braucht auch etwas – zumindest 
(kostenloses) ideologisches – Zuckerbrot. Dies ist die objektive 
Grundlage dafür, daß ein zunehmender Teil der IdeologInnen 
der herrschenden Klasse – SozialwissenschaftlerInnen, Journal-
istInnen usw. – auch den tatsächlichen Anteil der MigrantInnen 
anerkennt.
Dieser verstärkte Bedarf nach MigrantInnen führt auch dazu, 
daß die herrschende Klasse versucht, eine Mittelschicht unter 

den MigrantInnen herauszubilden und zu integrieren. Die Er-
fahrungen mit der Reaktion der US-amerikanischen Bourgeoi-
sie auf die Revolte der Schwarzen in den 1960er Jahren zeigen, 
daß eine herrschende Klasse unter bestimmten Bedingungen 
versucht, Handlanger mit einer gewissen sozialen Basis in den 
Reihen der Unterdrückten selbst zu kreieren. Die ersten Ansä-
tze der Rekrutierung von jungen MigrantInnen für die Polizei, 
von migrantischen Intellektuellen für den Staatsdienst usw. sind 
Belege dafür, daß hier ein gewisses Umdenken zumindest in 
Teilen der Bourgeoisie weg von der groben Herrschaftsform der 
offenen Unterdrückung hin zur verfeinerten Herrschaftsform 
von Zuckerbrot und Peitsche stattfindet. 166

xvII. dIE zusätzlIchE untErdrücKung dEr 
frauEn und JugEndlIchEn

Migrantische Frauen sind einer besonders intensiven Form der 
Unterdrückung ausgesetzt, da sie dreifach diskriminiert werden: 
zuerst einmal als Arbeiterin, dann als Migrantin und darüber 
hinaus auch als Frau. Migrantinnen verdienen im Durchschnitt 
noch weniger als ihre männlichen Kollegen, die selber bereits zu 
den schlechtest bezahlten Schichten der ArbeiterInnenklasse ge-
hören. Allerdings sind die Lohnunterschiede zwischen migran-
tischen Männern und Frauen aufgrund der Tatsache, daß beide 
so massiv in den unteren proletarischen Schichten konzentriert 
sind, nicht so stark wie bei ihren inländischen KollegInnen. Laut 
einer WIFO-Statistik beträgt das Median-Einkommen von inlän-
dischen Lohnbezieherinnen 67% des Einkommens ihrer männli-
chen Kollegen, während die ausländischen Lohnbezieherinnen 
72% des Einkommens ihrer männlichen Kollegen verdienen. 167 
Migrantinnen sind in noch höherem Ausmaß als Migranten als 
Hilfsarbeitskräfte tätig: Während ein Fünftel der im Ausland 
geborenen Männer solche Tätigkeiten verrichtet, ist es bei den 
Frauen jede Dritte (20.0% zu 32.9%). Bei den Migrantinnen aus 
der Türkei sind fast sechs von zehn Erwerbstätige Hilfsarbeiter-
innen (57.5% bzw. 16.600), von den Migrantinnen aus dem ehe-
maligen Jugoslawien ist dies etwa jede Zweite (51.9%). 168 
Oft üben Migratinnen Berufe aus, die eine kollektive Organ-
isierung sehr erschweren (z.B. Putzfrau, Hausmeisterin) oder sie 
sind Hausfrauen. Während unter den österreichischen Frauen 
die Erwerbsquote 69% beträgt, liegt sie bei den Migrantinnen aus 
dem ehemaligen Jugoslawien bei 61%, bei jenen aus der Türkei 
bei 39% und bei den Frauen aus sonstigen Staaten bei 52%. Zu all 
dem kommt noch ihre Unterdrückung als Frau in patriarchalen 
Familienstrukturen. Da MigrantInnen in der Regel in ärmeren 
Verhältnissen leben, treten die in der bürgerlichen Familie im 
Kapitalismus grundsätzlich vorhandenen patriarchalen Struk-
turen – die absolute Dominanz des männlichen Familienober-
hauptes – oftmals schärfer und brutaler hervor. Die z.T. noch aus 
dem Heimatland entstammende bäuerlich-patriarchal geprägte 
Kultur verstärkt auch noch diese Tendenzen. Daraus ergeben 
sich dann oft größere Schwierigkeiten für Frauen, alleine (bzw. 
ohne männliche Begleitung) in ihrer Freizeit außer Haus zu ge-
hen, Sprachen zu erlernen oder sich von ihrem Mann selbständig 
zu machen. Die in den Medien öfters erwähnten Zwangsverhei-
ratungen von moslemischen jungen Frauen sind ein extremes 
(und auch eher seltenes) Beispiel für die Unterdrückung von Mi-
grantinnen. Häufiger jedoch erleben migrantische Frauen einen 
starken Druck seitens ihrer Eltern (bzw. des Vaters), daß diese 
nur mit Einverständnis dieser eine Beziehung mit einem Mann 
eingehen dürfen.
Ebenso leiden migrantische Jugendliche unter einer zusätzlichen 
Unterdrückung: Als Teil der ArbeiterInnenklasse, als MigrantIn-
nen und eben als Jugendliche. 16.4% der Kinder aller Altersstufen 
weisen einen Migrationshintergrund auf – bei 391.400 Kindern 
wurden beide Elternteile im Ausland geboren. Zwei Drittel der 
Kinder mit Migrationshintergrund (65.8% bzw. 257.700) zählen 
zur Zweiten Generation. 169 Migrantenjugendliche sind stärker 
als inländische Jugendliche von Arbeitslosigkeit betroffen, auch 
wenn der Unterschied nicht bei allen Gruppen gleich groß ist. 
Die Gesamtjugendarbeitslosigkeit für die 15- bis 24-Jährigen 
betrug im Jahr 2009 rund 10%. Bei Jugendlichen mit türkischer 
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Staatsangehörigkeit oder eines Nachfolgestaates Jugoslawiens 
waren jeweils 12,6% arbeitslos. Jugendliche aus sonstigen Nicht-
EU-Staaten waren hingegen besonders stark von Arbeitslosigkeit 
betroffen (21,6%). 170 Aufgrund der verschiedenen Formen der 
Unterdrückung (Armut, Sprache) haben Migrantenjugendliche 
meist kein wesentlich höheres Bildungsniveau als ihre Eltern. 
Rund drei Viertel der Migrantenjugendlichen haben keine über 
die Pflichtschule hinausgehende Ausbildung, zum Teil auch 
keinen Hauptschulabschluß. 171

Zusätzlich zu den materiellen Schwierigkeiten, die sich aus der 
zumeist proletarischen Herkunft und der Diskriminierung als 
MigrantInnen ergeben, werden sie auch als Jugendliche unter-
drückt. Neben der allgemeinen gesellschaftlichen Rechtlosigkeit 
sind sie auch der patriarchalen Familienstruktur ausgesetzt.
Eben diese zusätzliche Unterdrückung von Frauen und Jugendli-
chen bildet einerseits ein wichtiges Hindernis für ihre Teilnahme 
an der Befreiungsbewegung der ArbeiterInnenklasse. Der Besuch 
politischer Veranstaltungen, der Beitritt zu einer revolutionären 
Organisation u.ä. kann zu scharfen Zusammenstößen mit der 
patriarchalen Familienstruktur führen. Andererseits aber stel-
len diese direkten, unmittelbaren Erfahrungen gesellschaftlicher 
Unterdrückung auch die Grundlage da, aus der KämpferInnen 
hervorgehen, die nichts als ihre Ketten zu verlieren haben und 
die der Sache der Revolution ergeben sind.

xvIII. dEr KaMpf gEgEn
rEaKtIonärE KräftE InnErhalB

dEr MIgrantinnEn-gEMEIndE

Die MigrantInnen-Gemeinde ist natürlich kein homogener 
Körper. Vielmehr ziehen sich Spaltungslinien und Interessens-
gegensätze zwischen verschiedenen politischen Klassenkräften 
auch durch die MigrantInnen. Diese Klassenspaltung findet aber 
unter dem besonderen Umstand der gemeinsamen nationalen 
Unterdrückung statt. Nina Gunić hat diese Spaltungslinien rich-
tigerweise folgendermaßen skizziert:
„Die ArbeiterInnenklasse (ist) jene Klasse, in der sich die meisten Mi-
grantInnen befinden. Somit ist die natürliche Konsequenz eine zwi-
espältige Stellung der gesamten ArbeiterInnenklasse zum Rassismus. 
Die MigrantInnen sehen den Rassismus natürlicherweise als Bedro-
hung und wehren sich gegen diese Form der direkten Unterdrückung. 
Die Community, sprich der Zusammenschluß von MigrantInnen aus 
einem Land, ist eine Form der natürlichen Abwehr. Der Rückzug zur 
heimischen Kultur, den „eigenen“ Leuten, gibt ein Gefühl der Sicher-
heit und Stärke. Diese im Grunde organisierte Form der MigrantInnen 
bildet kleine Inseln von Minigesellschaften in der dominanten, inlän-
dischen Gesellschaft. Der Vorteil dieser Zusammenschlüsse ist eine 
bestehende Solidarität gegen Angriffe und Unterdrückung.
Andererseits sind auch die bürgerlichen und kleinbürgerlichen Kräfte 
aus dem Heimatland in solchen Communities vertreten. Die bürgerli-
chen Kräfte solcher Communities sind natürlich auch unterdrückt und 
werden mit Rassismus konfrontiert, allerdings in geringerem Ausmaß 
als die ArbeiterInnen. Hinzukommend sind sie oft in der Gesellschaft 
etabliert und bereichern sich durchaus am kapitalistischen System, 
wenn auch im geringeren Ausmaß als die inländische Bourgeoisie. Dies 
bedeutet wiederum, dass sich die Klassengegensätze zwischen prole-
tarischen, kleinbürgerlichen und bürgerlichen Kräften auch innerhalb 
der Community widerspiegeln.
Jede Form von kämpferischen Widerstand der MigrantInnencom-
munity würde die bürgerlichen MigrantInnen in ihren Positionen 
gefährden. Der Kampf gegen die inländischen KapitalistInnen könnte 
die ArbeitermigrantInnen dazu verleiten, sich auch gegen die heimis-
che Bourgeoisie zu wenden. Ein vorangeschrittenes, entwickeltes Klas-
senbewusstsein des Proletariats ist für die Bourgeoisie eine ernstzune-
hmende Gefahr, unabhängig von der Nationalität dieser Bourgeoisie. 
Somit stellen auch die bürgerlichen MigrantInnen ein Hindernis in der 
Organisierung des proletarischen Widerstandes dar.“ 172

Unsere konsequente Ablehnung des kulturellen Rassismus und 
des imperialistischen Liberalismus hat daher nichts mit einer 
Glorifizierung der bürgerlichen Kultur, die in den halb-kolo-
nialen Staaten und daher auch teilweise in den MigrantInnen-
Gemeinden vorherrscht, zu tun. Während die Gesellschaften in 

den Metropolen von einer kapitalistischen Kultur unter imperi-
alistischen Vorzeichen geprägt sind, so sind die Gesellschaften 
der Halbkolonien ebenfalls von einer kapitalistischen Kultur 
geprägt, wenn auch unter bestimmten anderen Vorzeichen. Ein-
erseits ist diese Kultur aufgrund der verspäteten kapitalistischen 
Entwicklung noch stärker mit vor-kapitalistischen, oftmals patri-
archalen Kulturformen vermischt. Viele MigrantInnen – z.B. aus 
der Türkei – kommen aus ländlichen Gegenden, wo patriarchale 
Strukturen noch stark ausgeprägt sind. Andererseits ist sie auch 
von der imperialistischen Dominanz („Kulturimperialismus“) 
geprägt, aber auch von der daraus oft resultierenden Ablehnung 
durch die unterdrückten Völker. Marxistische InternationalistIn-
nen kämpfen daher ebenso gegen alle reaktionären Aspekte der 
bürgerlichen Kultur in den Halbkolonien und unter den Migran-
tInnen.
Der Kampf gegen bürgerliche Kräfte innerhalb der MigrantIn-
nen-Gemeinde ist daher unverzichtbar. Dies beinhaltet den 
Kampf gegen organisierte bürgerliche Kräfte, die unter den Mi-
grantInnen eine befriedende Rolle spielen. Ein Paradebeispiel 
dafür sind die Spitzen der Islamischen Glaubensgemeinschaft, die in 
den letzten Jahren alles daran gesetzt haben, um die Empörung 
vieler moslemischer MigrantInnen gegen die Kriegsverbrechen 
der USA und Israels so selten wie möglich auf der Straße zum 
Ausdruck kommen zu lassen. Viele NGO’s arbeiten auch eng mit 
den Behörden zusammen und spielen eine ähnlich befriedende 
Rolle. Gleichzeitig gibt es aber auch radikalere, jedoch um nichts 
weniger reaktionäre Kräfte wie z.B. islamistische Fundamentalis-
tInnen. Aufgrund des Versagens der offiziellen MigrantInnenver-
tretungen konnten sie ihren Einfluß ausbauen. Umso wichtiger 
ist es, daß sozialistische RevolutionärInnen mit fortschrittlichen 
Kräften dafür arbeiten, um eine eigenständige Organisierung – 
sei es in den Gewerkschaften, sei es in besonderen Bewegungen – 
der MigrantInnen unabhängig von den traditionellen Führungen 
oder radikal-reaktionären Pseudo-Alternativen voranzutreiben.
Ebenso wichtig ist der organisierte Kampf gegen jede Form von 
patriarchalen gesellschaftlichen Strukturen. Die ArbeiterInnen-
bewegung muß breite Kampagnen für die Rechte der Frauen 
und Jugendlichen organisieren sowie für ein breites öffentliches 
Beschäftigungsprogramm gerade auch für migrantische Frauen 
und Jugendliche organisieren. Wir treten ebenso für das Recht 
auf eigenständige Versammlungen von Frauen bzw. Jugendliche 
ein, wo sie ihre Schwierigkeiten mit patriarchalen Strukturen und 
den Kampf dagegen besprechen können. Ebenso befürworten 
wir das Recht von Frauen bzw. Jugendliche auf eine ihrem An-
teil entsprechende Vertretung in den Führungsstrukturen der 
MigrantInnenorganisationen.

xIx. dIE tradItIon dEr rEvolutIonärEn
arBEItErinnEnBEWEgung

Seit Beginn der ArbeiterInnenbewegung nahm die Frage der 
Migration einen wichtigen Stellenwert ein. Karl Marx erklärte 
bereits kurz nach der Gründung der I. Internationale, daß eine 
konsequent internationalistische Haltung in dieser Frage von en-
tscheidender Bedeutung sei:
„Eine der besonderen Funktionen, die unsere Assoziation bis jetzt mit 
Erfolg ausgeübt hat, ist der Widerstand gegen die Intrigen der Kapital-
isten, die stets bereit sind, bei Arbeitseinstellungen und Aussperrun-
gen die Arbeiter fremder Länder als Werkzeuge gegen die Arbeiter ihrer 
eigenen Länder zu mißbrauchen. Es ist eine der großen Aufgaben der 
Assoziation, zu erreichen, daß die Arbeiter der verschiedenen Länder 
sich nicht nur als Brüder und Kameraden der Emanzipationsarmee 
fühlen, sondern auch als solche handeln.“ 173

Marx und Engels sahen die große Migration vieler europäischer 
ArbeiterInnen in die USA als einen aufgrund der ungleichzeiti-
gen Entwicklung des Kapitalismus und der großen Armut in Eu-
ropa als einen unausweichlichen Prozeß. Sie sahen sehr wohl, 
daß die KapitalistInnen die Migration als Waffen gegen Streiks 
und zur Drückung des Lohns mißbrauchen würden. Aber letz-
tlich – so führte Friedrich Engels in einem Artikel aus – würde 
die Migration den „revolutionären Gang der Ereignisse“ befördern. 
174

Thesen



FAREV#6 | Oktober 2010Seite 32

die I. Internationale im Kampf gegen das streikbrechertum

Eine für die I. Internationale wichtige Frage war die Anheuerung 
von ausländischen ArbeiterInnen durch KapitalistInnen, um 
Streiks in ihren Betrieben zu brechen. Die I. Internationale be-
tonte, daß der Feind nicht der ausländische Arbeiter, sondern 
der Kapitalist ist und daß das Ziel der gemeinsame Kampf ist. In 
einer Resolution am Genfer Kongreß (1866) bekräftigte sie:
„Eine der besonderen Funktionen der Assoziation, welche bereits bei 
verschiedenen Gelegenheiten mit großem Erfolg ausgeführt worden, ist 
den Intrigen der Kapitalisten entgegen zu treten, die stets bereit sind, 
in Fällen von Arbeitseinstellungen und Ausschlüssen die Arbeiter frem-
der Länder als Werkzeuge zur Vereitlung der Ansprüche der Arbeiter 
ihrer eigenen Länder zu mißbrauchen. Es ist einer der größten Zwecke 
der Assoziation, daß die Arbeiter verschiedener Länder sich nicht allein 
wie Brüder fühlen, sondern auch als vereinte Teile der Emanzipations-
Armee zu handeln wissen.“ 175

Bei dem darauffolgenden Kongreß in Lausanne (1867) konnte 
die Führung der Internationale - der Generalrat – in seinem Ber-
icht eine positive Bilanz ziehen:
„Die zahlreichen Dienste, welche die Internationale Arbeiterassoziation 
in den mannigfachen Kämpfen zwischen Kapital und Arbeit in den ver-
schiedenen Ländern erwiesen hat, zeigen deutlich die Notwendigkeit 
einer derartigen Organisation. Wenn die Arbeiter die willkürlichen 
Bedingungen der Kapitalisten in England zurückwiesen drohten diese, 
sie durch ‘Hände’ vom Kontinent zu ersetzen. Die Möglichkeit einer 
solchen Importation hat in mehreren Fällen genügt, die Arbeiter zum 
Nachgeben zu veranlassen. Die Wirksamkeit des Generalrats verhin-
derte, daß solche Drohungen zutage traten wie ehedem. So oft derar-
tiges vorkommt, genügt ein Wink, um die Pläne der Kapitalisten zum 
Scheitern zu bringen. Bricht ein Streik oder eine Aussperrung unter 
den Vereinen aus, die zur Internationalen Arbeiterassoziation gehören, 
dann werden sofort die Arbeiter aller Länder von der Sachlage unter-
richtet und vor den Werbeagenten der Kapitalisten gewarnt. Diese 
Wirksamkeit des Generalrats beschränkt sich übrigens nicht bloß auf 
die Vereine der Internationalen Arbeiterassoziation die Unterstützung 
der Assoziation wird allen zuteil die sie anrufen. Vor allem half die 
Internationale den englischen Arbeitern dadurch, daß sie die gewerk-
schaftliche Organisation allenthalben außerhalb Englands aufs lebhaft-
este förderte.“ 176

Auseinandersetzungen in der II. Internationale

Am Ende des 19. Jahrhunderts und dem Beginn der Migra-
tion unter imperialistischen Vorzeichen gewann diese Frage 
noch mehr an Bedeutung in den Auseinandersetzungen in der 
ArbeiterInnenbewegung. Die ArbeiterInnenbewegung war da-
mals politisch in den sogenannten II. Internationale organisiert, 
die 1889 gegründet wurde und sich aus eine Reihe von sozial-
demokratischen Parteien zusammensetzte. Die Verbürgerlic-
hung der Sozialdemokratie und das Vordringen reformistischer 
Positionen spiegelten sich in verschiedenen Anträgen wieder, 
die eine gesetzliche Beschränkung der Einwanderung forderten. 
Doch insgesamt verfolgten die sozialdemokratischen Parteien 
oftmals einen internationalistischen Kurs und die marxistischen, 
internationalistischen Kräfte konnten solchen reaktionären Posi-
tionen Einhalt gebieten.
So sprach sich die II. Internationale 1893 auf ihrem Kongreß in 
Zürich auf Antrag der italienischen Delegation für eine enge 
Zusammenarbeit zwischen den Parteien und Gewerkschaften der 
Ein- und Auswanderungsländer aus sowie für die Organisierung 
der Wanderarbeiter und die Verbreitung eines internationalis-
tischen Bewußtseins. In einer Resolution auf dem Amsterdamer 
Kongreß 1904 wurden zwar nicht die negativen Auswirkungen 
der Migration auf das Lohnniveau etc. geleugnet, doch forderte 
man gerade deswegen die Aufhebung jeder Diskriminierung 
und gleiche politische Rechte für Einwanderer. Weiters hielt die 
Resolution fest:
„Der Kongreß verurteilt jedoch jede Gesetzesmaßregel, welche die Aus-
wanderung hindern oder fremde Arbeiter im Einwanderungsland auss-
chließen oder schlechter behandeln wollte.“ 177

Eine reformistische, sozialchauvinistische Minderheit forderte 

jedoch schon damals die Beschränkung der Einwanderung. Die 
MarxistInnen bezeichneten diese reaktionäre Politik als Sozial-
chauvinismus, da sie unter dem Vorwand der Verteidigung soz-
ialer Errungenschaften eine ausländerfeindliche, chauvinistische 
Haltung einnimmt. Beim Amsterdamer Kongreß 1904 forderten 
die holländischen, britischen und amerikanischen Delegationen 
in einer Resolution, daß sich die Internationale für gesetzliche 
Einschränkung der Einwanderung von ArbeiterInnen „rück-
ständiger Rassen“ aussprechen soll. Einer ihrer Sprecher, der 
US-amerikanische Delegierte Morris Hillquit begründete die 
Resolution damit, man müsse „einen Unterschied machen zwischen 
Arbeitern zivilisierter Länder und solchen, die dazu noch nicht die ger-
ingste Vorbedingung aufweisen“. Daher sei die „Fernhaltung der Ku-
lis und Neger“ ein „Lebensinteresse unserer Arbeiterbewegung“, und 
daher sei diese Forderung in keinster Weise „reaktionär“. 178 Ein 
anderes Beispiel für diese nationalistische Haltung ist ein Beitrag 
des deutschen Delegierten und Sekretärs der Maurergewerk-
schaft, Max Paeplow, auf dem Stuttgarter Kongreß 1907, der 
gleichzeitig auch Vorsitzender des Maurerverbandes war. Seine 
Worte könnten heute mühelos aus dem Munde eines führenden 
Gewerkschaftsbürokraten stammen:
„Unmöglich können wir zulassen, daß in Ländern mit hochentwickelter 
Arbeiterbewegung die Errungenschaften jahrzehntelanger politischer 
und gewerkschaftlicher Organisation mit einem Schlage illusorisch 
gemacht werden durch Masseneinwanderung fast völlig bedürfnisloser 
Arbeiter.“ 179

Die reformistischen Kräfte beließen es nicht nur bei Worten, 
sondern setzten ihre sozialchauvinistische Politik teilweise auch 
in Taten um. So forderten einige französische Gewerkschaften in 
den 1890er Jahren in vielen Städten eine 10-Prozent-Quotierung 
bei der Ausländerbeschäftigung durch – es durften also von den 
Stadtverwaltungen bei öffentlichen Arbeiten nicht mehr als 10% 
der Lohnabhängige MigrantInnen sein. In der deutschen Stadt 
Chemnitz beantragten die sozialdemokratischen Kommunalver-
treter, daß Unternehmer von der Vergabe öffentlicher Aufträge 
der Stadt ausgeschlossen werden, „wenn sie nicht-deutsche Gehilfe 
und Arbeiter in erster Linie beschäftigen.“ 180

Eine zentristische Mittelposition wurde von dem austromarxis-
tischen Theoretiker Otto Bauer vertreten. Er lehnte die offen soz-
ialchauvinistische Haltung von Teilen der angelsächsischen Del-
egierten ab, bekundete jedoch gleichzeitig Verständnis für deren 
Motive und befürwortete eine kombinierte, widersprüchliche 
Politik: Einerseits sollte die ArbeiterInnenbewegung in den eu-
ropäischen Ländern sehr wohl versuchen, das „kulturelle Niveau“ 
der EinwanderInnen zu heben und sie gewerkschaftlich zu orga-
nisieren. Andererseits aber können „die Arbeiter nicht darauf ver-
zichten, ihre Arbeitsstellen gegen die billigeren fremden Arbeitskräfte 
zu verteidigen. Sie werden daher im Staate und in den Selbstverwal-
tungskörpern verlangen, daß bei öffentlichen Bauten und Unterne-
hmungen fremde Arbeiter nur dann herangezogen werden dürfen, 
wenn die heimischen Arbeiter voll beschäftigt sind.“ 181 Wir sehen hier 
also bei dem Zentristen Otto Bauer einen würdigen Vorläufer 
der heutigen ZentristInnen, die die Verteidigung der Arbeitsplä-
tze von einheimischen ArbeiterInnen gegen MigrantInnen auf 
ihre Fahne schreiben. (wie z.B. beim rassistischen „British Jobs for 
British Workers“-Streik bei den bei der Lindsey Ölraffinerie im 
Frühjahr 2009)
Doch die Mehrheit des Stuttgarter Kongresses verfolgte eine weit-
gehend internationalistische Linie. Julius Hammer, ein Delegiert-
er der US-amerikanischen Sozialistischen Arbeiterpartei, kritisierte 
den Resolutionsentwurf zur Beschränkung der Einwanderung 
japanischer und chinesischer Arbeitern als „unsozialistisch“. Er 
lehnte Einwanderungsbeschränkungen ab und trat dafür ein, 
daß die internationale ArbeiterInnenklasse eine „große Nation“ 
werde: „Eine gesetzliche Beschränkung der Einwanderung muß ver-
worfen werden. Auf gesetzgeberischem Wege durch Zusammenarbeiten 
mit den bürgerlichen Parteien kann für den Sozialismus nichts erreicht 
werden. (…) Ich bitte Sie, in keine gesetzlichen Beschränkungen der 
Ein- und Auswanderung einzuwilligen. Wir müssen eine große Nation 
der Ausgebeuteten bilden.“ 182

Schließlich wurde eine Resolution in diesem Sinne einstimmig 
angenommen. Der Kongreß lehnte natürlich den Import von 
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StreikbrecherInnen durch die KapitalistInnen ab, sprach sich aber 
klar gegen die sozialchauvinistische Politik der Ausgrenzung 
von bestimmten Einwandergruppen aus. Man müsse gegen die 
„verwerfliche Ausschließung bestimmter Rassen und Nationen“ bei 
der Einwanderung eintreten und stattdessen die Freizügigkeit 
der Einwanderung fordern. Ebenso sprach sich der Kongreß auf 
Anregung des ungarischen Delegierten Jozsef Diner-Denes für 
einen Mindestlohn für MigrantInnen aus, um so deren Funktion 
als LohndrückerInnen entgegenzuwirken. Ebenso wurde auch 
die weitreichende gewerkschaftliche Organisierung der Migran-
tInnen gefordert.
In einem Bericht über die Ergebnisse des Stuttgarter Kongresses 
wies Lenin zurecht darauf hin, daß diese rückständige, sozial-
chauvinistische Minderheitsposition nicht bloß eine Meinungs-
verschiedenheit war, sondern die materiellen Interessen einer 
privilegierten Minderheit – der obersten Schicht der Arbeiter-
Innenaristokratie – innerhalb der ArbeiterInnenklasse wieder-
spiegelte:
„Über die Resolution zur Aus – und Einwanderungsfrage wollen wir 
nur einige Worte sagen. Auch hier wurde in der Kommission versucht, 
zünftlerisch beschränkte Anschauungen zu verfechten, ein Verbot der 
Einwanderung von Arbeitern aus den rückständigen Ländern (Kulis 
aus China usw.) durchzubringen. Das ist der selbe Geist des Aristokrat-
ismus unter den Proletariern einiger „zivilisierter“ Länder, die aus ihrer 
privilegierten Lage gewisse Vorteile ziehen und daher geneigt sind, die 
Forderungen internationaler Klassensolidarität zu vergessen. Auf dem 
Kongreß selbst fanden sich keine Verfechter dieser zünftlerischen und 
spießbürgerlichen Beschränktheit. Die Resolution entspricht durchaus 
den Forderungen der revolutionären Sozialdemokratie.“ 183

Die gleiche Schlußfolgerung zog Clara Zetkin in ihrem Bericht 
über den Stuttgarter Kongreß:
„Ein nahe verwandtes Problem (mit der Kolonialpolitik d. A.) hatte die 
Frage der Ein- und Auswanderung aufgerollt. Auch hier entstand der 
unbedingten Klassensolidarität der Proletarier aller Länder und Rassen 
eine Gegnerin in der kurzsichtigen Politik, die Lohninteressen organ-
isierter Arbeiter in den Einwanderungsländern, wie Amerika und Aus-
tralien, durch Einwanderungsverbote gegen rückständige, angeblich 

‘nicht organisationsfähige’ Proletarier aus China und Japan schützen 
wollte. Es sprach aus dieser letzteren Tendenz derselbe Geist der Auss-
chließung und des Egoismus, der die alten englischen Trade Unions 
als eine Arbeiteraristokratie in Gegensatz zu der großen Masse der 
vom Kapitalismus am brutalsten ausgebeuteten und herabgedrückten 
Klassengenossen gebracht hatte. Der Kongreß hat hier, im Sinne und 
Geiste der deutschen Gewerkschaften und ihrer Praxis entsprechend, 
die Solidarität der Klasse als eines großen Weltbundes des Proletariats 
aller Rassen und Nationen hochgehalten, wie er in der Kolonialfrage 
den großen Weltbund der gleichen und verbrüderten Menschheit aller 
Kulturstufen und Weltteile zum Triumph geführt hat“. 184

das Beispiel der zusammenarbeit der
deutschen und italienischen gewerkschaften

Ein positives praktisches Beispiel der internationalistischen 
Gewerkschaftspolitik ist die Kampagne, die die deutschen 
Gewerkschaften gemeinsam mit ihren italienischen KollegIn-
nen entfalteten. Diese fand vor dem Hintergrund statt, daß die 
deutschen Unternehmer Ende des 19. Jahrhunderts italienische 
MigrantInnen als LohndrückerInnen und StreikbrecherInnen 
ins Land holten. Je nach Saison hielten sich 50-100.000 italie-
nische ArbeitsmigrantInnen in Deutschland auf. Die deutschen 
Gewerkschaften reagierten darauf, indem sich mit den italienis-
chen Gewerkschaften koordinierten. Es entstand einer Zusam-
menarbeit der Generalkommission der deutschen Gewerk-
schaften und den italienischen Gewerkschaften. Sie entfalteten 
eine systematische Aufklärungskampagne unter den deutschen 
und italienischen ArbeiterInnen.
Ihr Ziel war nicht das Hinausdrängen der italienischen Arbeiter-
Innen, sondern deren Gewinnung für die gewerkschaftliche Or-
ganisierung und deren Weigerung, sich als StreikbrecherInnen 
mißbrauchen zu lassen. In einem Appell an die italienischen Mi-
grantInnen schrieben die deutschen Gewerkschaften u.a.: „Wir 
haben nichts dagegen, daß ihr um Arbeit zu finden nach Deutschland 
kommt, … denn der deutsche Arbeiter ist international und fühlt sich 
solidarisch verbunden mit den Arbeitern aller anderer Länder, und wir 
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wünschen darum auch nicht, euch aus Deutschland zu entfernen. Wir 
verlangen nur, daß ihr mit uns solidarisch vorgeht, daß ihr nicht zu 
einem niedrigeren Lohnsatz und mit einer längeren täglichen Arbe-
itszeit als wir… Bei uns, bei euren deutschen Genossen ist euer Platz; 
mit uns und nicht gegen uns müßt ihr kämpfen. Wir wollen in dau-
ernder Verbindung mit euch bleiben…“ Der Aufruf schließt mit den 
Losungen: „Der Kapitalismus und die kapitalistischen Nutznießer 
sind unsere gemeinsamen Gegner und gegen diese wollen wir in ge-
schlossenen Reihen marschieren. Es lebe die befreite Arbeit!!! Es lebe 
die internationale Solidarität!!!“ 185 Ebenso unternahmen sie solche 
Versuche hinsichtlich der polnischen ArbeitsmigrantInnen.
Die deutschen Gewerkschaften gaben zu diesem Zweck alleine 
zwischen 1892 und 1896 insgesamt 875.000 Stück des Flugb-
lattes „An die vom Ausland kommenden Arbeiter“ in italienischer 
und polnischer Sprache heraus. Später veröffentlichten sie eine 
italienisch-sprachige Zeitung „L’Operaio Italiano“ – zuerst er-
schien sie alle zwei Wochen und später wöchentlich. Die Zeitung 
hatte in den Jahren 1908-10 eine durchschnittliche Auflage von 
7.-10.500 Stück.
Darüberhinaus wurden zahlreiche Agitationsveranstaltungen 
in Italien organisiert. In Zusammenarbeit mit der italienischen 
Gewerkschaftszentrale wurden in den Wintermonaten alljährlich 
zwei italienisch-sprachige, deutsche Gewerkschaftsagitatoren 
nach Italien geschickt, um in den Heimatorten die MigrantInnen 
aufzuklären. Der italienische Bauarbeiterverband organisierte 
1907/1908 insgesamt 400 Vorträge in nord- und zentral-italienis-
chen Provinzen. Insgesamt war die Kampagne durchaus erfol-
greich, da der Streikbruch durch italienische ArbeitsmigrantIn-
nen weitgehend eingeschränkt wurde und viele ArbeiterInnen 
für die Gewerkschaften gewonnen werden konnten. 186

Doch mit dem Ausbruch des I. Weltkrieges 1914 gewannen 
die reformistischen, pro-kapitalistischen Kräfte schließlich die 
Oberhand in der II. Internationale. 187 Die Führungen der soz-
ialdemokratischen Parteien gingen nun auf einen offen reformi-
stischen Standpunkt über und unterstützen direkt oder indirekt 
die Kriegspolitik ihrer herrschenden Klasse. Das führte auch 
zu einer offenen Revision ihrer Haltung zur Frage der Einwan-
derung. Auf einer vom Internationalen Gewerkschaftsbund 1917 
in Stockholm einberufenen Konferenz, wurden zwar prinzipielle 
Einwanderungsverbote noch abgelehnt. Aber die Resolution 
macht klar, daß „die internationale Arbeiterbewegung ein Interesse 
daran bekundet, daß die Einwanderung nicht eine Herabdrückung der 
Lebenshaltung der Arbeiterschaft des Einwanderungslandes durch den 
Massenimport unorganisierter und an niedrige Lebenshaltung gewöhnte 
Arbeiter herbeiführt“. 188 Da man unter den gegebenen Bedingun-
gen davon ausgehen müsse, daß dies der Fall sein werde, sollte 
in Zukunft die Forderung internationaler Freizügigkeit mit der 
Forderung nach staatlicher Kontrolle der Einwanderung – unter 
Beteiligung der Gewerkschaften – verbunden werden.

die Kommunistische Internationale
im Kampf gegen den sozialchauvinismus

Angesichts des Verrats der II. Internationale und ihres Über-
ganges in das Lager des Reformismus spalteten sich die revolu-
tionären MarxistInnen ab, organisierten sich unter der Führung 
Lenin’s als Zimmerwalder Linke innerhalb der Antikriegsbewe-
gung von Zimmerwald 189 und gründeten schließlich 1919 die 
Kommunistische Internationale (Komintern), welche auch III. In-
ternationale genannt wurde. Die Komintern machte sich die 
konsequente Anwendung revolutionärer, internationalistischer 
Positionen zum Prinzip. Lenin betonte, daß Internationalismus 
nur möglich ist, wenn man zuerst einmal die Tatsache anerkennt, 
daß „… das Grundlegende, Wesentliche und Unvermeidliche beim Im-
perialismus die Einteilung der Nationen in unterdrückte und unter-
drückende“ ist. 190

Daher war die internationale Solidarität mit den unterdrückten 
Völkern und ArbeitsmigrantInnen ein Grundpfeiler der Kommu-
nistischen Internationale. Sie beschloß auf ihrem IV. Kongreß:
„Dieser Umstand (die Ausnützung von MigrantInnen als Billigstar-
beitskräfte, d. A.) veranlaßte die Arbeiter der imperialistischen Länder, 
eine Einführung von Gesetzen gegen die Einwanderung und gegen die 

farbigen Arbeiter zu fordern, sowohl in Amerika als auch in Australien. 
Diese Gesetze vertiefen den Gegensatz zwischen den farbigen und den 
weißen Arbeitern, zersplittern und schwächen die Einheit der Arbeit-
erbewegung.
Die Kommunistischen Parteien Amerikas, Kanadas und Australiens 
müssen eine energische Kampagne führen gegen die Gesetze zur Ver-
hinderung der Einwanderung und müssen den proletarischen Massen 
dieser Länder klarmachen, daß solche Gesetze, indem sie den Rassenhaß 
schüren, letzten Endes ihnen selbst zum Schaden gereichen.
Andererseits verzichten die Kapitalisten auf Gesetze gegen die Einwan-
derung, um die freie Einfuhr billiger Arbeitskräfte zu ermöglichen und 
auf diese Weise die Arbeitslöhne der weißen Arbeiter herabzudrücken, 
Diese Absicht der Kapitalisten, zum Angriff überzugehen, kann nur 
durch ein Mittel erfolgreich vereitelt werden – die einwandernden Ar-
beiter müssen in die bestehenden Gewerkschaften der weißen Arbeiter 
aufgenommen werden. Gleichzeitig muß gefordert werden, daß die En-
tlohnung der farbigen Arbeiter den Arbeitslöhnen der weißen Arbeiter 
gleichgestellt wird.“ 191

Die revolutionäre Komintern (d.h. vor ihrer stalinistischen De-
generation ab 1924) unterschied sich von der II. Internationale 
unter anderem dadurch, daß bei ihr keine Kluft zwischen festli-
chen Resolutionen und der Praxis existierte. Die Kommunis-
tischen Parteien und die von ihr geführten Gewerkschaften set-
zten diese Politik auch gegen den vehementen Widerstand der 
Sozialdemokratie und auch gegen die Vorurteile vieler einhei-
mischer ArbeiterInnen um. So betrieb z.B. die von der Kommu-
nistischen Partei Frankreichs geführte Gewerkschaft CGTU eine 
konsequent internationalistische Politik.
„Sie befürwortete offene Grenzen, eine Einheitsfront zwischen den 
französischen und ausländischen ArbeiterInnen sowie die Gleichheit 
der Rechte und in der Behandlung französischer und ausländischer 
ArbeiterInnen. Sie hielt diese Politik auch in Zeiten der Arbeitslosig-
keit aufrecht, wo sie die Politik der (sozialdemokratischen, d. A.) CGT 
kritisierte, die eine Bevorzugung der französischen ArbeiterInnen ver-
langte.“ 192

Erst als die StalinistInnen ihre reformistische, pro-kapitalistische 
Politik durchsetzten, gab die CGTU ihre internationalistische 
Haltung auf.

die Iv. Internationale gegen die
überausbeutung der MigrantInnen

Die trotzkistische IV. Internationale, die das revolutionäre Erbe 
der Komintern aufgriff und fortsetzte, trat weiterhin für einen 
internationalistische Kurs ein. So forderte sie z.B. 1934 in ihrem 
Aktionsprogramm für Frankreich „die Verhinderung jeder Son-
dergesetzgebung für ausländische und koloniale Arbeiter.“
Ebenso schrieb sie sich den Kampf gegen die Überausbeutung 
der MigrantInnen auf ihre Fahnen: „Gleicher Lohn für gleiche Ar-
beit. Abschaffung der Überausbeutung der Frauen, jungen Leute, Aus-
länder und Arbeiter aus den Kolonien.“ 193

xx. das KonzEpt dEr
rEvolutIonärEn IntEgratIon

Das Konzept der revolutionären Integration beruht auf folgen-
den Grundsätzen:
i) Unser Ziel ist die Erringung der internationalen Einheit der 
ArbeiterInnenklasse aller Länder und der internationalistisch-
en Einheit der in ihrem Charakter multinationalen ArbeiterIn-
nenkasse in jedem einzelnen Land. Diese Einheit kann niemals 
durch Zwang hergestellt werden, sondern ausschließlich auf 
Grundlage der Freiwilligkeit und Gleichberechtigung. Letztlich 
wollen wir die nationalen Kulturen zusammenführen, vereinen, 
auf eine höhere Stufe stellen indem wir eine neue, sozialistische 
Menschheitskultur schaffen.
ii) Diese Einheit erfordert sowohl beharrliche Propaganda für 
den Internationalismus und gegen den Rassismus als auch den 
konsequenten Kampf für vollkommene Gleichberechtigung und 
volle demokratische Rechte für alle MigrantInnen.
iii) Diese Einheit kann nur im gemeinsamen Klassenkampf und 
durch diesen sowie mittels der gemeinsamen Organisierung ge-
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schaffen werden. Sie muß als ein langfristiges Ziel verstanden 
werden, als einen Prozeß, der durch den Klassenkampf beginnt 
und erst im entwickelten Sozialismus zu Ende gehen wird.
Der Kampf gegen den Rassismus und für die revolutionäre Inte-
gration kann nur dann vollständig begriffen werden, wenn wir 
ihn als Teil der Strategie der permanenten Revolution verstehen. 
Migration ist ein Resultat der ungleichen und kombinierten En-
twicklung der Produktivkräfte im Weltkapitalismus und der 
damit verbundenen Ausbeutung und Unterdrückung der armen 
Länder durch die imperialistischen Staaten. Der Kampf für die 
sozialistische Revolution kann nur erfolgreich sein, wenn er alle 
Widersprüche, alle Formen der Unterdrückung aufgreift und sie 
zu einer revolutionären, auf den Sturz der herrschenden Klasse 
gerichteten, Strategie bündelt. Eine Strategie hingegen, die sich 
ausschließlich auf den ökonomischen Gegensatz zwischen Kapi-
tal und Arbeit beschränkt und nicht auch die damit verbundenen 
gesellschaftlichen Gegensätze – zu denen auch die rassistische 
Unterdrückung gehört – aufgreift, ist vulgärer imperialistischer 
Ökonomismus und zum Scheitern verurteilt. Die Strategie der 
Revolution muß vielmehr einen totalen, einen umfassenden ge-
samtgesellschaftlichen Charakter tragen und den Kampf für die 
revolutionäre Integration als unauflöslich verknüpft mit allen 
anderen Ausdrucksformen des gesellschaftlichen Klassenkamp-
fes (für höheren Lohn, Arbeitsplätze, gegen Bildungsabbau, 
Frauenunterdrückung usw.) verstehen. In einer seiner wichtig-
sten Schriften – „Was tun“ – brachte Lenin dieses Grundverstän-
dnis des kämpferischen, tatsächlichen Marxismus in folgenden 
Sätzen auf den Punkt:
„Man kann nicht genug betonen, daß das noch nicht Sozialdemokratis-
mus ist, daß das Ideal eines Sozialdemokraten nicht der Sekretär einer 
Trade-Union, sondern der Volkstribun sein muß, der es versteht, auf 
alle Erscheinungen der Willkür und Unterdrückung zu reagieren, wo 
sie auch auftreten mögen, welche Schicht oder Klasse sie auch betreffen 
mögen, der es versteht, an allen diesen Erscheinungen das Gesamtbild 
der Polizeiwillkür und der kapitalistischen Ausbeutung zu zeigen, der 
es versteht, jede Kleinigkeit zu benutzen, um vor aller Welt seine so-
zialistischen Überzeugungen und seine demokratischen Forderungen 
darzulegen, um allen und jedermann die welthistorische Bedeutung des 
Befreiungskampfes des Proletariats klarzumachen.“ 194

Der erfolgreiche Kampf für die sozialistische Revolution er-
fordert die Einheit der ArbeiterInnenklasse. Dies macht den 
Kampf für die Überwindung der durch die kapitalistische Gesell-
schaftsstruktur verursachten Spaltungslinien innerhalb des Pro-
letariats und der unterdrückten Schichten notwendig (Jugend, 
Frauen, nationale/ethnische Minderheiten usw.). Der Kampf 
gegen den Rassismus und die Kampfeinheit aller ArbeiterInnen 
und Jugendlichen unabhängig von ihrer nationalen/ethnischen 
Herkunft ist daher eine Frage von strategischer Bedeutung für 
die sozialistische Revolution – insbesondere in Europa und Ös-
terreich.
Der Kampf für die Einheit der ArbeiterInnenklasse bedingt 
zuallererst einmal den Kampf gegen den Rassismus und gegen 
jede Form chauvinistischer Vorurteile von ArbeiterInnen der 
herrschenden Mehrheitsnation. Die revolutionäre Strategie kann 
jedoch nicht bloß aus Agitation und Aufklärung gegen Rassis-
mus bestehen, sondern muß die realen, gesellschaftlichen Unter-
drückungsstrukturen – die wir in unserem Programm zu Recht 
als „Mini-Apartheid“ bezeichnet haben – zu ihrem Ausgang-
spunkt machen. 195 Das heißt, Kampf gegen Rassismus bedeutet 
Kampf gegen konkrete gesellschaftliche Benachteiligung von 
MigrantInnen und Kampf für ihre Rechte. Mit anderen Worten: 
Kampf für ihre vollständige Gleichstellung gegenüber der ein-
heimischen Bevölkerung. 
Das erfordert ebenso die Anerkennung der Tatsache, daß die 
ArbeiterInnenklasse in den imperialistischen Metropolen einen 
multinationalen bzw. multiethnischen Charakter besitzt. Ein 
‚Internationalismus’, der diese nationalen Unterschiede nicht 
anerkennt, sondern sie im Namen der Vorrangigkeit der Klasse 
leugnet oder in ihrer Bedeutung herabmindert, ist kein Interna-
tionalismus, sondern verkappter Sozialchauvinismus, oder – um 
eine Kategorie Lenins zu verwenden – imperialistischer Ökonomis-
mus. 196

nationale Kultur und sozialistische Menschheitskultur

Wir glorifizieren keineswegs die jeweiligen nationalen Kulturen. 
Auch wenn in jeder nationalen Kultur ein widersprüchliches – 
die Klassengegensätze wiederspiegelndes – Potential steckt, so 
ist Kultur im Kapitalismus zuallererst und vor allem bürgerliche 
Kultur, Kultur der herrschenden Klasse. Wir trachten daher nicht 
danach, die jeweiligen nationalen Kulturen, die nationalen Dif-
ferenzen zwischen den Völkern zu konservieren und zu verewi-
gen. Nein, wir wollen letztlich die nationalen Unterschiede im 
positiven Sinne aufheben und auf einer höheren Stufe der Men-
schheitskultur aufheben. Deswegen lehnen wir das kleinbürger-
lich-zivilgesellschaftliche Konzept des Multikulturalismus ab. 
Unsere Methode ist die des Lenin’schen Internationalismus:
„Die klassenbewußten Arbeiter beschränken sich nicht darauf, gegen 
jegliche nationale Unterdrückung und gegen jegliche nationale Privi-
legien zu kämpfen. sie kämpfen gegen jeden, selbst den verfeinertsten 
Nationalismus und vertreten nicht nur die Einheit, sondern auch den 
Zusammenschluß der Arbeiter aller Nationalitäten im Kampf gegen 
die Reaktion und gegen jeden bürgerlichen Nationalismus. Nicht die 
Nationen voneinander zu trennen ist unsere Aufgabe, sondern die Ar-
beiter aller Nationen zusammenzuschließen. Nicht die ‚nationale Kul-
tur’ haben wir auf unser Banner geschrieben, sondern die internation-
ale Kultur, die alle Nationen zu einer höheren, sozialistischen Einheit 
verbindet und die durch die internationale Vereinigung des Kapitals 
schon heute vorbereitet wird.“ 197

Aber dieser Prozeß ist ein langfristiger und er muß vor allem 
freiwillig, ohne auch nur den Hauch von Zwang und Druck stat-
tfinden. Er muß das Ergebnis eines langen Prozesses der gesell-
schaftlichen Veränderung und Angleichung der Bedingungen 
sein und nicht irgendwelcher Beschlüsse und Willensbekund-
ungen. Ist eine vollständige Fusion der verschiedenen Kulturen, 
ist eine völlige Integration der MigrantInnen vor der sozialis-
tischen Revolution daher überhaupt möglich? Nein, das ist nicht 
möglich und kann auch nicht einmal in der ersten Phase nach der 
Revolution stattfinden. Zu tief sind die gesellschaftlichen Spal-
tungen, die unterschiedlichen, über Jahrhunderte und viele Gen-
erationen eingeprägten Kulturen und Vorurteile in den verschie-
denen Nationen. Der Prozeß der sozialistischen Integration der 
verschiedenen Völker, der Menschheit, wird erst schrittweise im 
Rahmen des Voranschreitens des Sozialismus vollzogen werden. 
Mit dem Absterben der Klassen und des Staates wird es auch zur 
Aufhebung der unterschiedlichen nationalen Kulturen und der 
Herausbildung einer sozialistischen Menschheitskultur, der Err-
ingung eines höheren, noch nie dagewesenen Geistes- und Kul-
turniveaus, kommen. Eine solche Kultur wird kein monolithis-
cher Einheitsbrei sein, sondern sich durch die breitestmögliche 
Vielfalt, durch die Einbeziehung der unzähligen Reichtümer der 
bisherigen nationalen Kulturen, auszeichnen.
Das Programm der revolutionären Integration würde auch das 
Konzept einer sozialistischen Palatalisierung von unten beinhalten. 
In Kroatien findet seit den 1990er Jahren eine reaktionäre Palatal-
isierung von oben statt. Dabei wird von den bürgerlich-nation-
alistischen Regierungen eine systematische Sprachreform betrie-
ben, um künstlich eine kroatische Sprache im Unterschied zum 
alten Serbokroatischen herauszubilden. Aufgabe einer starken, 
sozialistischen ArbeiterInnenbewegung wäre es, den umgekeh-
rten Weg zu gehen und eine Annäherung der Sprachen, eine 
Übernahme von Wörtern in die Sprache der anderen nation-
alen Volksgruppe zu fördern. Natürlich sind die Möglichkeiten 
dafür begrenzt, solange nicht die ArbeiterInnenklasse die Macht 
übernommen hat und die Gesellschaft bewußt und systematisch 
umgestalten kann. Aber in Wirklichkeit findet ein solcher Prozeß 
bereits spontan statt. Die MigrantInnen der Zweiten Generation 
sprechen oft ein „Misch-Masch“ von Deutsch und ihrer Mutter-
sprache. Deutsch-sprachige Jugendliche übernehmen viele eng-
lische Worte in ihren Sprachschatz.
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reaktionäre politik der assimilation

Integration von einem internationalistischen und sozialistischen 
Standpunkt hat nicht das Geringste mit der im bürgerlichen 
(inklusive den reformistischen Kräften) Lager vorherrschenden 
Auffassung von Assimilation zu tun. Integration bedeutet nicht, 
daß sich die MigrantInnen an die vorherrschende (deutsch-ös-
terreichisch, imperialistische) Kultur der Mehrheitsbevölkerung 
anpassen, also ihre jeweilige nationale Identität aufgeben und die 
der Mehrheitsbevölkerung annehmen. Wir lehnen dieses chau-
vinistische Konzept der Assimilation ab. Diese offizielle, vom 
imperialistischen Staat betriebene, Assimilationspolitik wird 
auch nicht besser, wenn sie mit liberalen Worten ausgeschmückt 
wird.
So schreibt z.B. der damalige Innenminister der SPÖ/ÖVP-
Regierung Günther Platter: „Wir wollen mit unserer Politik das Re-
cht der österreichischen Mehrheitsgesellschaft auf Heimat, auf kulturel-
le Identität und Sicherheit gewährleisten. Gleichzeitig wollen wir auch 
das Verständnis, den Respekt und die Mitmenschlichkeit gegenüber 
allen Personen mit Migrationshintergrund in Österreich sicherstel-
len. (…) Integration ist keine Einbahnstraße. Sie setzt den Respekt der 
Zugewanderten vor unserem Land und die Bereitschaft zur Integration 
voraus.“ 198 Die Botschaft ist eindeutig: MigrantInnen bekommen 
„Verständnis, Respekt und Mitmenschlichkeit“ (sprich Toleranz), 
WENN sie sich an die „österreichische Mehrheitsgesellschaft“ an-
passen (sprich Unterordnung).
Ähnlich geht die sozialdemokratische Bürokratie vor. In einer 
Massenaussendung an alle Wiener Haushalte schreibt der Wie-
ner SPÖ-Vorsitzende und Bürgermeister, Michael Häupl, un-
mißverständlich unter den Titeln „Klare Worte. Klare Wege.“ bzw. 
„Klare Regeln fürs Zusammenleben.“: „Ein Schlüssel für ein friedliches 
Zusammenleben ist die gemeinsame Sprache. Darum lege ich größten 
Wert darauf, dass alle Zuwanderinnen und Zuwanderer Deutsch 
lernen. Wir haben deswegen in Wien verpflichtende Deutschkurse und 
ein Vorschuljahr für alle Kinder eingeführt. Es geht mir aber auch um 
die Unterstützung der Frauen und Töchter in Zuwandererfamilien bei 
deren Überwindung von patriarchalen Strukturen. Funktionierende 
Integrationskonzepte sind mit ein Grund dafür, dass Wien auch heuer 
zur lebenswertesten Stadt der Welt gewählt wurde.“ 199 Auch wenn 
es aufgeklärt klingt, daß sich ein SPÖ-Bürgermeister für die Re-
chte der migrantischen Frauen ins Zeug wirft, so läßt sich doch 
kaum leugnen, daß er und die SPÖ-Bürokratie in der Vergan-
genheit genügend Zeit hatten, ihr Interesse für die Besserstel-
lung der Frauen unter Beweis zu stellen. Doch leider verdienen 
lohnabhängige Frauen in „seiner“ Stadt noch immer ein um 
25,2% niedrigeres Nettoeinkommen. 200 Ebenso werden Frauen 
in zahlreichen, der Gemeinde Wien nahestehende, Publika-
tionen als (Halb)Nackt-Models mißbraucht. Jedenfalls ist auch 
hier die Botschaft klar: „funktionierende Integration“ ist, wenn 
die MigrantInnen gezwungen werden, Deutsch zu lernen und 
die westlich-imperialistischen Wertvorstellungen übernehmen. 
Punkt.
Das ist in Wirklichkeit nichts anderes als chauvinistische As-
similationspolitik, aber keine tatsächliche Integration. Nicht 
zufälligerweise bedeutet Integration wortwörtlich „Vereinigung“ 
bzw. „Herstellen eines Ganzen aus Einzelteilen“. Assimilation ist 
reaktionär, ist auf die Unterwerfung und Aufrechterhaltung der 
Unterdrückung der MigrantInnen ausgerichtet und nicht auf 
gleichberechtigter Vereinigung. Integration bedeutet für uns als 
revolutionäre InternationalistInnen etwas völlig anderes als As-
similation. Es bedeutet ein auf freiwiller Grundlage erfolgendes 
Zusammenwachsen und wechselseitiges Befruchten der verschie-
denen Kulturen und Traditionen, wobei wir das Fortschrittliche 
und Rebellische aus allen Kulturen stärken und das Unterdrück-
erische und Patriarchale aus allen Kulturen überwinden wollen. 
Wir wollen nicht, daß sich die MigrantInnen an die Österreicher-
Innen anpassen, sondern daß alle vollkommene Gleichberechti-
gung genießen und daß es auf diese revolutionär-demokratische 
Weise zu einem schrittweisen Prozeß der Annäherung und Ver-
schmelzung hin zu einer höheren, internationalistischen Form 
der Kultur kommt.

die schein-alternative der multikulturellen segregation

Unsere Alternative zur Assimilation ist die revolutionäre Inte-
gration, nicht jedoch die Politik des Separatismus, der multi-
kulturellen Segregation – also der Absonderung der einzelnen 
Gemeinden voneinander. In Ländern, wo von der herrschenden 
Klasse diese Politik angewandt wurde (wie z.B. in den USA 
gegenüber den Schwarzen), führte dies dazu, daß die imperi-
alistische Bourgeoisie VertreterInnen der kleinen Schicht der 
Mittelklasse bzw. Kapitalisten unter der nationalen Minderheit 
gewissen Machtbefugnisse für die Kontrolle/Verwaltung über 
ihre Gemeinde gab bzw. gibt. Im anglosächsischen Raum nennt 
sich diese Konzept „community control“ und läuft darauf hinaus, 
daß die Kirchenvertreter bzw. Imame oder UnternehmerInnen 
die Kontrolle über „ihre Gemeinde“ im Interesse der Aufrechter-
haltung der herrschenden Ordnung ausüben und dafür von der 
weißen Bourgeoisie mit kleineren Privilegien belohnt werden.
Wenn wir MarxistInnen das ständige Drängen von (klein)bürg-
erlichen NationalistInnen in einem unterdrückten Land nach 
einem eigenen Staat als Kleinstaaterei kritisieren, trifft dies noch 
viel mehr auf die (klein)bürgerlichen Gemeinde-VertreterInnen 
zu, die nach Kontrolle über ihr kleines Viertel streben. Das ist 
keine Kleinstaaterei, sonder eine Mikro“staaterei“.
Eine solche multinationale Segregation kann jedoch nicht das 
Ziel von SozialistInnen sein. Natürlich verteidigen wir das Recht 
von MigrantInnen, unter sich zu sein. Niemand muß die Sprache 
der Mehrheitsnation lernen. Aber unser Ziel ist es, die ver-
schiedenen nationalen Gruppen in einem Land auf freiwilliger 
Grundlage zusammenzubringen. Absonderung und „community 
control“ sind daher kein politisches Konzept für eine internation-
alistisch und auf die gesamte Gesellschaft ausgerichtete Arbeiter-
Innenklasse, sondern für (klein)bürgerliche Handlanger, die im 
Austausch für die Kontrolle über eine relativ kleine Gemeinde 
(und den damit verbundenen Privilegien) sich in den Dienst der 
Herrscher der „großen Gemeinde“ – sprich des imperialistischen 
Staates – stellen.

xxI. dIE prograMMatIschEn fordErungEn 
IM KaMpf gEgEn dIE untErdrücKung

dEr MIgrantinnEn

Die Liga für die Fünfte Internationale (LFI) und ihre österreichische 
Sektion – die Liga der Sozialistischen Revolution (LSR) – haben da-
her in ihren Programmen eine Reihe von internationalistischen, 
sozialistischen Forderungen aufgestellt, die sich die nationale 
und soziale Befreiung der MigrantInnen im Rahmen eines auf 
die sozialistische Revolution abzielenden Übergangsprogramm 
zur Aufgabe setzen. 201 Im Folgenden legen wir die vorrangigen 
Losungen unseres Programms für die Befreiung der MigrantIn-
nen dar und erläutern sie.
Wir fordern volle staatsbürgerrechte für alle MigrantInnen 
– unabhängig davon, welche Paß sie besitzen und ob sie EU-
BürgerInnen sind oder nicht. Das beinhaltet u.a. das aktive und 
passive Wahlrecht auf allen – kommunal, regional und landes-
weit – Ebenen. Ebenso fordern wir Abschaffung aller Sonderge-
setze für MigrantInnen (z.B. Niederlassungs- und Aufenthalts-
gesetz, Ausländerbeschäftigungsgesetz)! MigrantInnen müssen 
gleichberechtigten zugang haben zu den ansprüchen auf alle 
sozialleistungen.
Eine besonders stark verfolgte und unterdrückte Gruppe unter 
den MigrantInnen sind die in Österreich illegal Lebenden sowie 
die AsylwerberInnen. Wir fordern daher die sofortige legal-
isierung aller illegal in österreich lebenden sowie die sofor-
tige freilassung aller schubhäftlinge.
Die Funktion der MigrantInnen als billige Arbeitskräfte und 
somit als LohndrückerInnen erfordert einen entschlossenen und 
gemeinsamen Kampf der Gewerkschaften. Die Gewerkschaften 
müssen sich die völlige Gleichberechtigung der migrantischen 
ArbeiterInnen einsetzen. Sie müssen eine entschlossene Kam-
pagne zur organisierung der illegal Beschäftigten sowie der 
MigrantInnen im Allgemeinen betreiben. Ausgehend von dem 
Prinzip gleicher lohn für gleiche arbeit müssen sie für die 

Thesen



FAREV#6 | Oktober 2010 Seite 37

massive Angleichung der Löhne der MigrantInnen nach oben 
auf das Niveau der österreichischen KollegInnen eintreten.
Ebenso ist es wichtig, daß Gewerkschaften und Betriebsräte für 
die Gleichberechtigung am Arbeitsplatz eintreten! Es darf nicht 
hingenommen werden, daß MigrantInnen viel häufiger als ihre 
inländischen KollegInnen für die unangenehmeren, gefährlich-
eren, unbeliebten Tätigkeiten eingesetzt werden!
Der gemeinsame Kampf gegen das rassistische Auseinanderdivi-
dieren erfordert auch eine Orientierung der Gewerkschaften über 
die Grenzen hinweg. Im Geiste der gemeinsamen Kampagne der 
deutschen und italienischen Gewerkschaften gegen die Spaltung 
entlang nationaler Linien vor über 100 Jahren gilt es für einen 
gemeinsamen Kampf des ögB mit den gewerkschaften in 
West- und osteuropa sowie der türkei um eine anhebung der 
arbeits- und lebensbedingungen einzutreten.
Es ist notwendig, daß die Gewerkschaften radikal umgewandelt 
werden. Sie müssen zu Organen werden, die sich konsequent für 
die Interessen der inländischen und migrantischen KollegInnen 
einsetzen. Dazu müssen die Gewerkschaften die Forderungen 
der MigrantInnen aufgreifen und entsprechend massiv Migran-
tInnen in ihre reihen aufnehmen. Damit verbunden ist es auch 
vordringlich, daß Gewerkschaften und Betriebsräte ein multina-
tionales Gesicht bekommen. Daher müssen MigrantInnen das 
Recht auf eigene Treffen in der Gewerkschaft und im Betrieb 
haben, um dort über mögliche Benachteiligungen zu beraten 
und sich ein gemeinsames Vorgehen für ihre Rechte zu über-
legen. Ebenso sollen MigrantInnen entsprechend ihrem Anteil 
unter den Beschäftigten direkt proportional im Betriebsrat bzw. 
in den gewerkschaftsgremien vertreten sein.
Wir wenden uns bedingungslos gegen die sich ausbreitende He-
tze gegen moslemische MigrantInnen. Wir treten für das recht 
auf freie religionsausübung ein. Die Hetze gegen den Islam 
ist in Wirklichkeit eine Form des Rassismus gegen eine Gruppe 
von MigrantInnen. Wir verteidigen daher das recht von Mos-
lems Moscheen zu bauen (auch mit Minaretten, wenn sie das 
wünschen). Wir verteidigen auch das Recht von moslemischen 
frauen, an ihrer Arbeitsstelle und jedem öffentlichen Raum 
eine Verschleierung (Kopftuch bis Burka) zu tragen! Genauso 
verteidigen wir aber auch das recht von frauen und Jugendli-
chen, sich jedem druck und zwang von religiösen familie und 
Institutionen zu widersetzen. Niemand darf gezwungen werden, 
sich gegen seinen bzw. ihren Willen religiösen Vorschriften (wie 
z.B. das Tragen eines Kopftuches) unterzuordnen!
Notwendig ist schließlich auch ein entschlossenes Vorgehen der 
gesamten ArbeiterInnenbewegung und der MigrantInnenor-
ganisationen gegen faschistische und rassistische Angriffe. Die 
vermehrten Anschläge auf migrantische Wohnheime zeigen 
die wachsende Gefahr für die Sicherheit und das Leben von 
MigrantInnen. Gegen diese Gefahr muß mit allen Mitteln und 
aller Entschlossenheit vorgegangen werden. Kein Vertrauen darf 
es dabei in die Polizei geben. Offiziell gibt es ein Verbotsgesetz 
für Nazis, doch trotzdem sind sie so stark wie schon lange nicht 
mehr. Statt sich an den bürgerlichen Staat zu wenden, ist ein mil-
itantes, notfalls auch gewaltsames Vorgehen der ArbeiterInnen-
bewegung gegen die Nazis vordringlich. zerschlagt die faschis-
tischen Organisationen! Verhindert jedes öffentliche Auftreten 
von FaschistInnen! Für den Aufbau von gemeinsamen Selbst-
verteidigungseinheiten der InländerInnen und MigrantInnen 
zum Schutz vor faschistischen und rassistischen Angriffen!

Internationalismus und das recht von MigrantInnen
auf Verwendung ihrer Muttersprache

Angesichts der klaren Benachteiligung von MigrantInnen auf 
dem Gebiet der offiziellen Sprache bei den Behörden, in den 
Ausbildungsstätten und anderen öffentlichen Räumen treten wir 
für folgende Losungen ein: Abschaffung von Deutsch als offi-
zieller amtssprache! gleichberechtigte anerkennung zumind-
est der häufiger verwendeten Sprachen der MigrantInnen in al-
len öffentlichen Institutionen (Behörden, im Unterricht in den 
Schulen und Universitäten, Medien usw.)! Massive Neuein-
stellung von MigrantInnen im öffentlichen Dienst, als Leh-

rerInnen in schulen usw.! Kostenlose angebote für sprach-
kurse (auch innerhalb der Arbeitszeit) für alle in Österreich 
gesprochenen sprachen auf freiwilliger Basis!
Dieses Programm für die konsequente Gleichberechtigung der 
MigrantInnen auch auf dem Gebiet der Sprachen wird von fast al-
len Organisationen der ArbeiterInnenbewegung abgelehnt. Diese 
Ablehnung geht weit über die Grenzen der Sozialdemokratie. So 
stießen wir auf heftige Kritik, als wir im Rahmen des Wahlkamp-
fes mehrerer linker Organisationen bei den Nationalratswahlen 
2008 die Forderung nach mehrsprachigen Schulen zur Integra-
tion der MigrantInnen aufstellten. Gruppen wie die zentristische 
„Sozialistische LinksPartei“ (SLP) oder die Kommunistische Ini-
tiative (KI) lehnten diese Forderung mit dem Argument ab, das 
würden die österreichischen ArbeiterInnen „nicht verstehen“. 
Vielmehr traten sie für bessere Angebote für MigrantInnen ein, 
damit diese leichter die offizielle Staatssprache Deutsch lernen 
könnten. Wir halten diese politische Herangehensweise für eine 
sozialchauvinistische Anpassung an die im imperialistischen 
Staat herrschende (österreichische) Nation.
Diese Gruppen glauben, daß Losungen wie das Recht auf Mutter-
sprache falsch seien, weil sie den Kampf mit den österreichischen 
ArbeiterInnen erschweren, weil man diese dadurch abschrecken 
würde. Sie verstehen nicht, daß der konsequente Kampf für die 
demokratischen Rechte der MigrantInnen gerade auch für die 
Schärfung des Klassenbewußtseins des inländischen Teils des 
Proletariats – für seine „politische Erziehung“ (Trotzki) – unab-
dingbar ist. Trotzkis Feststellung über die zentrale Bedeutung 
des Befreiungskampfes der Schwarzen für die US-amerikanis-
chen weißen ArbeiterInnen läßt sich unschwer verallgemeinern 
auf den zentralen Stellenwert des Kampfes gegen den Rassismus 
und für die vollständige Gleichberechtigung der MigrantInnen 
für das inländische Proletariat:
„Das Argument, daß der Slogan der Selbstbestimmung vom Klassen-
standpunkt wegführe, ist eine Anpassung an die Ideologie der weißen 
Arbeiter. Der Neger kann zu einem Klassenstandpunkt nur gebracht 
werden, wenn der weiße Arbeiter erzogen ist. Im Ganzen ist die Frage 
der kolonialen Völker in erster Linie eine Frage der Erziehung des 
Metropolen-Arbeiters.“ 202

Wir sind für die Abschaffung von Deutsch als offizielle 
Amtssprache der Republik Österreich, weil eine offizielle 
Staatssprache nicht anderes als bürokratischer Zwang ist oder 
– in den Worten Lenins - „Polizeizwang“ 203 Dies müssen sogar 
bürgerliche Wissenschaftler zugeben. 204 Wir fordern stattdes-
sen die Gleichstellung der Sprachen der MigrantInnen in allen 
öffentlichen Institutionen ein. Die MigrantInnen stellen einen 
großen und wichtigen Teil der Gesellschaft dar. Deutsch darf da-
her nicht mehr das Monopol in den öffentlichen Institutionen be-
sitzen. Wir befürworten das Angebot von kostenlosen Deutsch-
Kursen für MigrantInnen. Aber wir lehnen jeden Zwang, daran 
teilzunehmen ab oder gar eine Prüfung über die Deutsch-Ken-
ntnisse und das Wissen von den geschichtlichen „Glanztaten“ 
Österreichs abzulegen. (Integrationspakt 2003). Ganz besonders 
lehnen wir das Verbot der Verwendung der Muttersprache von 
MigrantInnen in ihrem privaten Umgang, wie dies im Sommer 
2010 an einer katholischen Privatschule in Salzburg erfolgte. 205
Wir fordern aber darüber hinaus die gleichberechtigte Anerken-
nung der Sprachen der MigrantInnen bei den Behörden, in den 
Schulen usw. (dies betrifft insbesondere türkisch und serbo-
kroatisch). Viele LehrerInnen sind arbeitslos, viele migrantische 
SchülerInnen können mehr schlecht als recht dem Unterricht 
folgen. Wieso ist eine Ausbildung in türkischer Sprache weniger 
wert als in deutscher Sprache?! Die Lösung muß also die sein, 
daß über ein öffentliches Beschäftigungsprogramm – finanziert 
aus den Profiten der Nutznießer der Migration, den Kapitalisten 
– tausende MigrantInnen als Lehrer, Übersetzer, Verwalter aus-
gebildet und bei den Behördenstellen usw. angestellt werden.
Hierbei knüpfen wir an die Herangehensweise Lenin’s und 
der russischen Bolschewiki an, die für die konsequente Gleich-
berechtigung der unterdrückten Nationalitäten eintraten und 
jede Form von Chauvinismus und nationalistischer Isolation 
bekämpften:
„Soweit in der kapitalistischen Gesellschaft, die auf Ausbeutung, Be-
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reicherung und Hader begründet ist, ein nationaler Friede möglich 
ist, ist er nur bei einer konsequenten, restlos demokratischen, republi-
kanischen Staatsordnung erreichbar, die die völlige Gleichberechtigung 
aller Nationen und Sprachen gewährleistet und keine obligatorische 
Staatssprache festlegt, der Bevölkerung Schulen garantiert, in denen 
in allen im betreffenden Ort vertretenen Sprachen unterrichtet wird, 
und in die Verfassung ein grundlegendes Gesetz aufnimmt, wonach alle 
wie immer gearteten Privilegien der einen oder anderen Nation und 
alle wie immer gearteten Verstöße gegen die Rechte einer nationalen 
Minderheit für ungesetzlich erklärt werden. (...) Die Trennung des 
Schulwesens nach Nationalitäten innerhalb der Grenzen eines Staates 
ist vom Standpunkt der Demokratie im allgemeinen und der Interessen 
des Klassenkampfes des Proletariats im besonderen schädlich.“ 206 

Die konsequente, revolutionär-demokratische Forderung nach 
Recht auf Muttersprache wurde von den Bolschewiki auch in 
Programmen von 1903 und 1919 aufgestellt. So forderten sie:
„Vollständige Verwirklichung der Grundsätze der einheitlichen Arbe-
itsschule mit Unterricht in der Muttersprache….“ 207 bzw. „Das Recht 
der Bevölkerung auf Bildung in der Muttersprache, gewährleistet du-
rch Schaffung der hierfür erforderlichen Schulen auf Kosten des Staates 
und der Selbstverwaltungsorgane; das Recht jedes Bürgers, auf Ver-
sammlungen in der Muttersprache zu sprechen, die gleichberechtigte 
Einführung der Muttersprache neben der Staatssprache in allen örtli-
chen gesellschaftlichen und staatlichen Institutionen.“ 208

Bürgerliche Kräfte – nicht nur die FPÖ, sondern auch die SPÖ 
Wien – stehen für eine Politik des Deutsch-Zwangs. Sie fordern, 
daß es verpflichtende Deutschkurse für ausländische Kinder 
bzw. Jugendliche geben soll. Das begründen sie damit, daß diese 
Deutschkurse die Grundlage für das Verstehen des kommenden 
Unterrichts seien und daß es auch im Betrieb notwendig sei, sich 
verständigen zu können. Wir lehnen diese Politik strikt ab. Ein 
solcher Zwang zum Erlernen der deutschen Sprache verstärkt 
noch mehr die Stellung von Deutsch als Monopolsprache und 
stärkt ebenso eine chauvinistische bzw. ignorante Haltung bei 
österreichischen ArbeiterInnen und Jugendlichen („Die sollen 
erstmal unsere Sprache lernen“). Ebenso führt ein solcher Zwang 
zur Erlernung der deutschen Sprache – und verpflichtende 
Kurse werden nun einmal als aufgezwungen empfunden – zu 
einer Entfremdung der MigrantInnen, zur Stärkung des bereits 
vorhandenen Nationalbewußtseins unter den MigrantInnen und 
des durchaus berechtigten Empfinden, diskriminiert zu werden. 
Stattdessen fordern wir ein verstärktes Angebot von Unterricht 
nicht nur der deutschen Sprache, sondern auch von anderen von 
großen Minderheitsgruppen Österreichs gesprochenen Sprachen 
an den Schulen und Universitäten.
Im Interesse einer Integration lehnen wir eigene Klassen oder 
Schulen für MigrantInnenjugendliche ab. 209 Diese sollen vielmehr 
in den ganz „normalen“ Klassen sitzen, wo jeweils mehrere Leh-
rer (in verschiedenen Sprachen) unterrichten. Der „Hauptunter-
richt“ muß nicht in Deutsch stattfinden, es soll vielmehr je nach 
Proportion die am stärksten vertretene Sprache gewählt und die 
anderen Sprachen ergänzend von den Zusatzlehrern unterrich-
tet werden. Das Einstellen mehrerer LehrerInnen für jede Klasse 
wirkt nicht nur der massiven Arbeitslosigkeit in diesem Sektor 
(und bei den MigrantInnen) entgegen, sondern verbessert auch 
die Betreuungsmöglichkeiten für SchülerInnen und verhindert 
auch das oft angeführte „Verschlechtern der Klasse“ durch nicht-
deutsch-sprechende-SchülerInnen.
Gemeinsame Klassen von inländischen und MigrantInnen-
Kindern fördern auch das bessere Verständnis und legen die 
Grundlage für ein Vermischen der Sprachen und somit für eine 
künftige multinational-internationalistische Sprachkultur in Ös-
terreich.
Wir fordern weiter, daß in Betrieben während der Arbeitszeit frei-
willige, kostenlose Kurse für die Sprachen der größeren Migran-
tInnengruppen stattfinden. Dadurch haben auch österreichische 
ArbeiterInnen die Möglichkeit, türkisch oder serbo-kroatisch zu 
lernen. So können beide „Seiten“ die andere Sprache erlernen.
Wir fordern weiters: In den Betrieben sollen – bei einem bestim-
mten MigrantInnenanteil unter den Beschäftigten – alle arbe-
itsrelevanten Informationen auf Kosten des Unternehmens 
mehrsprachig veröffentlicht werden.

In Bezug auf öffentliche Institutionen und Behörden fordern 
wir die Einstellung von mehrsprachigen Lohnabhängigen bzw. 
von migrantischen Beschäftigten. Weiters fordern wir, daß alle 
Formulare in den gängigsten Fremdsprachen (in Österreich 
wären dies: Serbo-Kroatisch, Türkisch, Polnisch, Slowenisch, 
Slowakisch, Tschechisch, Englisch, Französisch, Italienisch) au-
fliegen.

die frage der rassistischen Einwanderungskontrolle

Einen wichtigen Platz in unserem Programm nehmen auch fol-
gende Forderungen ein: Weg mit dem neuen Eisernen vorhang 
für MigrantInnen an den grenzen österreichs und der Eu! of-
fene grenzen für alle!
Diese Forderungen wurden und werden von den sozial-
demokratischen, stalinistischen und auch diversen zentris-
tischen Kräften heftig abgelehnt. Unsere Argumente dafür sind 
folgende: Die Macht des bürgerlichen Staatsapparates, die Bed-
ingungen für die Einwanderung und die Arbeitsbewilligung 
von MigrantInnen zu bestimmen, ist ein wichtiges Instrument 
zur Unterdrückung von MigrantInnen. Es sagt viel aus, daß die 
kapitalistische Zweite Republik jahrzehntelang auf der gleichen 
gesetzlichen Grundlage für die Beschäftigung von ausländischen 
Staatsangehörigen arbeitete wie die Nazis. „Die Zweite Republik 
hatte 1945 die Deutsche „Reichsverordnung über ausländische Arbe-
itnehmer“ ohne jede Änderung in den Rechtsbestand übernommen. 
Sie war in Deutschland am 23. Januar 1933 in Kraft getreten. Eine 
Woche später wurde Hitler Kanzler. In Österreich galt sie seit 1. April 
1941. Die Arbeitnehmerin bzw. der Arbeitnehmer musste um eine Ar-
beitsbewilligung ansuchen, die Arbeitgeberin bzw. der Arbeitgeber um 
eine Beschäftigungsbewilligung. Erst wenn beides erteilt war, konnte 
auf einem bestimmten Arbeitsplatz für eine bestimmte Zeit gearbeitet 
werden.“ 210

Das Eintreten für offene Grenzen bedeutet Kampf gegen alle 
Formen der Einwanderungskontrolle durch den imperialis-
tischen Staat und für das uneingeschränkte Recht von Migran-
tInnen, in die imperialistischen Metropolen zu kommen. Dies ist 
nur die Konsequenz unserer gesamten Analyse der Migration. 
Immer größer wird die Kluft zwischen den armen und reichen 
Ländern. Die Migration ist das unvermeidliche Produkt der 
imperialistischen Ausbeutung der halbkolonialen Welt und da-
her ein natürlicher Bestandteil dieses Systems. Angesichts der 
zunehmenden Verschärfung der Krisen und des Elends werden 
die imperialistischen Staaten immer brutaler und mit immer 
mehr militärischen Mitteln (US-Nationalgarde an der Grenze zu 
Mexiko, Frontex an der EU-Außengrenze) gegen MigrantInnen 
vorgehen. 211

Die Bedeutung der marxistischen Forderung nach „Offenen Gren-
zen“ liegt darin, daß wir damit
i. erstens für die Rechte der MigrantInnen eintreten – jen-
er, die vom imperialistischen Weltsystem ausgebeutet und un-
terdrückt werden, die dessen Opfer darstellen.
ii. Und zweitens für das Zerreißen jeglichen politischen 
und ideologischen Bandes eintreten, welches die inländische Ar-
beiterInnenklasse an ihre „eigene“ herrschende Klasse fesselt.
Es geht nicht nur darum, den Opfern des Imperialismus die 
Möglichkeit auf ein besseres Leben zu gewähren. Es geht auch 
darum, jegliches Verbundenheitsgefühl der inländischen Arbe-
iterInnen mit „unserem“ Land – das in Wirklichkeit „den an-
deren“, der Bourgeoisie, gehört –, mit „unserer“ Wirtschafts- und 
Gesellschaftsordnung – die in Wirklichkeit nur dem Kapital di-
ent –, zu untergraben und zu zertrümmern. Solange die inländis-
che ArbeiterInnenklasse an die „eigene“ Bourgeoisie gebunden 
bleibt, solange kann sie auch nicht erfolgreich für ihre Klassenin-
teressen kämpfen. Wie Lenin schon sagte: „Die Unterdrückung der 
‚Fremdstämmigen’ ist ein zweischneidiges Schwert. Einerseits schlägt 
es die ‚Fremdstämmigen’, andererseits das russische Volk.“ 212 Ähnlich 
ist ja auch der Sinn der Lenin’schen Politik des revolutionären 
Defaitismus im imperialistischen Krieg, der mit der Losung „Der 
Hauptfeind steht im eigenen Land“ auf die Untergrabung des bürg-
erlichen Patriotismus und die Vorbereitung des offenen Klassen-
kampfes bis hin zum Bürgerkrieg gegen die eigene herrschende 
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Klasse abzielte.
Natürlich versuchen die UnternehmerInnen die MigrantInnen als 
Lohndrücker gegen die heimischen ArbeiterInnen einzusetzen 
(wie im Übrigen auch gegen die schon länger ansässigen Mi-
grantInnen) Die Konkurrenz am Arbeitsmarkt ist ebenso ein 
zentraler Bestandteil des Kapitalismus. Von dieser Logik waren 
die österreichischen Lohnabhängige schließlich auch lange Zeit 
auf umgekehrte Weise betroffen. Die Tatsache, daß Konzerne wie 
General Motors, Siemens usw. in Österreich und nicht in anderen 
Ländern ihre Standorte aufbauten, geht ja gerade darauf zurück, 
daß sich mit österreichischen ArbeiterInnen mehr Profit machen 
ließ bzw. läßt als anderswo. Die Konkurrenz am Arbeitsmarkt ist 
im Übrigen nicht auf AusländerInnen – InländerInnen beschrän-
kt. Sie existiert z.B. genauso zwischen Männern und Frauen, äl-
teren und jüngeren KollegInnen und fix Angestellten und prekär 
Beschäftigten. Deswegen war auch eine wichtige Aufgabe von 
SozialistInnen im 19. Jahrhundert, die Ablehnung der Anstel-
lung von Frauen durch manche Gewerkschaften zu bekämpfen. 
Konkurrenz am Arbeitsmarkt läßt sich also im Kapitalismus 
nicht abschaffen und daher sind Abschottung und Grenzen-di-
cht-Strategie sowohl reaktionär als auch utopisch.
Entscheidend für die Fähigkeit der ArbeiterInnenklasse, ihre Er-
rungenschaften zu verteidigen und neue zu erringen, ist nicht 
der Anteil der MigrantInnen. Das Ausmaß der Migration ist ein 
untergeordneter Faktor für das Lohnniveau und die Höhe der 
Arbeitslosigkeit. In Österreich z.B. ging in den 1980er Jahren 
die Ausländerbeschäftigungsquote deutlich zurück, während 
gleichzeitig die Arbeitslosigkeit anstieg. In Japan – einem Land, 
wo der Anteil von MigrantInnen an den Lohnabhängigen bloß 
1-1.5% beträgt – ist die Arbeitslosigkeit in den 1990er Jahren auf 
den Nachkriegshöchststand hinaufgeschnellt. Ausschlaggebend 
ist vor allem einmal die Entwicklung der Weltwirtschaft und 
der Konkurrenz. Vor diesem Hintergrund entscheidet nicht der 

Anteil der MigrantInnen über die erfolgreiche Verteidigung von 
Errungenschaften, sondern vielmehr die politische und gewerk-
schaftliche Kampfkraft. In der deutschen Metallbranche sind 
sehr viele KollegInnen türkischer oder jugoslawischer Abstam-
mung beschäftigt und trotzdem zählen die MetallerInnen in der 
BRD zu den weltweit Bestverdienenden.
Es ist kein Zufall, daß gerade in Ländern wie Österreich und 
Japan der Nationalismus/Chauvinismus besonders stark aus-
geprägt ist. Je weniger eine ArbeiterInnenklasse kämpft, desto 
weniger Klassenbewußtsein hat sie, und desto anfälliger ist sie 
für das Gift der rassistischen Propaganda. Ebenso besteht ein 
Zusammenhang zwischen dem niedrigen Klassenbewußtsein 
einerseits und dem kometenhaften Aufstieg von Haiders FPÖ 
1986-2000 bzw. dem historischen Übergewicht der konserva-
tiven Liberaldemokratischen Partei in Japan, die fünf Jahrzehnt-
en lang faktisch ununterbrochen regiert, andererseits. Dies ist 
natürlich nicht die individuelle Schuld der „rückständigen“, 
„unaufgeklärten“ japanischen oder österreichischen ArbeiterIn-
nen, wie es arrogante kleinbürgerliche Zivilgesellschaftslinken 
gerne behaupten. Vielmehr ist es die Strafe für historische Nie-
derlagen, die die ArbeiterInnenbewegungen in Österreich und 
Japan zwischen 1945 und 1950 aufgrund des Verrats der sozial-
demokratischen und stalinistischen Parteien einstecken mußten 
und deren Folgen durch die weiterbestehende Vorherrschaft 
dieser Kräfte innerhalb der Gewerkschaften konserviert wur-
den.
In der jüngeren Vergangenheit hat die Frage des Zugangs von 
MigrantInnen zum heimischen Arbeitsmarkt erneut an enormer 
Brisanz gewonnen. Die sozialdemokratische Gewerkschaft-
bürokratie hat sich gerade angesichts des EU-Beitritts von 12 
osteuropäischen Ländern 2004 bzw. 2007 massiv für Einwan-
derungsbeschränkungen ausgesprochen. Und im Frühjahr 2009 
kam es in Britannien bei der Lindsey Ölraffinerie zu einem spon-
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tanen Streik, der sich unter dem nationalistischen Motto „British 
Jobs for British Workers“ gegen die Anstellung von migrantisch-
en ArbeiterInnen und für den Vorzug für einheimische Arbe-
itskräfte aussprach.
Dieser Streik war durch und durch reaktionär, da er nicht auf 
die Einbeziehung der MigrantInnen in den Kampf und in die 
Gewerkschaften, nicht auf die Forderung nach gleichen Löhnen 
für die MigrantInnen wie für die einheimischen Arbeitskräfte 
und nicht auf Jobs für alle – MigrantInnen und einheimischen 
ArbeiterInnen – abzielte. SozialistInnen und Internationalis-
tInnen mußten für solche Forderungen eintreten und unsere 
GenossInnen in der britischen LFI-Sektion Workers Power taten 
dies auch.
Beschämenderweise hat der Großteil der britischen Linken – von 
der Kommunistischen Partei über den Respect-Abgeordneten 
George Galloway bis zur „Socialist Party“ (die Schwesterorgani-
sation der SLP in Österreich) und „Socialist Appeal“ (die Schwes-
terorganisation des Funke in Österreich) – diesen rassistischen 
Streik unterstützt. Sie rechtfertigten ihre Unterstützung, indem 
sie entweder den Nationalismus offen verteidigten oder seine 
Bedeutung herunterspielten. Kurz und gut: sie umgaben einen 
reaktionären Streik mit einem fortschrittlichen Mäntelchen. Wie 
wir im Kapitel über die Tradition der revolutionären ArbeiterIn-
nenbewegung zeigen, existierten solche sozialchauvinistischen 
Positionen auch früher in der ArbeiterInnenbewegung. Sie war-
en Teil der Politik des reformistischen Flügels und der entstehen-
den ArbeiterInnenbürokratie, die sich an den imperialistischen 
Sozialchauvinismus und Nationalismus anpaßte. 213

Eine solche Politik der Kapitulation vor dem Sozialchauvinismus 
müssen MarxistInnen konsequent und rücksichtslos bekämpfen. 
Lenin bezeichnete anhand des Beispiels der reformistischen US-
amerikanischen ArbeiterInnenbewegung solche Linke als „Jingo-
Sozialisten“, als „Sozialisten“, die sich in Wirklichkeit sich an den 
Chauvinismus der herrschenden Klasse anpassen:
„In unserem Kampf für wahren Internationalismus und gegen ‘Jin-
go-Sozialismus’ verweisen wir in unserer Presse stets auf die oppor-
tunistischen Führer der SP in Amerika, die dafür eintreten, daß die 
Einwanderung chinesischer und japanischer Arbeiter beschränkt wird 
(besonders nach dem Stuttgarter Kongreß von 1907 und entgegen 
seinen Beschlüssen). Wir denken, daß niemand Internationalist sein 
und zugleich für derartige Beschränkungen eintreten kann. Und wir 
behaupten, daß Sozialisten in Amerika, besonders englische Sozialisten, 
die der herrschenden, also einer unterdrückenden Nation angehören, 
wenn sie sich nicht gegen jedwede Einwanderungsbeschränkung und 
gegen die Besitzergreifung von Kolonien (Hawaii-Inseln) wenden, 
wenn sie nicht für die volle Unabhängigkeit der letzteren eintreten, daß 
solche Sozialisten in Wirklichkeit ‘Jingos’ sind.“ 214

Solche „Linke“ wurden von den MarxistInnen damals politisch 
bekämpft und diese Aufgabe stellt sich für uns ebenso.

xxII. dIE stratEgIschE BEdEutung
dEr MIgrantinnEn IM KaMpf für
dIE sozIalIstIschE rEvolutIon

Der Kampf gegen den Rassismus darf nicht einfach nur ein 
Kampf für die Rechte der MigrantInnen, sondern muß auch ein 
Kampf der MigrantInnen sein. Revolutionäre Praxis ist Kampf der 
direkt Betroffenen und keine StellvertreterInnenpolitik für sie. 
Deswegen hat die revolutionäre Strategie der Integration nich-
ts mit der wohlmeinenden Politik der NGO’s und aufgeklärter 
PolitikerInnen zu tun, die diese oder jene Vergünstigung für die 
MigrantInnen erreichen wollen. Unser Ziel ist der Kampf der Mi-
grantInnen gemeinsam mit österreichischen ArbeiterInnen und 
Jugendlichen durch Selbstorganisation an der Basis.
Die Bedeutung des Kampfes gegen den Rassismus beschränkt 
sich nicht auf die direkt betroffenen MigrantInnen. Der Kampf 
gegen den Rassismus ist ebenso von enormer Bedeutung für die 
„weißen“, heimischen ArbeiterInnen. Nur wenn die heimischen 
ArbeiterInnen mit dem Rassismus brechen, trennen sie das innere 
Band, das sie an die eigene Bourgeoisie fesselt. Eine ArbeiterIn-
nenklasse, die mit den Kernpunkten des Rassismus gegenüber 
den MigrantInnen nicht gebrochen hat, ist unfähig für eine revo-

lutionäre Umwälzung der kapitalistischen Gesellschaft.
Marx wies auf diesen wichtigen Gedankengang bei seiner Anal-
yse der nationalen und rassischen Unterdrückung wiederholt 
hin. Angesichts seiner Erfahrungen in der britischen ArbeiterIn-
nenbewegung, der Herausbildung einer bessergestellten Schicht 
von englischen ArbeiterInnen und überausgebeuteten irischen 
ArbeiterInnen und der daraus resultierenden verheerenden 
Spaltung des Proletariats schrieb er:
„Alle industriellen und kommerziellen Zentren Englands besitzen jetzt 
eine Arbeiterklasse, die in zwei feindliche Lager gespalten ist, englische 
proletarians [ArbeiterInnen, d.A.] und irische proletarians [Arbeit-
erInnen, d.A.]. Der gewöhnliche englische Arbeiter haßt den irischen 
Arbeiter als einen Konkurrenten, welcher den standard of life [Lebens-
standard, d.A.] herabdrückt. Er fühlt sich ihm gegenüber als Glied der 
herrschenden Nation und macht sich deswegen zum Werkzeug seiner 
Aristokraten und Kapitalisten gegen Irland, befestigt damit deren 
Herrschaft über sich selbst. Er hegt religiöse, soziale und nationale Vo-
rurteile gegen ihn. Er verhält sich ungefähr so zu ihm, wie die poor 
whites (armen Weißen, d.A.) zu den niggers (Schwarzen, d.A.) in den 
ehemaligen Sklavenstaaten der amerikanischen Union. Der Irländer 
zahlt es ihm mit gleicher Münze zurück. Er sieht zugleich in dem eng-
lischen Arbeiter den Mitschuldigen und das stupide Werkzeug der eng-
lischen Herrschaft in Irland.
Dieser Antagonismus wird künstlich wachgehalten und gesteigert du-
rch die Presse, die Kanzel, die Witzblätter, kurz, alle den herrschenden 
Klassen zu Gebot stehenden Mittel. Dieser Antagonismus ist das Ge-
heimnis der Ohnmacht der englischen Arbeiterklasse, trotz ihrer Or-
ganisation. Er ist das Geheimnis der Machterhaltung der Kapitalisten-
klasse. Letztere ist sich dessen völlig bewußt. (…)
England, als Metropole des Kapitals, als bis jetzt den Weltmarkt be-
herrschende Macht, ist einstweilen das wichtigste Land für die Arbei-
terrevolution, dazu das einzige Land, wo die materiellen Bedingungen 
dieser Revolution bis zu einem gewissen Reifegrad entwickelt sind. Die 
soziale Revolution in England zu beschleunigen, ist daher der wich-
tigste Gegenstand der Internationalen Arbeiterassoziation. Das einzige 
Mittel sie zu beschleunigen ist die Unabhängigmachung Irlands. Da-
her die Aufgabe der ‚International‘, überall den Konflikt zwischen Eng-
land und Irland in den Vordergrund zu stellen, überall für Irland offen 
Partei zu ergreifen. Die spezielle Aufgabe des Zentralrats in London, 
das Bewußtsein in der englischen Arbeiterklasse wachzurufen, daß die 
nationale Emanzipation Irlands für sie keine question of abstract jus-
tice or humanitarian sentiment (keine Frage des abstrakten Rechts oder 
menschenfreundlichen Gefühls, d.A.) ist, sondern the first condition of 
their own social emancipation (die erste Bedingung für ihre eigene Be-
freiung, d.A.).“ 215

Und angesichts des auch unter den weißen ArbeiterInnen in den 
USA weitverbreiteten Rassismus formulierte er im Zusammen-
hang mit dem amerikanischen Bürgerkrieg gegen die Sklaven-
halter der Südstaaten die internationalistische Position prägnant 
in den Worten: „Die Arbeit in weißer Haut kann sich nicht dort 
emanzipieren, wo sie in schwarzer Haut gebrandmarkt wird.“ 216

Revolutionäre Integration ist also ein Prozeß der Annäherung 
und Verschmelzung der verschiedenen Kulturen. Aber es ist kein 
objektiver Prozeß, der automatisch passiert, sondern ein Prozeß 
der bereits jetzt durch das bewußte subjektive Eingreifen der rev-
olutionären Kräfte beginnen muß. Und zwar nicht durch diese 
oder jene Reform von oben, von irgendwelchen wohlmeinenden 
BürokratInnen, sondern durch den gemeinsamen Klassenkampf 
von unten. Der Kampf gegen die AusländerInnenhetze kann und 
muß von den Opfer des Rassismus und der kapitalistischen Spar-
politik selbst geführt werden: den Migrantinnen und Migranten, 
den Arbeiterinnen und Arbeitern und den Jugendlichen.
Im Kampf, in der gemeinsamen Wendung gegen die Unter-
drückerInnen – die KapitalistInnen, die staatliche Bürokratie, 
die Schulbehörde usw. – sind österreichische und MigrantInnen-
Arbeiter und Jugendliche eher in der Lage, das gesellschaftlich-
politische Alltagsbewußtsein mit all seinen reaktionären (inklu-
sive rassistischen) Vorurteile zu überwinden. Denn durch den 
Kampf, durch die Bildung einer Kampfgemeinschaft, kann die 
Arbeiterklasse und Jugend leichter die drückenden, spaltenden 
Ideologien der Bourgeoisie und den gesellschaftlichen Nebel 
des Kapitalismus (Warenfetischismus) durchbrechen und ihre 
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gemeinsamen Interessen erkennen als unter den konservativen 
Bedingungen der Alltagsroutine, wo sie im von bürgerlichen 
Strukturen geprägten Umfeld verharren.
Genau hierin steckt im übrigen auch der tiefere Sinn der 
Marx’schen Thesen über Feuerbach, wonach erst die „menschli-
che Tätigkeit, Praxis“ es ermöglicht, daß die „Erzieher selbst erzo-
gen werden“ und eine „Selbstveränderung“ der Menschen – über 
und gegen die kapitalistische Verkleisterung der Hirne – erreicht 
werden kann. 217

Aus der Analyse, daß die MigrantInnen keine unterdrückte 
Nation sind, sondern eine Schicht von national unterdrückten 
Minderheiten, ergeben sich auch wichtige Konsequenzen für 
die revolutionäre Strategie. Eine unterdrückte Nation kämpft 
für ihre Rechte in der Regel in der Form von Forderungen, die 
einen territorialen Charakter tragen (Recht auf Lostrennung vom 
Unterdrückerstaat und Bildung eines eigenen Staates, Recht auf 
Autonomie innerhalb eines Staates o.ä.). Der Kampf der Migran-
tInnen hingegen trägt keine territoriale Komponente, sondern 
ist von seinem innersten Wesen her ein Kampf für Gleichheit, für 
vollkommene Gleichberechtigung innerhalb des Staates und auf al-
len kommunalen Ebenen. Es geht nicht um die Rechte einer na-
tionalen Minderheit im, sagen wir, 15. Wiener Gemeindebezirk, 
sondern um die gesellschaftlichen Rechte der MigrantInnen 
überall dort wo sie leben – also in der ganzen Gesellschaft und 
nicht bloß in einem bestimmten Ort.
Den MigrantInnen kommt eine strategische Bedeutung im Kampf 
für die sozialistische Revolution in Österreich – und allgemein 
in den imperialistischen Metropolen – zu. Ihre Bedeutung ergibt 
sich nicht bloß aus dem numerisch wachsenden Anteil an der 
Bevölkerung. Sie wird noch klarer, wenn wir die Konzentration 
der MigrantInnen in den Schlüsselsektoren des Klassenkampfes 
zur Kenntnis nehmen. Sie sind in der Regel in den Großstädten, 
unter den unteren, nicht-privilegierten Schichten der Arbeiterk-
lasse sowie der Jugend stark überrepräsentiert. Dies wird ins-
besondere deutlich, wenn man sich das Beispiel Wien ansieht. 
Man kann also zusammengefaßt sagen, daß die MigrantInnen 
unter der städtischen, nicht-privilegierten Masse der Arbeiterk-
lasse und der Jugend eine zahlenmäßig sehr große Minderheit 
und stellenweise sogar die Mehrheit stellen.
Die besondere Existenz der MigrantInnen in nationaler Hinsicht 
– ihre Verbundenheit sowohl mit ihrer ursprünglichen Heimat 
als auch dem Land, in dem sie jetzt leben mit all den wider-
sprüchlichen Bewußtseinsformen des für die MigrantInnen der 
Zweiten Generation typischen Niemandsland/nikova zemlja-Den-
ken – all das schafft besondere Voraussetzungen für die Rolle 
von MigrantInnen im Klassenkampf.
Einerseits gibt es Faktoren, die die Organisierung der Migran-
tInnen und ihre Einbeziehung in den Klassenkampf erschweren. 
Ihre verhältnismäßig geringere Präsenz in Großbetrieben, ihre 
geringere gewerkschaftliche Organisierung, die Spannungen 
zwischen den einzelnen nationalen MigrantInnengruppen, die 
sprachlichen Barrieren sowie die oftmals zeitlich begrenzte Leb-
ens- und Arbeitsperspektive stellen massive Schwierigkeiten 
für die Integration der multinationalen ArbeiterInnenklasse im 
Kampf dar.
Andererseits gibt es eine Reihe von Faktoren, die den Migran-
tInnen im Falle des Aufbrechens der verstockten Klassenkamp-
fruhe und der damit verbundenen spießbürgerlichen Sozialpart-
nerschaftsmentalität eine herausragende Rolle im Kampf für die 
Befreiung ermöglichen können. Ihre geringe Einbeziehung in die 
reformistische ArbeiterInnenbewegung, ihr stärkeres Interesse 
an internationalen Klassenkampfereignisse – v.a. zu Fragen der 
imperialistischen Kriegs- und Kolonialpolitik (siehe die heraus-
ragende Rolle der MigrantInnen bei den Gaza-Demonstrationen 
2009 und 2010 218) -, ihr weitaus höherer Anteil unter Jugendli-
chen und jungen Erwachsenen (sichtbar auch in der Rolle von 
Migrantenjugendlichen bei den SchülerInnenstreiks der letzten 
Jahre), ihr aus der mehrfachen Unterdrückung heraus geborene 
potentielle Haß auf die herrschende Ordnung, ihre aus der na-
tionalen Zerrissenheit potentiell größeren Offenheit für die 
Suche nach einer neuen, internationalistischen, klassenkämp-
ferischen Identität – all das sind Faktoren, die unter bestimmten 

Bedingungen zu einem scharfen Schwert in unserem sozialis-
tischen Befreiungskampf werden können. Die überproportional 
große Rolle, die Schwarze in der US-amerikanischen Arbeiter-
Innenbewegung und dem politischen Leben allgemein seit der 
Bürgerrechtsbewegung und den Aufständen in den Ghettos in 
den 1960er Jahren spielen, ist ein Beispiel für eine solche Ent-
wicklung. Sozialistische RevolutionärInnen können – ohne sich 
leichtfertig über die Schwierigkeiten hinweg zu täuschen – an 
diesem Potential ansetzen.
Es sind gerade diese Schichten – die unteren Schichten der Arbe-
iterklasse und die Jugend – der wir als marxistische Revolution-
ärInnen eine wichtige Bedeutung für den Klassenkampf und die 
Revolution und somit auch der Partei der Revolution zumessen. 
Trotzki brachte dieses wesentliche Element des Verständnisses 
des Bolschewismus auf den Punkt:
„Der Sinn, die Stärke und das Wesen des Bolschewismus bestehen 
darin, daß er sich nicht an die Oberschichten der Arbeiterklasse wendet, 
sondern an die unteren Schichten, an die Millionen, an die Unterdrück-
testen der Unterdrückten.“ 219

Trotzki wies auch darauf hin, daß dabei gerade auch migran-
tische ArbeiterInnen eine wichtige Rolle für den revolutionären 
Kampf und den Aufbau der revolutionären Partei spielen kön-
nen. So schrieb er in einem Brief an jüdische ArbeiterInnen, die 
in Frankreich lebten:
„Vor allem repräsentieren die ausländischen Arbeiter einen großen 
Faktor in der Entwicklung des Landes sogar noch mächtiger als die 
der Neger in Amerika, mit denen sie ihren Paria-Status gemeinsam 
haben. (…) Traditionell haben die rein französischen Organisationen 
keinen Massencharakter. Bis zu einem gewissen Maß haben sie eine 
Basis in der politischen und gewerkschaftlichen ‚Aristokratie‘ der Ar-
beiterklasse. Die übergroße Mehrheit bleibt unorganisiert und distan-
ziert von den Aktivitäten der politischen und Gewerkschaftsorganisa-
tionen. In Frankreich ist das die Kardinalfrage. Für mich sieht es so 
aus, daß die Rolle, die die ausländischen Arbeiter in Frankreich heute 
spielen, den starken Konservatismus des Landes durcheinanderbringen 
wird. Die allergrößte Mehrheit der ausländischen Arbeiter gehört zu 
den niedrigsten Schichten des Proletariats des Landes. Deshalb sind 
sie den unteren Schichten des einheimischen Proletariats nahe, an sie 
gebunden und teilen das gleiche Schicksal. Die unteren Schichten des 
eingeborenen Proletariats haben die größte Distanz zu den offiziellen 
Organisationen. Die ausländischen Arbeiter haben ein anderes Be-
wußtsein, weil sie fremd sind; ein Emigrantenbewußtsein, mobiler, 
empfänglicher für revolutionäre Ideen. Das ist der Grund, warum bei 
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den ausländischen Arbeitern der Kommunismus die Perspektive eines 
mächtigen Instruments zum Eindringen in die tiefsten Schichten der 
französischen Arbeiterklasse besitzt. Die ausländischen Arbeiter dienen 
zur revolutionären Befruchtung der französischen Arbeiterklasse.“ 220

Wichtig ist, daß SozialistInnen MigrantInnen nicht als Objekt 
der Befreiung betrachten, welche sich als arme Opfer nicht sel-
ber helfen können. Nicht antirassistisches Gutmenschentum, 
sondern Klassensolidarität im gemeinsamen Kampf gegen die 
KapitalistInnen und die imperialistischen Großmächte ist gefragt. 
Wir sehen die MigrantInnen daher vielmehr als Subjekte des 
proletarischen Befreiungskampfes – gemeinsam mit ihren inlän-
dischen KlassenkollegInnen. Denn MigrantInnen können wich-
tige Erfahrungen von Klassenkämpfen in ihren Heimatländern 
einbringen. Darauf wies auch Nina Gunić in einem Artikel hin: 
„Revolutionäre Integration bedeutet somit das Beste unserer Herkunft 
einzusetzen, um das System zu zerschlagen, dass uns unterdrückt. Es 
bedeutet die Erfahrungen unserer türkischen Brüder und Schwestern 
im Kampf gegen das Regime in der Türkei auf Österreich umzulegen. 
Es bedeutet, das Wissen um den Kampf gegen den Faschismus, das un-
sere Brüder und Schwestern vom Balkan sammeln konnten, hier und 
heute auch gegen die Nazis in Österreich einzusetzen.“ 221 

Daher geht es nicht darum, daß inländische SozialistInnen Poli-
tik für die Rechte der MigrantInnen machen, sondern daß soz-
ialistischen AktivistInnen und klassenbewußte Gewerkschafter-
Innen – sowohl inländischer als auch migrantischer Herkunft 
– sich gemeinsam organisieren und gemeinsam gegen Rassis-
mus und Kapitalismus kämpfen. Trotzki legte Anfang der 1930er 
Jahre diese revolutionäre Haltung, die die Unterdrückten als 
aktive Subjekte des Klassenkampfes sieht und nicht als Opfer, 
mit denen man solidarisch ist, in seiner Kritik an dem deutschen 
zentristischen Politiker Ledebour treffend dar:
„Nichtsdestotrotz überschreitet Ledebours Positionen auch in dieser 
Frage nicht die Grenzen des Zentrismus. Ledebour fordert den Kampf 
gegen koloniale Unterdrückung, er wird im Parlament gegen Kolo-
nialkredite stimmen, er wird die kühne Verteidigung der Opfer eines 
Kolonialaufstandes auf sich nehmen. Aber Ledebour wird nie teilneh-
men an der Vorbereitung eines Kolonialaufstandes. Solch eine Arbeit 
hält er für Putschismus, Abenteurertum, Bolschewismus. Und hier 
liegt der Kern der Sache.
Was den Bolschewismus in der nationalen Frage kennzeichnet, ist, 
daß er die unterdrückten Nationen, selbst die rückständigsten, nicht 
nur als Objekte, sondern auch als Subjekte der Politik betrachtet. Der 
Bolschewismus begnügt sich nicht mit der Anerkennung des ‚Rechtes‘ 
auf Selbstbestimmung und mit parlamentarischen Protesten gegen die 
Mißachtung dieses Rechtes. Der Bolschewismus dringt tief in die un-
terdrückten Nationen ein, erhebt sie gegen die Unterdrücker, verbindet 
ihren Kampf mit dem Kampf des Proletariats der kapitalistischen Län-
der, unterweist die unterdrückten Chinesen, Inder und Araber in der 
Kunst des Aufstandes und nimmt die volle Verantwortung für diese 
Arbeit vor dem Angesicht der zivilisierten Henkersknechte auf sich. 
Hier erst beginnt der wahre Bolschewismus, d.h. der revolutionäre 
Marxismus der Tat. Was vor dieser Grenze stehenbleibt, bleibt alles 
Zentrismus.“ 222

Die Erkenntnis, daß MigrantInnen unter bestimmten Bedin-
gungen eine besondere Rolle im Klassenkampf spielen können, 
muß mit folgenden Schlußfolgerungen verbunden werden. Er-
stens MigrantInnen und die unteren Schichten der ArbeiterIn-
nenklasse im allgemeinen können eine vorantreibende Rolle im 
Klassenkampf spielen. Aber dies ist keinesfalls zwangsläufig der 
Fall. Oft können in bestimmten Situationen andere, besserges-
tellte, inländische, ja sogar arbeiteraristokratische Schichten eine 
aktivere Rolle im Klassenkampf spielen. Das dynamische, kämp-
ferische Potential der MigrantInnen führt nicht zu einer Avant-
garde-Rolle innerhalb des Proletariats.
Wenn man dies nicht versteht, läuft man in Gefahr, einem kin-
dischen Schematismus zu verfallen, der den untersten Schichten 
eine Art permanente und quasi-natürliche Avantgarde-Rolle in 
der ArbeiterInnenklasse zukommen läßt. Ein Extrembeispiel 
dieses Unsinns sind dann solche ultralinken Karikaturen des 
Marxismus – wie bestimmte Spielarten des Stalinismus in der 
Vergangenheit und Gegenwart – die die inländische ArbeiterIn-
nenklasse als Ganzes zur Arbeiteraristokratie (oder überhaupt 

als verbürgerlicht) erklären und die national oder rassisch unter-
drücktesten Schichten der Klasse zur Avantgarde erklärten. 223

Entscheidend ist zu verstehen, daß klassenbewußte, fortschrit-
tliche MigrantInnen eine zentrale, vorantreibende Rolle im Klas-
senkampf spielen können, daß sie eine zentrale Rolle im Kampf 
für ihre Befreiung einnehmen können und müssen, aber nicht al-
leine, nicht als separate Avantgarde, sondern nur gemeinsam mit 
den klassenbewußten, fortschrittlichen Teilen der inländischen 
ArbeiterInnen. Daher ist die Orientierung auf den gemeinsamen 
Kampf und die gemeinsame Organisierung von migrantischen 
und inländischen ArbeiterInnen und Jugendlichen in der Arbe-
iterInnenbewegung (u.a. Gewerkschaften, revolutionäre Partei) 
entscheidend für den revolutionären Klassenkampf und auch 
für die Befreiung der MigrantInnen selber.
Die Haltung in der MigrantInnen-Frage ist in gewissem Maß ein 
Gradmesser, wie weit die Organisationen der heimischen Arbe-
iterInnenbewegung bereits mit dem eigenen Imperialismus ge-
brochen haben. Es gilt die Formel: „Sag mir, wie du zu den Rechten 
der MigrantInnen stehst und ich sage dir, wie weit du dich selber an die 
Bourgeoisie fesselst.“ Gerade wegen des üblicherweise zentralen 
Einflusses der bessergestellten Schichten im allgemeinen und 
der Arbeiteraristokratie im besonderen in den Gewerkschaften, 
treten SozialistInnen dafür ein, daß sich die ArbeiterInnenbewe-
gung auf die unteren, besonders unterdrückten Schichten orien-
tiert und versucht, diese zu gewinnen. Trotzki betonte zurecht, 
daß gerade in diesen unteren Schichten ein besonderes revolu-
tionäres Potential schlummert:
„Wenn die Arbeiteraristokratie die Basis für den Opportunismus ist, 
eine der Ursachen für die Anpassung an die kapitalistische Gesell-
schaft, dann sind die am meisten Unterdrückten und Benachteiligten 
das dynamischste Milieu der Arbeiterklasse.“ 224

Es ist daher eine Kardinalfrage, wie weit es der revolutionären 
Organisation und der revolutionären Jugendbewegung gelingt, 
MigrantInnen zu gewinnen und eine tatsächlich multinationale 
Organisation zu schaffen. Die aufzubauende revolutionäre Partei 
in Österreich wird daher eine multinationale Partei sein oder sie 
wird die ArbeiterInnenklasse nicht zur Revolution führen kön-
nen. Gegenüber seinen US-amerikanischen GenossInnen in der 
Socialist Workers Party merkte Trotzki einmal an, daß es für ihre 
weitere Entwicklung entscheidend ist, ob sie es schaffen, nicht 
nur in der weißen, teilweise besser gestellten, ArbeiterInnen-
klasse verankert zu sein, sondern ob es ihnen auch gelingt, zu 
der Minderheit der Schwarzen – eine der untersten, am meisten 
unterdrückten Schichten des Proletariats – vorzudringen: „Wenn 
es uns in der SWP nicht gelingt, Zugang zu dieser Schicht zu finden, 
dann sind wir nichts wert. Die permanente Revolution und all das wäre 
nur eine Lüge.“ 225 Dieser Grundgedanke hat auch heute für soz-
ialistische RevolutionärInnen zentrale Bedeutung.
Im Unterschied zu der linksliberalen Intellektuellen-Schickeria 
ist unsere Analyse der MigrantInnen-Frage kein akademischer 
Selbstzweck, sondern ist diktiert von unserem Verständnis der 
kapitalistischen Gesellschaftsordnung als einer dem Niedergang 
geweihten, einer, die gestürzt werden muß, damit die Menschheit 
frei und friedlich leben kann. Trotzki’s Formel – „Der Marxismus 
ist selbstverständlich keine akademische Lehre, sondern ein Hebel revo-
lutionärer Praxis.“ 226 - unterstreicht den tieferen Sinn der revo-
lutionären Analyse. Die zentralen Achsen unseres politischen 
Denkens lauten: Keine Zukunft ohne Sozialismus! Kein Sozialis-
mus ohne Revolution! Keine Revolution ohne Partei! Diese drei 
Eckpunkte der revolutionären Strategie bedeutet, daß der Kampf 
gegen die Unterdrückung der MigrantInnen auf Dauer nur dann 
Erfolg haben kann, wenn er in eine internationale sozialistische 
Revolution mündet, in den Aufbau einer sozialistischen Gesell-
schaft ohne jede Form von Ausbeutung und Unterdrückung. 
Dies ist jedoch unmöglich, wenn es nicht vorher gelingt, eine 
Kampfpartei aufzubauen, die den Widerstand gegen den Rassis-
mus und alle anderen Angriffe der Bourgeoisie organisiert und 
mit der Vorbereitung der Revolution verbindet. „Ohne die Partei, 
außerhalb der Partei, unter Umgehung der Partei, durch ein Parteisur-
rogat kann die proletarische Revolution nicht siegen.“ 227 Diese Partei 
in Österreich und weltweit – die 5. Internationale – aufzubauen, 
ist daher das vorrangige Ziel der kommenden Periode.
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Bewegungen durchlaufen konnte. Wie bereits bemerkt, verwandeln sich 
durch einfache Übersetzung des Werts, resp. Preises der Arbeitskraft 
in die exoterische Form des Arbeitslohns alle seine Gesetze in Gesetze 
der Bewegung des Arbeitslohns. Was innerhalb dieser Bewegung als 
wechselnde Kombination, kann für verschiedne Länder als gleichzeiti-
ge Verschiedenheit nationaler Arbeitslöhne erscheinen. Beim Vergleich 
nationaler Arbeitslöhne sind also alle den Wechsel in der Wertgröße der 
Arbeitskraft bestimmende Momente zu erwägen, Preis und Umfang 
der natürlichen und historisch entwickelten ersten Lebensbedürfnisse, 
Erziehungskosten des Arbeiters, Rolle der Weiber- und Kinderarbeit, 
Produktivität der Arbeit, ihre extensive und intensive Größe. Selbst die 
oberflächlichste Vergleichung erheischt, zunächst den Durchschnitts- 
Taglohn für dieselben Gewerbe in verschiednen Ländern auf gleich gro-
ße Arbeitstage zu reduzieren. Nach solcher Ausgleichung der Taglöhne 
muß der Zeitlohn wieder in Stücklohn übersetzt werden, da nur der 
letztere ein Gradmesser sowohl für die Produktivität als die intensive 
Größe der Arbeit. In jedem Lande gilt eine gewisse mittlere Intensität 
der Arbeit, unter welcher die Arbeit bei Produktion einer Ware mehr als 
die gesellschaftlich notwendige Zeit verbraucht, und daher nicht als Ar-
beit von normaler Qualität zählt. Nur ein über den nationalen Durch-
schnitt sich erhebender Intensitätsgrad ändert, in einem gegebnen Lan-
de, das Maß des Werts durch die bloße Dauer der Arbeitszeit. Anders 
auf dem Weltmarkt, dessen integrierende Teile die einzelnen Länder 
sind. Die mittlere Intensität der Arbeit wechselt von Land zu Land; sie 
ist hier größer, dort kleiner. Diese nationalen Durchschnitte bilden also 
eine Stufenleiter, deren Maßeinheit die Durchschnittseinheit der uni-
versellen Arbeit ist. Verglichen mit der weniger intensiven, produziert 
also die intensivere nationale Arbeit in gleicher Zeit mehr Wert, der sich 
in mehr Geld ausdrückt. Noch mehr aber wird das Wertgesetz in seiner 
internationalen Anwendung dadurch modifiziert, daß auf dem Welt-
markt die produktivere nationale Arbeit ebenfalls als intensivere zählt, 
sooft die produktivere Nation nicht durch die Konkurrenz gezwungen 
wird, den Verkaufspreis ihrer Ware auf ihren Wert zu senken.
Im Maß, wie in einem Lande die kapitalistische Produktion entwik-
kelt ist, im selben Maß erheben sich dort auch die nationale Intensi-
tät und Produktivität der Arbeit über das internationale Niveau. Die 
verschiedenen Warenquanta derselben Art, die in verschiedenen Län-
dern in gleicher Arbeitszeit produziert werden, haben also ungleiche 
internationale Werte, die sich in verschiedenen Preisen ausdrucken, 
d.h. in je nach den internationalen Werten verschiednen Geldsummen. 
Der relative Wert des Geldes wird also kleiner sein bei der Nation mit 
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os, Karin König, Rainer Hauswirth, Kemal Boztepe): Monitoring 
Intergration Wien (2010), S. 41
113  Statistik Austria: Arbeits- und Lebenssituation von Mi-
grantinnen und Migranten in Österreich. Modul der Arbeitskräf-
teerhebung 2008 (2009), S. 28ff.
114  Statistik Austria: Bevölkerung mit Migrationshinter-
grund im Überblick (2010), S. 107
115  Deborah Nusche, Claire Shewbridge und Christian 
Lamhauge Rasmussen: OECD-Länderprüfungen: Migration und 
Bildung - Österreich (2009), S. 25
116  Siehe Günther Simonitsch, Gudrun Biffl: Bildung und 
Sprache. Nachfrage nach höheren Qualifikationen; in: Bundes-
ministerium für Inneres: gemeinsam kommen wir zusammen. 
Expertenbeiträge zur Integration (2008), S. 40
117  Claire Wallace (Projektleiterin): Jugendliche MigrantIn-
nen in Bildung und Arbeit. Auswirkungen von Sozialkapital und 
kulturellem Kapital auf Bildungsentscheidungen und Arbeits-
marktbeteiligung (2007), Endbericht, Österreichisches Institut 
für Jugendforschung, OeNB Jubiläumsfonds Projektnr.: 11762, 
S. 32
118  Statistik Austria: Arbeits- und Lebenssituation von Mi-
grantinnen und Migranten in Österreich. Modul der Arbeitskräf-
teerhebung 2008 (2009), S. 37
119  Barbara Herzog-Punzenberger: Die „2. Generation“ an 
zweiter Stelle? Soziale Mobilität und ethnische Segmentation in 
Österreich – eine Bestandsaufnahme (2003); Gefördert durch den 
Wiener Integrationsfond und die MA 7 der Stadt Wien, S. 47
120  Nina Gunić: Thesen zu Immigration und Rassismus 
und die revolutionäre Antwort (2006); in: BEFREIUNG Nr. 147
121  Selbst ein offizieller Bericht der Regierung muß dies 
zugeben: „Die für Österreich angewendete Schätzmethode für den 
Anteil der Personen mit Migrationshintergrund dürfte das wahre 
Ausmaß etwas unterschätzen.“ (Günther Simonitsch, Gudrun Biffl: 
Bildung und Sprache. Nachfrage nach höheren Qualifikationen; 
in: Bundesministerium für Inneres: gemeinsam kommen wir 
zusammen. Expertenbeiträge zur Integration (2008), S. 28) Auch 
eine Gruppe von SozialwissenschaftlerInnen, die im Auftrag der 
Stadt Wien Migrationsforschung betreiben, weisen auf die unzu-
reichende Erfassung der tatsächliche MigrantInnenbevölkerung 
aufgrund dieser viel zu engen Kriterien hin. (Siehe Projektteam 
Integrationsmonitor (Theodora Manolakos, Karin König, Rai-
ner Hauswirth, Kemal Boztepe): Monitoring Intergration Wien 
(2010), S. 20-22) Und auch die vom Wiener Gemeinderat einge-
setzte „Wiener Zuwanderungskommission“ merkt in ihrem offi-
ziellen Bericht kritisch über die offizielle Definition von Migran-
tInnen in den Statistiken an: „Nicht enthalten sind in Österreich 
geborene Kinder eingebürgerter ZuwanderInnen mit österreichischer 
Staatsbürgerschaft, also ein beträchtlicher Teil der sog. “zweiten Gene-
ration“ (Bericht Wiener Zuwanderungskommission: Migration, 
Mobilität, Vielfalt (2010), S. 14)
122  Statistik Austria: Arbeits- und Lebenssituation von Mi-
grantinnen und Migranten in Österreich. Modul der Arbeitskräf-
teerhebung 2008 (2009), S. 87
123  Würden wir diesen Prozentsatz von 22.3% als Richt-
wert für den MigrantInnenanteil unter den 0-14 Jährigen anle-
gen, so hätten wir in dieser Altersgruppe (bei einer Gesamtzahl 
von 1.27 Millionen) ca. 40.000 Migrantenkinder mehr als in der 

offiziellen Statistik angeführt. Diese Zahl ist allerdings aus fol-
genden Gründen zu niedrig angesetzt. Erstens wird wahrschein-
lich nicht jedes Migrantenkind als „Schüler mit nicht-deutscher 
Umgangssprache“ registriert. Zweitens geht ein Teil der Schüle-
rInnen zwischen 6-10 Jahren nicht in die Volksschule, sondern in 
eine Sonderschule. Dies betrifft insbesondere MigrantInnenkin-
der.
124  Zitiert in der Zeitung Aktion, der Zeitschrift der AK-
Vorarlberg (Ausgabe vom Juli 2007), S. 1
125  Siehe Norbert Mappes-Niedliek: Zwei Euro sind genug. 
PflegerInnen aus Osteruopa: ausgebeutet (2008); in: MOMENT. 
Gazette für Menschenrechte # 11, S. 11ff.
126  Die Statistik Austria benützt folgende Definition: „Von 
Personen mit Migrationshintergrund wurden beide Elternteile im Aus-
land geboren, wobei Angehörige der Ersten Generation selbst im Aus-
land geboren wurden und Personen der Zweiten Generation in Öster-
reich zur Welt gekommen sind.“ (Statistik Austria: Bevölkerung 
mit Migrationshintergrund im Überblick (2010), http://www.
statistik.at/web_de/statistiken/bevoelkerung/bevoelkerungs-
struktur/bevoelkerung_nach_migrationshintergrund/index.
html). Wenn zumindest ein Teil der Eltern ÖsterreicherIn ist, gilt 
das Kind automatisch als ÖsterreicherIn und hat offiziell keinen 
Migrationshintergrund: „‚Österreich‘ bedeutet, mind. ein Elternteil 
wurde im Inland geboren; sind beide Elternteile in einem unterschied-
lichen Staat des Auslandes zur Welt gekommen, wird das Geburtsland 
der Mutter herangezogen.“ (Statistik Austria: Arbeits- und Lebens-
situation von Migrantinnen und Migranten in Österreich. Modul 
der Arbeitskräfteerhebung 2008 (2009), S. 88) Selbst die UNO 
empfiehlt eine Zählweise, die auch Menschen, von denen nur ein 
Elternteil im Ausland geboren ist, als MigrantIn bzw. als jemand 
„mit Migrationshintergrund“ zu zählen.
127  Während noch 1971 nur 5.2% aller Ehen zwischen ei-
nem österreichischen und einem ausländischen Partner stattfan-
den, war dies 2005 bereits bei 25.7% aller Eheschließungen der 
Fall. (siehe Gudrun Biffl: SOPEMI Report on Labour Migration. 
Austria 2005-06 (2006), WIFO, S. 60)
128  Statistik Austria: Arbeits- und Lebenssituation von Mi-
grantinnen und Migranten in Österreich. Modul der Arbeitskräf-
teerhebung 2008 (2009), S. 78
129  Siehe den ORF-Bericht: In vier Bezirken Wiens Migran-
ten als Mehrheit, 30.3.2009; http://wien.orf.at/stories/351995/
130  Projektteam Integrationsmonitor (Theodora Manolak-
os, Karin König, Rainer Hauswirth, Kemal Boztepe): Monitoring 
Intergration Wien (2010), S. 23
131  Da die statistische Methode der breiteren Erfassung der 
MigrantInnen, die aufzeigt, daß sie 44% der Wiener Bevölkerung 
ausmachen, leider fast nirgendwo angewandt wird, beziehen 
sich die im Kapitel zu Wien angeführten Zahlen - so nicht anders 
genannt - auf die offizielle Zählweise des Innenministeriums.
132  Siehe Statistik Austria und Kommission für Migrati-
ons- und Integrationsforschung der Österreichischen Akademie 
der Wissenschaften: Migration & Intergration. Zahlen.Daten.In-
dikatoren 2010 (2010), S. 56
133  Siehe Österreichischer Integrationsfond: Integration im 
Fokus, Nr. 2/2010, S. 40f.
134  Eugen Antalovsky, Herbert Bartik, Alexander Wolff-
hardt in Zusammenarbeit mit Kenan Güngör: Gesamtfassung 
des ersten Wiener Diversitätsmonitors 2009, Erstellt im Auftrag 
der Stadt Wien, MA 17 Integration und Diversität, S. 104
135  ORF: In vier Bezirken Wiens Migranten als Mehrheit, 
30.3.2009, http://wien.orf.at/stories/351995/
136  Stadtentwicklung Wien, Magistratsabteilung 18: Sozi-
ale Veränderungsprozesse im Stadtraum. Wiener Sozialraum-
analyse mit Vertiefung in acht ausgewählten Stadtvierteln (2010), 
S. 32
137  Projektteam Integrationsmonitor (Theodora Manolak-
os, Karin König, Rainer Hauswirth, Kemal Boztepe): Monitoring 
Intergration Wien (2010), S. 121
138  Projektteam Integrationsmonitor (Theodora Manolak-
os, Karin König, Rainer Hauswirth, Kemal Boztepe): Monitoring 
Intergration Wien (2010), S. 122
139  Bericht Wiener Zuwanderungskommission: Migration, 
Mobilität, Vielfalt (2010), S. 61
140  Siehe Österreichischer Integrationsfond: Integration im 
Fokus, Nr. 2/2010, S. 40f.
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141  Friedrich Engels: Ludwig Feuerbach und der Ausgang 
der klassischen deutschen Philosophie; in: MEW 21, S. 302
142  Hierbei kann es natürlich auch besondere Formen des 
Rassismus geben wie z.B. die Bewegung der Neonazis, die die 
Einheit aller Weißen - über die nationalen Grenzen Europas und 
Nordamerikas hinweg - gegen die anderen Rassen herstellen 
möchte. Es ist jedoch unwahrscheinlich, daß ein solcher Ras-
sismus sich durchsetzt. Der Rassismus ist in seiner objektiven 
Bedeutung ein Instrument der herrschenden Klasse und die 
Bourgeoisie ist in der Regel an einen konkreten Nationalstaat ge-
bunden. Daher muß der Rassismus in der Regel mit der ideologi-
schen Vorherrschaft der eigenen Nation verbunden sein, wobei 
es hier natürlich Abstufungen bzgl. der anderen Völker geben 
kann (andere weiße Völker sind qualitativ weniger minderwer-
tig als jene aus den Halbkolonien).
143  Ein akademischer Marxist, Peter Schmitt-Egner, meinte 
dazu einst treffend: „Der Export von Kapital erscheint als Export von 
‚Zivilisation‘ und ‚Kultur‘ schlechthin“. Völker, die dem Kapital 
nicht als Gebrauchswert Arbeit gegenüber treten und daher aus-
beutbar sind, erscheinen daher dem Kapital als „wertlos“ und 
„gesellschaftlich überflüssig“. Dadurch ist die Rechtfertigung 
geschaffen, diese Völker „umzuerziehen oder auszurotten“ (Pe-
ter Schmitt-Egner: Wertgesetz und Rassismus. Zur begrifflichen 
Genesis kolonialer und faschistischer Bewußtseinsformen; in: 
Gesellschaft Beiträge zur Marxschen Theorie, Nr. 8/9, Frankfurt 
a. M., S. 389 bzw. S. 385)
144  Unsere internationale Organisation - die Liga für die 
5. Internationale - hat die Unterdrückung dieser nationalen 
Gruppen in verschiedenen Publikationen behandelt. Siehe u.a. 
Michael Pröbsting: Israel, Zionismus und Antisemitismus (2006); 
Workers Power Britain: Socialism and Black Liberation - The 
revolutionary struggle against racism (1995); Margit Bauer: 80 
Jahre Volksabstimmung in Kärnten - Nein zum Austro-Patrio-
tismus! (in: ArbeiterInnenstandpunkt, Nr. 111, Nov/Dez. 2000); 
Dave Ellis: The Basque National Question, in: Fifth International 
Nr. 2 (2004); Michael Pröbsting: The Roma - Europe‘s Forgot-
ten Nationality, in: Fifth International Nr. 1 (2003) (in deutsch 
als Broschüre unter dem Titel „Die Unterdrückung der Roma in 
Osteuropa“ (August 2003).
145  Siehe dazu u.a. die LSR-Broschüre von Michael Pröb-
sting: Israel, Zionismus und Antisemitismus, S. 27ff.
146  Siehe dazu u.a. Liga der Sozialistischen Revolution: 
Hände weg von Kurdistan! in: BEFREIUNG Nr. 155 (2007); Mi-
chael Gatter: Vom nationalen Befreiungskampf zur permanente 
Revolution - Zur revolutionären Strategie im Kosovo, in: Revo-
lutionärer Marxismus Nr. 25 (1998); ArbeiterInnenstandpunkt: 
Freiheit für Kosova - Ein revolutionäres Aktionsprogramm 
(1998); Liga für eine Revolutionär-Kommunistische Internationa-
le: Bosnia: imposed partition or renewed war? Trotskyist Bulletin 
Nr. 5 (1994); Liga für eine Revolutionär-Kommunistische Inter-
nationale: Resolution über die neuesten Entwicklungen in Bosni-
en, in: Revolutionärer Marxismus Nr. 13 (1994); Michael Gatter: 
Are the Bosnian Muslims a Nation?, in: Trotskyist International 
Nr. 13/14 (1994); Liga für eine Revolutionär-Kommunistische In-
ternationale: Marxism and the Nationale Question in Latin Ame-
rica, in: Trotskyist Bulletin Nr. 6 (1995)
147  Siehe dazu u.a. Michael Pröbsting: Wie stehen Kom-
munistInnen zum Islam? Fragen und Antworten angesichts der 
Debatte um den Islam und der Situation der Moslems in Öster-
reich; in: ArbeiterInnenstandpunkt Nr. 154 (Oktober 2007).
148  Die Europäische Union schrieb in die Präambel des 
„Vertrag über die Europäische Union“ die zentrale Bedeutung 
des religiösen Erbes fest: “SCHÖPFEND aus dem kulturellen, re-
ligiösen und humanistischen Erbe Europas, aus dem sich die unver-
letzlichen und unveräußerlichen Rechte des Menschen sowie Freiheit, 
Demokratie, Gleichheit und Rechtsstaatlichkeit als universelle Werte 
entwickelt haben, „ (Siehe dazu auch die LSR-Broschüre von Mi-
chael Pröbsting: Der EU-Reformvertrag, seine Hintergründe und 
die revolutionäre Strategie (2007))
149  Siehe dazu u.a. Hannes Hohn: Drohendes Burka-Verbot 
in Frankreich: Rassismus mit Verhüllung, www.sozialistische-
revolution.org/phpwcms/index.php?id=31,794,0,0,1,0 sowie Mi-
chael Pröbsting: Die unheilige Allianz gegen die Moslems. Zur 
Diskussion über das Verbot der Burka, www.sozialistische-revo-
lution.org/phpwcms/index.php?id=31,746,0,0,1,0

150  „Die Bourgeoisie der Mutterländer ist imstande gewesen, ih-
rem eigenen Proletariat, vor allem dessen oberer Schicht, mittels eines 
Teils der aufgehäuften Überprofite aus den Kolonien eine privilegierte 
Position zu sichern. Ohne das würde die Beständigkeit der demokrati-
schen Regimes unmöglich gewesen sein. In ihrer entwickeltsten Form 
ist und bleibt die Demokratie immer eine Regierungsform, welche nur 
den aristokratischen und ausbeutenden Nationen zugänglich Ist. Die 
antike Demokratie fußte auf Sklaverei, die imperialistische Demokratie 
fußt auf der Ausplünderung der Kolonien.“ (Leo Trotzki: Marxismus 
in unserer Zeit (1939), S. 19)
151  Siehe dazu auch Kapitel III des Artikels „Über den poli-
tischen Charakter der Antinationalen, den Holocaust und den Zionis-
mus. Eine Antwort auf die Verleumdungen des antinationalen Journa-
listen Karl Pfeifer“; in: Michael Pröbsting: Israel, Zionismus und 
Antisemitismus
152  Nina Gunić: Thesen zu Immigration und Rassismus 
und die revolutionäre Antwort (2006); in: BEFREIUNG Nr. 147
153  Es sei an dieser Stelle darauf hingewiesen, daß die 
Ideologie des Austropatriotismus natürlich kein Monopol der 
Sozialdemokratie ist. Genaugenommen ist sogar die eigentliche 
Urheberin die stalinistische KPÖ, die Mitte der 1930er Jahre die 
Existenz der österreichischen Nation erfand und einen wüsten 
Nationalismus propagierte (1938 wollte sie den österreichischen 
imperialistischen Staat gemeinsam mit dem Austrofaschisten 
Schuschnigg verteidigen und gab zu diesem Zweck die Parole 
„Rot-Weiß-Rot bis in den Tod!“ aus. Diese Tradition setzten die 
StalinistInnen nach 1945 fort und traten vehement für die Vertei-
digung der österreichischen Unabhängigkeit, die Stärkung des 
österreichischen Eigentums gegen ausländisches Kapital usw. 
Bezeichnenderweise lautete der Titel des KPÖ-Programms von 
1982 „Sozialismus in Österreichs Farben“. Auch wenn die KPÖ nie 
auch nur annähernd den Einfluß der Sozialdemokratie erlangte, 
so trug sie mit ihrem ordinären Patriotismus zur ideologischen 
Verwirrung in den Reihen der fortgeschrittensten ArbeiterInnen 
und Jugendlichen bei. Denn jene lernten auf diese Weise keinen 
roten, sondern einen Marxismus in rot-weiß-roten Farben - also 
eine national-bornierte Entstellung der revolutionären Theorie - 
kennen. Umso bedauerlicher ist es, daß kritische und engagierte 
GenossInnen wie jene der Kommunistischen Initiative und der 
Antiimperialistischen Koordination an diese Tradition des Aus-
tropatriotismus anknüpfen. Diese Tradition geht auf die stalini-
stische Utopie zurück, laut der es möglich sei, den Sozialismus 
in einem Land aufzubauen. Mit den revolutionären Grundsätzen 
des marxistischen Internationalismus hat dies jedoch nichts zu 
tun.
154  W. I. Lenin: Der Imperialismus und die Spaltung des 
Sozialismus (1916); in: LW 23, S. 104
155  W. I. Lenin: Wie die Bourgeoisie die Renegaten aus-
nutzt (1919); in: LW 30, S. 17
156  Siehe Hans Gmundner: Straches Handlangerdien-
ste, KPÖ, 10.11.07, http://www.kpoe.at/index.php?id=23&tx_
ttnews[tt_news]=105&tx_ttnews[backPid]=2&cHash=7fe484e968
157  Im Jahr 1993 zum Beispiel war der Betrag, den Aus-
länderInnen netto mehr in das Sozialsystem einzahlten, 5,6 Mrd. 
Schilling. (siehe Gudrun Biffl: Die Zuwanderung von Auslän-
dern nach Österreich. Kosten-Nutzen-Überlegungen und Fragen 
der Sozialtransfers (1997), WIFO,  S.8)
158  Karl Marx: Das Kapital, Band 1; in: MEW 23, S. 97
159  Karl Marx: Das Kapital, Band 1; in: MEW 23, S. 86
160  Karl Marx: Die Deutsche Ideologie; in: MEW 3, S. 26
161  So ergab eine Studie unter SchülerInnen in Wien: 
„Mehr als 40% sind sich darin einig, dass die Türkenbelagerungen ge-
zeigt haben, dass das christliche Europa und die islamische Türkei nicht 
zusammen gehören, und dass dies auch heute noch gilt.“ (Christiane 
Hintermann: Dissonante Geschichtsbilder? Empirische Untersu-
chung zu Geschichtsbewusstsein und Identitätskonstruktionen 
von Jugendlichen mit Migrationshintergrund in Wien, Demokra-
tiezentrum Wien, 2007, S. 121)
162  Zur Sozialpartnerschaft und ihrer verheerenden Rolle 
für die ArbeiterInnenklasse siehe u.a. Michael Pröbsting: Die hi-
storisch reaktionäre Rolle der Sozialpartnerschaft. Aufstieg, Ge-
schichte und Niedergang eines arbeiterInnenfeindlichen System 
der Klassenzusammenarbeit; in: Michael Pröbsting und Roman 
Birke: Neoliberale SPÖ - Ursachen und Alternativen (2007), LSR-
Broschüre
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163  Die Besonderheiten der historische Entwicklung des 
österreichischen Kapitalismus haben wir an mehreren Stellen be-
handelt. Siehe u.a. ArbeiterInnenstandpunkt: Der österreichische 
Kapitalismus auf dem Weg in die EU (1993); in: Revolutionärer 
Marxismus Nr. 9; Michael Gatter: Gestärkt aber nicht stark ge-
nug. die Rezession erinnert den österreichischen Imperialismus 
an seine historische Schwächen (1993), in: Revolutionärer Mar-
xismus Nr. 10; Michael Pröbsting: Vier Jahre Bürgerblock. Kapi-
talismus und Klassenkampf in Österreich (2004); in: Revolutio-
närer Marxismus Nr. 34
164  Originalton des damaligen Innenminister. Siehe Gün-
ther Platter: Integration gestalten; in: Bundesministerium für 
Inneres: gemeinsam kommen wir zusammen. Expertenbeiträge 
zur Integration (2008), S. 11
165  Siehe u.a. Peter Slepcevic-Zach, Gernot Pagger: Was 
braucht die Industrie? Was leistet die berufliche Bildung? Migra-
tion und Integration, in: Beiträge der Festschrift zum 3. Öster-
reichischen Wirtschaftspädagogikkongress 2009, S. 103-110
166  Lenin wies darauf hin, daß die Bourgeoisie sich nicht 
nur der Mittel der offenen Unterdrückung, sondern auch der 
Bestechung und Vereinnahmung bedient und zu diesem Zweck 
auch bereit ist, gewisse Zugeständnisse zu machen. Dies wie-
derum führt oft zur Spaltung und Differenzen innerhalb der Ar-
beiterInnenklasse und der Unterdrückten. „Eine außerordentlich 
wichtige Ursache, die unter den Teilnehmern der Arbeiterbewegung 
Differenzen erzeugt, sind schließlich die Veränderungen in der Taktik 
der herrschenden Klassen im allgemeinen und der Bourgeoisie im be-
sonderen. Wäre die Taktik der Bourgeoisie immer die gleiche oder zu-
mindest gleichartig, so würde die Arbeiterklasse rasch lernen, sie mit 
einer ebenso gleichbleibenden oder gleichartigen Taktik zu beantworten. 
In Wirklichkeit bildet die Bourgeoisie in allen Ländern unvermeidlich 

zwei Systeme des Regierens heraus, zwei Methoden des Kampfes für 
ihre Interessen und für die Verteidigung ihrer Herrschaft, wobei diese 
zwei Methoden bald einander ablösen, bald sich miteinander in ver-
schiedenartigen Kombinationen verflechten.
Die erste Methode ist die Methode der Gewalt, die Methode der Verwei-
gerung jeglicher Zugeständnisse an die Arbeiterbewegung, die Metho-
de der Aufrechterhaltung aller alten und überlebten Institutionen, die 
Methode der unnachgiebigen Ablehnung von Reformen. Darin besteht 
das Wesen der konservativen Politik, die in Westeuropa immer mehr 
aufhört, die Politik der Grundbesitzerklassen zu sein, die immer mehr 
zu einer der Spielarten der allgemeinen bürgerlichen Politik wird. Die 
zweite Methode ist die Methode des „Liberalismus“, der Schritte in 
Richtung auf die Entfaltung politischer Rechte, in der Richtung auf 
Reformen, Zugeständnisse usw.
Nicht aus böser Absicht einzelner Personen und nicht zufällig geht die 
Bourgeoisie von der einen Methode zur anderen über, sondern infolge 
der radikalen Widersprüche ihrer eigenen Lage. Die normale kapita-
listische Gesellschaft kann sich nicht erfolgreich entwickeln ohne ein 
gefestigtes Repräsentativsystem, ohne gewisse politische Rechte der 
Bevölkerung, die selbstverständlich verhältnismäßig hohe Ansprüche 
in „kultureller“ Hinsicht stellt. Diese Ansprüche auf ein bestimmtes 
Minimum an Kultur werden erzeugt durch die Verhältnisse der ka-
pitalistischen Produktionsweise selbst mit ihrer hohen Technik, ihrer 
Kompliziertheit, Elastizität, Beweglichkeit, mit der raschen Entwick-
lung der Weltkonkurrenz usw.
Schwankungen in der Taktik der Bourgeoisie, Übergänge vom System 
der Gewaltanwendung zum System von Scheinzugeständnissen sind 
infolgedessen charakteristisch für die Geschichte aller europäischen 
Länder im letzten halben Jahrhundert, wobei die verschiedenen Länder 
in bestimmten Perioden vorwiegend die eine oder die andere Methode 
entwickelten..“ (W.I. Lenin: Die Differenzen in der europäischen 
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Arbeiterbewegung (1910.); in: LW 16, S. 356f.)
167  WIFO: Arbeitsmarktrelevante Effekte der Ausländerin-
tegration in Österreich (2002), S. 273f.
168  Statistik Austria: Arbeits- und Lebenssituation von Mi-
grantinnen und Migranten in Österreich. Modul der Arbeitskräf-
teerhebung 2008 (2009), S. 45
169  Statistik Austria: Arbeits- und Lebenssituation von Mi-
grantinnen und Migranten in Österreich. Modul der Arbeitskräf-
teerhebung 2008 (2009), S. 77f.
170  Siehe Statistik Austria und Kommission für Migrati-
ons- und Integrationsforschung der Österreichischen Akademie 
der Wissenschaften: Migration & Intergration. Zahlen.Daten.In-
dikatoren 2010 (2010), S. 56
171  Franz Wolf-Maier, Margit Kreuzhuber: Arbeitsmarkt 
und Wirtschaft. Schlüsselfaktor Beschäftigung; in: Bundesmini-
sterium für Inneres: gemeinsam kommen wir zusammen. Exper-
tenbeiträge zur Integration (2008), S. 65. An dieser Stelle wollen 
wir auf die symbolhafte Ironie hinweisen, daß dieser über 200 
Seiten starke Band des Innenministerium mit dem Titel „gemein-
sam kommen wir zusammen“ es zustande bringt, daß sich unter 
den 16 AutorInnen kein einziger Migrant findet! So viel zum „ge-
meinsam zusammenkommen“ des bürgerlichen Staates!
172  Nina Gunić: Thesen zu Immigration und Rassismus 
und die revolutionäre Antwort (2006); in: BEFREIUNG Nr. 147
173  Karl Marx: Instruktionen für die Delegierten des Pro-
visorischen Zentralrats zu den einzelnen Fragen (1866); in: MEW 
16, S. 191
174  „Die Zahl der amerikanischen Geldfürsten ist noch weit grö-
ßer. Und diese fabelhafte Reichtumsakkumulation wird durch die enor-
me Einwanderung in Amerika noch von Tag zu Tag gesteigert. Denn 
direkt und indirekt kommt dieselbe in erster Linie den Kapitalmagnaten 
zugute. Direkt, indem sie die Ursache einer rapiden Steigerung der Bo-
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RESoluTIon zuR
“EIn- und AuSWAndERung”

Resolution des Kongresses der II.Internationale in Stuttgart (1907)

D ie hier angedruckte Resolution wurde auf dem Kongreß 
der II. Internationale in Stuttgart 1907 einstimmig an-
genommen. Sie bildete den vorläufigen Abschluß einer 

Debatte, die beim vorhergehenden Kongreß in Amsterdam 1904 
begonnen hatte. Die Resolution haben wir entnommen der Aus-
gabe Nr. 15 der Zeitung „Trotz Alledem“ (http://trotzalledem.
cwsurf.de/zeitungen/15/stuttgart.html)

Redaktion des FAREV

* * *

Der Kongreß erklärt:

Die Ein- und Auswanderung der Arbeiter sind vom Wesen des 
Kapitalismus ebenso unzertrennliche Erscheinungen wie die 
Arbeitslosigkeit, Überproduktion und Unterkonsum der Arbe-
iter. Sie sind oft ein Mittel, den Anteil der Arbeiter an der Ar-
beitsproduktion herabzusetzen und nehmen zeitweise durch 
politische, religiöse und nationale Verfolgungen anormale Di-
mensionen an. 
Der Kongreß vermag ein Mittel zur Abhülfe der von der Aus- 
und Einwanderung für die Arbeiterschaft etwa drohenden 
Folgen nicht in irgendwelchen ökonomischen oder politischen 
Ausnahmemaßregeln zu erblicken, da diese fruchtlos und ihrem 
Wesen nach reaktionär sind, also insbesondere nicht in einer Be-
schränkung der Freizügigkeit und in einem Ausschluß fremder 
Nationalitäten oder Rassen. 
Dagegen erklärt es der Kongreß für eine Pflicht der organisierten 
Arbeiterschaft sich gegen die im Gefolge des Massenimportes 
unorganisierter Arbeiter vielfach eintretende Herabdrückung 
ihrer Lebenshaltung zu wehren, und erklärt es außerdem für 
ihre Pflicht, die Ein- und Ausfuhr von Streikbrechern zu ver-
hindern. Der Kongreß erkennt die Schwierigkeiten, welche in 
vielen Fällen dem Proletariat eines auf hoher Entwicklungsstufe 
des Kapitalismus stehenden Landes aus der massenhaften Ein-
wanderung unorganisierter und an niederer Lebenshaltung 
gewöhnter Arbeiter aus Ländern mit vorwiegend agrarischer 
und landwirtschaftlicher Kultur erwachsen, sowie die Gefahren, 
welche ihm aus einer bestimmten Form der Einwanderung en-
tstehen. Er sieht jedoch in der übrigens auch vom Standpunkt 
der proletarischen Solidarität verwerflichen Ausschließung 
bestimmter Nationen oder Rassen von der Einwanderung kein 
geeignetes Mittel, sie zu bekämpfen. Er empfiehlt daher folgende 
Maßnahmen:

I. für das land der Einwanderung:

1. Verbot der Aus- und Einfuhr derjenigen Arbeiter, welche einen 
Kontrakt geschlossen haben, der ihnen die freie Verfügung über 
ihre Arbeitskraft wie ihre Löhne nimmt. 
2. Gesetzlichen Arbeiterschutz durch Verkürzung des Arbeitstag-
es, Einführung eines Minimallohnes, Abschaffung des Sweating-
Systems und Regelung der Heimarbeit.

3. Abschaffung aller Beschränkungen, welche bestimmte Nation-
alitäten oder Rassen vom Aufenthalt in einem Lande und den 
sozialen, politischen und ökonomischen Rechten der Einheimis-
chen ausschließen oder sie ihnen erschweren, weitgehendste Er-
leichterung der Naturalisation. 
4. Für die Gewerkschaften aller Länder sollen dabei folgende 
Grundsätze allgemeine Geltung haben: a) Uneingeschränktester 
Zutritt der eingewanderten Arbeiter in die Gewerkschaften aller 
Länder, b) Erleichterung des Eintritts durch Festsetzung an-
gemessener Eintrittsgelder, c) unentgeltlicher Übertritt von einer 
Landesorganisation in die andere bei vorheriger Erfüllung aller 
Verbindlichkeiten in der bisherigen Landesorganisation, d) Er-
strebung internationaler gewerkschaftlicher Kartelle, durch die 
eine internationale Durchführung dieser Grundsätze und Not-
wendigkeiten ermöglicht wird. 
5. Unterstützung der Gewerkschaftsorganisationen derjenigen 
Länder, aus denen sich die Einwanderung in erster Linie rekruti-
ert. 

II. für das auswanderungsland:

1. Regste gewerkschaftliche Agitation. 2. Belehrung der Arbeiter 
und der Öffentlichkeit über den wahren Stand der Arbeitsver-
hältnisse in den Einwanderungsländern. 3. Reges Einvernehmen 
der Gewerkschaften mit denen des Einwanderungslandes behufs 
gemeinsamen Vorgehens in der Frage der Ein- und Auswan-
derung. 4. Da die Arbeiterauswanderung außerdem oft durch 
Eisenbahn- und Dampfschiffgesellschaften, durch Landspeku-
lanten und andere Schwindelunternehmungen, durch Erteilung 
falscher erlogener Versprechungen an die Arbeiter künstlich 
simuliert wird, verlangt der Kongreß:
Überwachung der Schiffsagenturen der Auswanderungsbu-
reaus, eventuell gesetzliche oder administrative Maßnahmen 
gegen diese, um zu verhindern, daß die Auswanderung für die 
Interessen solcher kapitalistischen Unternehmungen mißbraucht 
werden. 
III. Neureglung des Transportwesens, insbesondere auf den 
Schiffen, Überwachung der Bestimmungen durch Inspekto-
ren mit Disziplinargewalt, welche aus den Reihen der gewerk-
schaftlich organisierten Arbeiter des Einwanderungs-sowie 
Auswanderungslandes zu bestellen sind. Fürsorge für neuank-
ommende Einwanderer, damit sie nicht von vorneherein der 
Ausbeutung durch die Schmarotzer des Kapitals anheimfallen. 
Da der Transport von Auswanderen nur auf internationaler Ba-
sis gesetzlich geregelt werden kann, beauftragt der Kongreß das 
Internationale sozialistische Bureau, Vorschläge zur Neurege-
lung dieser Materie auszuarbeiten, in denen die Einrichtung und 
Ausrüstung der Schiffe sowie der Luftraum zu normieren ist, 
welcher auf jeden Auswanderer als Minimum zu entfallen hat, 
und dabei besonders Gewicht darauf zu legen, daß die einzelnen 
Auswanderer die Passage direkt mit der Unternehmung verein-
baren, ohne Intervention irgendwelcher Zwischenunternehmer. 
Diese Vorschläge sind den Parteileitungen behufs legislativer 
Verwendung sowie zur Propaganda mitzuteilen.
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dIE SozIAlISTISchE REVoluTIon 
und dAS SElbSTbESTIMMung-

SREchT dER nATIonEn
Von Wladimir Iljitsch Lenin (1916)

Die folgenden Thesen sind ein zentrales Werk der Bolschewiki 
zum Verständnis des Verhältnisses der nationalen Frage zur 
sozialistischen Revolution. Sie wurden von Wladimir Iljitsch 

Lenin im Januar-Februar 1916 verfaßt und als Stellungnahme der 
Redaktion des ‚Sozial-Demokrat‘, dem Zentralorgan der Sozial-
demokratischen Partei Rußlands, veröffentlicht.
Sie erschienen zuerst in deutscher Sprache im April 1916 in der 
Zeitschrift „Vorbote“ Nr. 2. Im Oktober des gleichen Jahres wurden 
sie im theoretischen Organ der Bolschewiki, den „Sbornik Sozial-
Demokrata“ Nr. 1, in russischer Sprache veröffentlicht.
Der Text findet sich in den Lenin-Werken Band 22 (S. 144-159) und 
wurde auch auf der Homepage http://marxists.org veröffentlicht.

Redaktion des FAREV

* * *

1. Imperialismus, sozialismus und Befreiung
der unterdrückten nationen

Der Imperialismus ist die höchste Stufe der Entwicklung des 
Kapitalismus. Das Kapital ist in den fortgeschrittenen Ländern 
über den Rahmen des Nationalstaates hinausgewachsen; es hat 
Monopole an Stelle der Konkurrenz gestellt und alle objektiven 
Voraussetzungen für die Verwirklichung des Sozialismus ge-
schaffen. Deshalb steht in Westeuropa und in den Vereinigten 
Staaten von Amerika der revolutionäre Kampf des Proletariats 
um die Niederwerfung der kapitalistischen Regierungen und die 
Expropriation der Bourgeoisie auf der Tagesordnung. Der Impe-
rialismus erzeugt einen solchen Kampf, indem er die Klassenge-
gensätze ungemein verschärft, die Lage der Massen in ökonomis-
cher Hinsicht - Trusts, Teuerung - sowie in politischer Hinsicht 
verschlimmert, Wachstum des Militarismus, Kriege, Verstärkung 
der Reaktion, Befestigung und Erweiterung des nationalen Druck-
es und des kolonialen Raubes verursacht. Der siegreiche Sozial-
ismus muß die volle Demokratie verwirklichen, folglich nicht 
nur vollständige Gleichberechtigung der Nationen realisieren, 
sondern auch das Selbstbestimmungsrecht der unterdrückten 
Nationen durchführen, das heißt das Recht auf freie politische 
Abtrennung anerkennen. Sozialdemokratische Parteien, die du-
rch ihre ganze Tätigkeit sowohl jetzt als während und nach der 
Revolution nicht zu beweisen imstande sein werden, daß sie die 
unterjochten Nationen befreien und ihre eigenen Beziehungen 
zu denselben auf dem Boden der freien Vereinigung aufbauen 
werden - eine solche Vereinigung aber würde zur lügnerischen 
Phrase ohne die Freiheit der Abtrennung - derartige Parteien 
würden Verrat am Sozialismus begehen.
Allerdings ist die Demokratie eine Staatsform, die mit dem Ab-
sterben des Staates überhaupt ebenfalls verschwinden muß. Das 
aber wird erst dann eintreten, wenn der siegreiche Sozialismus 
dem vollständigen Kommunismus weichen wird.

2. die sozialistische revolution
und der Kampf um die demokratie

Die sozialistische Revolution ist kein einzelner Akt, keine ein-
zelne Schlacht an einer Front, sondern eine ganze Epoche schärf-
ster Klassenkonflikte, eine lange Reihe von Schlachten an allen 
Fronten, das heißt in allen Fragen der Ökonomie sowie der Poli-
tik, Schlachten, welche nur mit der Expropriation der Bourgeoi-
sie enden können. Es wäre ein großer Irrtum zu glauben, daß der 
Kampf um die Demokratie imstande wäre, das Proletariat von 
der sozialistischen Revolution abzulenken oder auch nur diese 
Revolution in den Hintergrund zu schieben, zu verhüllen und 
dergleichen. Im Gegenteil, wie der siegreiche Sozialismus, der 
nicht die vollständige Demokratie verwirklicht, unmöglich ist, 
so kann das Proletariat, das den in jeder Hinsicht konsequenten, 
revolutionären Kampf um die Demokratie nicht führt, sich nicht 
zum Siege über die Bourgeoisie vorbereiten.
Nicht weniger falsch wäre es, einen der Punkte des demokratisch-
en Programms, so zum Beispiel das Selbstbestimmungsrecht der 
Nationen, fallenzulassen, und zwar auf Grund seiner angebli-
chen „Undurchführbarkeit“ oder seines „illusorischen“ Charak-
ters wegen in der imperialistischen Epoche. Die Behauptung, das 
Selbstbestimmungsrecht der Nationen sei im Rahmen des Kapi-
talismus undurchführbar, kann entweder im absoluten ökono-
mischen oder relativen politischen Sinne aufgefaßt werden
Im ersten Sinne ist diese Behauptung theoretisch grundfalsch. In 
diesem Sinne ist im Rahmen des Kapitalismus etwa das „Arbeits-
geld“ oder die Abschaffung der Krisen und dergleichen mehr un-
durchführbar. Aber es ist falsch, daß das Selbstbestimmungsrecht 
der Nationen genauso undurchführbar sei. Zweitens würde selbst 
das einzige Beispiel der Abtrennung Norwegens von Schweden 
im Jahre 1905 genügen, um die „Undurchführbarkeit“ in diesem 
Sinne zu widerlegen. Drittens wäre es lächerlich zu bestreiten, 
daß bei einer kleinen Veränderung der gegenseitigen politischen 
und strategischen Beziehungen, zum Beispiel Deutschlands und 
Englands, heute oder morgen die Konstituierung neuer Staaten 
- etwa eines polnischen, indischen und ähnlichen - „durchfüh-
rbar“ sei. Viertens korrumpierte das Finanzkapital in seinem 
Suchen nach Expansion die „freieste“ demokratische und repub-
likanische Regierung und die gewählten Beamten eines belie-
bigen, wenn auch „unabhängigen“ Landes, und wird sie auch 
künftig „frei“ korrumpieren.
Die Herrschaft des Finanzkapitals, wie des Kapitals überhaupt, 
ist durch keinerlei Umgestaltungen auf dem Gebiete der poli-
tischen Demokratie zu beseitigen. Und das Selbstbestimmung-
srecht der Nationen liegt ganz und ausschließlich auf diesem 
Gebiete. Aber diese Herrschaft des Finanzkapitals hebt nicht im 
mindesten die Bedeutung der politischen Demokratie als einer 
freieren, weiteren und klareren Form der Klassenunterdrückung 
und der Klassenkämpfe auf. Daher führen alle Ausführungen 
über die „ Undurchführbarkeit“ im ökonomischen Sinne einer 
der Forderungen der politischen Demokratie unter dem Kapital-
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ismus zu einer theoretisch falschen Definition der allgemeinen 
und grundlegenden Beziehungen des Kapitalismus zur poli-
tischen Demokratie überhaupt.
Im zweiten Falle ist diese Behauptung unvollständig und un-
genau. Denn nicht nur das Selbstbestimmungsrecht der Na-
tionen, sondern alle grundlegenden Forderungen der politischen 
Demokratie sind beim Imperialismus nur unvollständig, ver-
stümmelt und als eine seltene Ausnahme (zum Beispiel die Ab-
trennung Norwegens von Schweden im Jahre 1905) „durchfüh-
rbar“. Die Forderung der sofortigen Befreiung der Kolonien, die 
von allen revolutionären Sozialdemokraten aufgestellt wird, ist 
ebenfalls beim Kapitalismus ohne eine Reihe von Revolutionen 
„undurchführbar“. Aber daraus folgt keinesfalls der Verzicht 
der Sozialdemokratie auf den sofortigen und entschiedenen 
Kampf für alle diese Forderungen. Das wäre ja nur in die Hand 
der Bourgeoisie und Reaktion gespielt. Ganz im Gegenteil, man 
muß alle diese Forderungen nicht reformistisch, sondern entsch-
ieden revolutionär formulieren, sich nicht auf den Rahmen der 
bürgerlichen Legalität beschränken, sondern diesen Rahmen 
zerbrechen, sich nicht mit dem parlamentarischen Auftreten und 
äußerlichen Protesten begnügen, sondern die Massen mit in den 
aktiven Kampf hineinziehen, den Kampf um jede demokratische 
Forderung bis zum direkten Ansturm des Proletariats auf die 
Bourgeoisie verbreiten und anfachen, das heißt ihn zur sozialis-
tischen Revolution, die die Bourgeoisie expropriiert, führen. Die 
sozialistische Revolution kann nicht nur aus einem großen Streik 
oder einer Straßendemonstration oder einem Hungeraufstand, 
einer Militärempörung oder einer Meuterei in den Kolonien, 
sondern aus einer beliebigen politischen Krise, wie der Dreyfus-
Affäre oder dem Zaberninzident, oder im Zusammenhang mit 
dem Referendum in der Frage der Abtrennung der unterdrück-
ten Nationen und ähnlichem mehr aufflammen.
Die Verstärkung der nationalen Unterjochung in der Ära des 
Imperialismus bedingt für die Sozialdemokraten nicht den Ver-
zicht auf den „utopischen“, wie ihn die Bourgeoisie bezeichnet, 
Kampf für die Freiheit der Abtrennung der Nationen, sondern 
ganz im Gegenteil eine verstärkte Ausnutzung aller Konflikte, 
die auch auf diesem Boden entstehen, als Veranlassung für Mas-
senaktionen und revolutionäre Kampfe gegen die Bourgeoisie.

3. Bedeutung des selbstbestimmungsrechts der nationen
und seine Beziehung zur föderation

Das Selbstbestimmungsrecht der Nationen bedeutet auss-
chließlich das Recht auf Unabhängigkeit im politischen Sinne, 
auf die Freiheit der politischen Abtrennung von der unterdrück-
enden Nation. Konkret bedeutet diese Forderung der politischen 
Demokratie die volle Freiheit der Agitation für die Abtrennung 
und die Lösung der Frage über die Abtrennung durch das Ref-
erendum der betreffenden, d.h. der unterdrückten Nation, so 
daß diese Forderung nicht der Forderung der Abtrennung, der 
Zerstückelung, der Bildung kleiner Staaten gleich ist. Sie ist 
nur ein folgerichtiger Ausdruck für den Kampf gegen jegliche 
nationale Unterjochung. Je mehr die demokratische Organisa-
tion des Staates bis zur vollständigen Freiheit der Abtrennung 
ausgestaltet ist, desto seltener und schwächer wird in der Prax-
is das Bestreben nach Abtrennung sein, denn die Vorteile der 
großen Staaten sind sowohl vom Standpunkt des ökonomischen 
Fortschritts als auch von demjenigen der Interessen der Massen 
zweifellos, wobei diese Vorteile mit dem Kapitalismus steigen. 
Die Anerkennung des Selbstbestimmungsrechts ist nicht gleich-
bedeutend mit der Anerkennung des Prinzips der Föderation. 
Man kann ein entschiedener Gegner dieses Prinzips, ein Anhän-
ger des demokratischen Zentralismus sein, aber der nationalen 
Nichtgleichberechtigung die Föderation als den einzigen Weg 
zum vollständigen demokratischen Zentralismus vorziehen.
Eben von diesem Standpunkt aus zog der Zentralist Marx sogar 
die Föderation zwischen Irland und England der Gewaltunter-
jochung Irlands durch England vor.
Das Ziel des Sozialismus ist nicht nur Aufhebung der Klein-
staaterei und jeder Absonderung von Nationen, nicht nur An-
näherung der Nationen, sondern auch ihre Verschmelzung. Und 

eben, um dieses Ziel zu erreichen, müssen wir einerseits die Mas-
sen über den reaktionären Charakter der Idee von Renner und 
Bauer (sogenannte „national-kulturelle Autonomie“) aufklären, 
anderseits aber die Befreiung der unterdrückten Nationen nicht 
in allgemeinen weitschweifigen Phrasen, nicht in nichtssagen-
den Deklamationen, nicht in der Form der Vertröstung auf den 
Sozialismus, sondern in einem klar und präzis formulierten poli-
tischen Programm fordern, und zwar in spezieller Bezugnahme 
auf die Feigheit und Heuchelei der „Sozialisten“ der unterdrück-
enden Nationen. Wie die Menschheit zur Abschaffung der Klas-
sen nur durch die Übergangsperiode der Diktatur der unter-
drückten Klasse kommen kann, so kann sie zur unvermeidlichen 
Verschmelzung der Nationen nur durch die Übergangsperiode 
der völligen Befreiung. das heißt Abtrennungsfreiheit aller un-
terdrückten Nationen kommen.

4. die proletarische, revolutionäre fragestellung
des selbstbestimmungsrechts der nationen

Nicht nur die Forderung des Selbstbestimmungsrechts der Na-
tionen, sondern alle Punkte unseres demokratischen Minimal-
programms wurden noch im 17. und 18. Jahrhundert von dem 
Kleinbürgertum aufgestellt. Und das Kleinbürgertum stellt sie 
alle jetzt noch utopisch auf. Es beachtet den Klassenkampf und 
seine Verstärkung unter dem Regime der Demokratie nicht, es 
glaubt an den „friedlichen Kapitalismus“. Genauso ist die das 
Volk irreführende Utopie der friedlichen Vereinigung der gle-
ichberechtigten Nationen beim Imperialismus die von den 
Kautskyanern verteidigt wird
Als Gegengewicht zu dieser spießbürgerlichen opportunis-
tischen Utopie muß das Programm der Sozialdemokratie als das 
Grundlegende, Wesentliche und Unvermeidliche beim Imperi-
alismus die Einteilung der Nationen in unterdrückte und unter-
drückende hervorheben.
Das Proletariat der unterdrückenden Nationen kann sich mit den 
allgemeinen, schablonenhaften, von jedem Pazifisten wieder-
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holten Phrasen gegen Annexionen und für die Gleichberechti-
gung der Nationen überhaupt nicht begnügen. Das Proletariat 
kann nicht an der für die imperialistische Bourgeoisie besonders 
unangenehmen Frage der Grenzen des Staates, die auf nation-
aler Unterjochung beruhen, stillschweigend vorbeigehen. Es 
kann sich des Kampfes gegen die gewaltsame Zurückhaltung 
der unterjochten Nationen in den Grenzen des vorhandenen 
Staates nicht enthalten, und eben dies heißt für das Selbstbestim-
mungsrecht der Nationen kämpfen. Das Proletariat muß die 
Freiheit der politischen Abtrennung der von „seiner“ Nation un-
terdrückten Kolonien und Nationen fordern. Andernfalls wird 
der Internationalismus des Proletariats zu leeren Worten; weder 
Vertrauen noch Klassensolidarität unter den Arbeitern der un-
terdrückten und der unterdrückenden Nation sind möglich; die 
Heuchelei der reformistischen und Kautskyschen Vertreter des 
Selbstbestimmungsrechts, die sich über die von „ihren eigenen 
Nationen“ unterdrückten und in „ihrem eigenen“ Staate gewalt-
sam zurückgehaltenen Nationen ausschweigen, bleibt dabei im-
mer noch unentlarvt.
Anderseits müssen die Sozialisten der unterdrückten Nationen 
auf die vollständige und bedingungslose, auch organisatorische 
Einheit der Arbeiter der unterdrückten Nation mit denen der 
unterdrückenden Nation besonders bestehen und sie ins Leben 
rufen. Ohne dies ist es unmöglich, auf der selbständigen Politik 
des Proletariats sowie auf seiner Klassensolidarität mit dem Pro-
letariat der anderen Länder bei all den verschiedenen Streichen, 
Verrätereien und Gaunereien der Bourgeoisie zu bestehen. Denn 
die Bourgeoisie der unterdrückten Nationen mißbraucht bestän-
dig die Losungen der nationalen Befreiung um die Arbeitet zu 
betrügen: in der inneren Politik benutzt sie diese Losungen zur 
reaktionären Verständigung mit der Bourgeoisie der herrschen-
den Nation (zum Beispiel die Polen in Osterreich und Rußland, 
die eine Abmachung mit der Reaktion treffen zur Unterdrückung 
der Juden und Ukrainer); in der äußeren Politik bemüht sie sich, 
sich mit einer der wetteifernden imperialistischen Regierungen 
zu verständigen, um ihre räuberischen Ziele zu verwirklichen 
(die Politik der kleinen Balkanstaaten u.a.m.).
Die Tatsache, daß der Kampf gegen eine imperialistische 
Regierung für die nationale Freiheit unter bestimmten Bedin-
gungen von einer andern „Großmacht“ für ihre ebenfalls im-
perialistischen Ziele ausgenutzt werden kann, kann die Sozial-
demokratie ebensowenig bewegen, auf die Anerkennung des 
Selbstbestimmungsrechts der Nationen zu verzichten, wie die 
mehrfachen Fälle der Ausnutzung der republikanischen Losun-
gen durch die Bourgeoisie in ihrer politischen Betrügerei und 
Finanzräuberei zum Beispiel in romanischen Ländern die Sozial-
demokratie auf ihren Republikanismus zu verzichten bewegen 
können.(1)

5. Marxismus und proudhonismus in der nationalfrage

Im Gegensatz zu den kleinbürgerlichen Demokraten sah Marx in 
allen demokratischen Forderungen ausnahmslos nicht etwas Ab-
solutes, sondern einen historischen Ausdruck des von der Bour-
geoisie geleiteten Kampfes der Volksmassen gegen den Feudal-
ismus. Es gibt keine der demokratischen Forderungen, die nicht 
unter bestimmten Umständen als Werkzeug des Betruges gegen 
die Arbeiter von seiten der Bourgeoisie dienen konnte oder gedi-
ent hätte. Daher wäre es theoretisch grundsätzlich falsch, eine 
der politischen Forderungen der Demokratie, nämlich das Selb-
stbestimmungsrecht der Nationen, in dieser Hinsicht auszuso-
ndern und den übrigen Forderungen entgegenzustellen. In der 
Praxis kann das Proletariat nur dann seine Selbständigkeit be-
wahren, wenn es den Kampf für alle demokratischen Forderun-
gen, die Republik nicht ausgenommen, dem revolutionären 
Kampf für die Niederwerfung der Bourgeoisie unterordnet. An-
derseits, im Gegensatz zu den Proudhonisten, die das nationale 
Problem „im Namen der sozialen Revolution“ verneinten, hob 
Marx in erster Linie, indem er hauptsächlich die Interessen des 
Klassenkampfes des Proletariats in den fortgeschrittenen Län-
dern im Auge hatte, das grundlegende Prinzip des International-
ismus und des Sozialismus hervor: Nie kann ein Volk. das andre 

Völker unterdrückt, frei sein.
Eben vom Standpunkt des Interesses der revolutionären Bewe-
gung der deutschen Arbeiter forderte Marx im Jahre 1848, daß 
die siegreiche Demokratie Deutschlands die Freiheit der von den 
Deutschen unterjochten Völker verkünden und verwirklichen 
solle. Eben vom Standpunkt des revolutionären Kampfes der 
englischen Arbeiter forderte Marx im Jahre 1869 die Abtrennung 
Irlands von England, wobei er hinzufügte: „obgleich nach der 
Trennung Föderation kommen mag“. Nur durch die Aufstellung 
einer solchen Forderung erzog Marx die Arbeiter Englands im 
wirklich internationalen Geiste. Nur auf diese Weise konnte er 
den Opportunisten und dem bürgerlichen Reformismus, der bis 
heute, nach Ablauf eines halben Jahrhunderts, diese irländische 
„Reform“ nicht verwirklicht hat, eine revolutionäre Lösung der 
gegebenen historischen Aufgabe entgegenstellen. Nur so war 
Marx imstande, im Gegensatz zu den Verteidigern des Kapi-
tals, welche die Freiheit der Abtrennung der kleinen Nationen 
als eine Utopie und als undurchführbar erklärten und nicht 
nur die ökonomische, sondern auch die politische Konzentra-
tion als fortschrittlich bezeichneten, die Fortschrittlichkeit dieser 
Konzentration nicht imperialistisch zu vertreten. Nur so war er 
imstande, die Annäherung der Nationen nicht auf dem Wege 
der Vergewaltigung, sondern der freien Vereinigung der Prole-
tarier aller Länder zu verteidigen. Nur so war es Marx möglich, 
der äußerlichen, oft heuchlerischen Anerkennung der Gleich-
berechtigung und des Selbstbestimmungsrechts der Nationen 
den revolutionären Kampf der Massen auch auf dem Gebiete der 
nationalen Frage entgegenzustellen.
Der imperialistische Krieg der Jahre 1914-1916 und der durch ihn 
aufgedeckte Augiasstall von Heuchelei der Opportunisten und 
Kautskyaner haben aufs anschaulichste die Richtigkeit dieser 
Politik von Marx bewiesen. Diese Politik soll als Muster für alle 
fortgeschrittenen Länder gelten, denn jedes von ihnen unter-
drückt jetzt fremde Nationen.(2)

6. drei typen von ländern in Bezug
auf das selbstbestimmungsrecht der nationen

Es sind drei Haupttypen von Ländern in dieser Hinsicht zu un-
terscheiden:
I. Die fortgeschrittenen kapitalistischen Länder Westeuropas und 
die Vereinigten Staaten von Amerika. Die bürgerlich-fortschrit-
tliche nationale Bewegung ist hier längst beendet. Jede dieser 
„großen“ Mächte unterdrückt fremde Nationen in den Kolo-
nien sowie im eigenen Lande. Die Aufgaben des Proletariats der 
herrschenden Nationen sind hier eben dieselben, wie sie im 19 
Jahrhundert in England in bezug auf Irland waren.(3)
II. Osteuropa: Österreich, der Balkan und insbesondere Ruß-
land. Hier hat das 20. Jahrhundert besonders die bürgerlich-
demokratischen nationalen Bewegungen entwickelt und den 
nationalen Kampf verschärft. Das Proletariat dieser Länder kann 
die Aufgaben der konsequenten Durchführung der bürgerlich-
demokratischen Revolution nicht erfüllen und den sozialistisch-
en Revolutionen der anderen Länder nicht beistehen, ohne das 
Selbstbestimmungsrecht der Nationen zu verteidigen. Besonders 
schwierig und wichtig ist hier die Aufgabe der Verschmelzung 
des Klassenkampfes der Arbeiter der unterdrückten und der der 
unterdrückenden Nationen.
III. Die Halbkolonien, wie China, Persien, die Türkei. und alle 
Kolonien mit einer Bevölkerung von zirka 1.000 Millionen Men-
schen. Die bürgerlich-demokratischen Bewegungen sind hier 
teilweise kaum im Anfangsstadium, teilweise noch lange nicht 
beendet. Die Sozialisten haben nicht nur die bedingungslose und 
sofortige Befreiung der Kolonien zu fordern - diese Forderung 
bedeutet aber politisch nichts anderes als die Anerkennung des 
Selbstbestimmungsrechts der Nationen - sondern sie müssen 
auch revolutionäre Elemente in den bürgerlich-demokratischen 
nationalen Befreiungsbewegungen in diesen Ländern entschie-
den unterstützen und ihrer Auflehnung, ihren Aufständen, res-
pektive ihrem revolutionären Kriege gegen die sie unterjochen-
den imperialistischen Staaten beistehen.
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7. der sozialchauvinismus und das
selbstbestimmungsrecht der nationen

Die imperialistische Epoche und der Krieg 1914-1916 haben die 
Aufgabe des Kampfes gegen den Chauvinismus und National-
ismus in den fortgeschrittenen Ländern besonders hervorgeho-
ben. In bezug auf die Frage des Selbstbestimmungsrechts der 
Nationen gibt es zwei Hauptschattierungen unter den Sozial-
chauvinisten, das heißt den Opportunisten und Kautskyanern, 
die den imperialistischen, reaktionären Krieg durch den Begriff 
der „Vaterlandsverteidigung“ zu beschönigen suchen.
Einerseits sehen wir die direkten Diener der Bourgeoisie, welche 
die Annexionen verteidigen, weil der Imperialismus und die poli-
tische Konzentration fortschrittlich seien, und das Selbstbestim-
mungsrecht der Nationen ablehnen, weil es utopisch, illusorisch, 
spießbürgerlich usw. sei. Dazu gehören: Cunow, Lensch, Parvus 
und die äußersten Opportunisten in Deutschland, ein Teil der 
Fabier und Führer der Trade-Unions in England, in Rußland die 
Opportunisten Semkowski, Libman, Jurkewitsch u.a.m., die ge-
gen das Selbstbestimmungsrecht auftreten und so die alten An-
nexionen des Zarismus (Finnland etc.) verteidigen.
Anderseits sehen wir die Kautskyaner, zu denen auch Vandervel-
de, Renaudel und mehrere Pazifisten Englands und Frankreichs 
gehören. Sie treten ein für die Einheit mit den ersteren und un-
terscheiden sich von diesen in der Praxis nicht, da sie das Selbst-
bestimmungsrecht der Nationen nur äußerlich und heuchlerisch 
verteidigen. Sie finden, „es sei zuviel verlangt“ (Kautsky, „Die 
Neue Zeit“‘, 16. IV. 15), wenn man die Forderung der Freiheit 
der politischen Abtrennung aufstellt; sie bestehen nicht auf 
der Notwendigkeit der revolutionären Taktik der Sozialisten 
gerade der unterdrückenden Nationen, ganz im Gegenteil, sie 
vertuschen deren revolutionäre Pflichten, rechtfertigen ihren 
Opportunismus, erleichtern ihren Betrug an den Völkern, ver-
meiden gerade die Frage der Grenzen des Staates, der die nich-
tgleichberechtigten Nationen gewaltsam unter seiner Herrschaft 
zurückhält, usw.
Die einen wie die andern sind die gleichen Opportunisten, die 
den Marxismus prostituieren, indem sie jede Fähigkeit, die theo-
retische Bedeutung und praktische Unentbehrlichkeit der Taktik 
von Marx, die durch das Beispiel Irlands erläutert wurde, zu be-
greifen, verloren haben.
Was die Annexionen anbetrifft, so ist diese Frage im Zusam-
menhang mit dem Krieg besonders aktuell geworden. Aber was 
bedeutet eigentlich Annexion? Es ist leicht, sich davon zu über-
zeugen, daß jeder Protest gegen Annexionen nichts anderes als 
entweder die Anerkennung des Selbstbestimmungsrechts der 
Nationen bedeutet oder eine leere pazifistische Phrase ist, die den 
Status quo verteidigt und jede Gewalt, sei sie auch revolutionärer 
Natur, verabscheut. Ähnliche Phrasen sind grundsätzlich falsch 
und mit dem Marxismus unvereinbar.

8. die konkreten aufgaben des proletariats
in der nächsten zukunft

Die sozialistische Revolution kann in der nächsten Zukunft be-
ginnen. In diesem Falle wäre die sofortige Aufgabe des Prole-
tariats die Erkämpfung der politischen Macht, die Expropria-
tion der Banken und die Verwirklichung anderer diktatorischer 
Maßregeln. Die Bourgeoisie - und besonders die Intelligenz vom 
Typus der Fabier und Kautskyaner - wird sich bemühen, die Rev-
olution in solch einem Augenblick zu zerstückeln und zu brem-
sen, indem sie ihr beschränkte demokratische Ziele vorschreiben 
wird. Wenn alle rein demokratischen Forderungen imstande 
sind, beim schon beginnenden Ansturm der Proletarier gegen 
die Grundlagen der Macht der Bourgeoisie der Revolution im 
gewissen Sinne im Wege zu stehen, so wird die Notwendigkeit, 
die Freiheit aller unterjochten Völker (das heißt das Selbstbestim-
mungsrecht) zu verkünden und zu verwirklichen, ebenso aktuell 
während der sozialistischen Revolution, wie sie es für den Sieg 
der bürgerlich-demokratischen Revolution war, zum Beispiel in 
Deutschland im Jahre 1848 oder in Rußland im Jahre 1905.
Möglicherweise werden aber bis zum Beginn der sozialistischen 

Revolution noch 5, 10 oder noch mehr Jahre verfließen. Es wird 
auf der Tagesordnung eine solche revolutionäre Erziehung der 
Massen stehen, die die Zugehörigkeit der Sozialchauvinisten 
und Opportunisten zur Arbeiterpartei, ebenso wie deren Sieg, 
ähnlich wie in den Jahren 1914-1916, unmöglich machen wird.
Die Sozialisten werden den Massen zu erklären haben, daß 
die Sozialisten Englands, welche die Freiheit der Abtren-
nung der Kolonien sowie Irlands nicht fordern, die Sozialisten 
Deutschlands, welche ebenfalls die Freiheit der Abtrennung der 
Kolonien sowie Elsaß-Lothringens, der Polen und der Dänen 
nicht fordern, die unmittelbare revolutionäre Propaganda und 
revolutionäre Massenaktion gegen die nationale Unterdrückung 
nicht verbreiten und solche Vorkommnisse wie den Zaberninzi-
dent nicht zur breitesten illegalen Propaganda unter dem Prole-
tariat der unterdrückenden Nation, zu Straßendemonstrationen 
und revolutionären Massenaktionen ausnutzen, die Sozialisten 
Rußlands, welche die Freiheit der Abtrennung Finnlands, Pol-
ens, der Ukraine u.a. nicht verlangen, usw. daß solche Sozial-
isten als Chauvinisten, als Lakaien der von Blut und Schmutz 
triefenden imperialistischen Monarchien und imperialistischen 
Bourgeoisie handeln.

9. die stellungnahme der russischen und polnischen
sozialdemokratie und der zweiten Internationale

zum selbstbestimmungsrecht der nationen

Die Meinungsverschiedenheiten unter den revolutionären So-
zialdemokraten Rußlands und Polens in der Frage des Selb-
stbestimmungsrechts der Nationen traten schon im Jahre 1903 
auf dem Parteitag hervor, auf dem das Programm der SDAP 
Rußlands angenommen wurde und gegen die Proteste der Del-
egierten der polnischen Sozialdemokratie auch der Paragraph 
9 des Programms angenommen wurde, der das Selbstbestim-
mungsrecht der Nationen formuliert. Seither wurde von den 
Vertretern der polnischen Sozialdemokratie nie die Forderung 
wiederholt, den Paragraphen 9 aus dem Programm zu entfern-
en oder ihn irgendwie anders zu formulieren. In Rußland, wo 
zu den unterjochten Nationen nicht weniger als 57 Prozent der 
Gesamtbevölkerung (mehr als 100 Millionen) gehören, wo diese 
Nationen hauptsächlich die Grenzgebiete des Staates bewohnen, 
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wo ein Teil dieser Nationen sich oft auf einer höheren Stufe der 
Kultur befindet als die Großrussen, wo die politischen Verhält-
nisse besonders barbarisch sind und nicht selten an das Mitte-
lalter erinnern, wo die bürgerlich-demokratische Revolution 
noch nicht vollendet ist - in Rußland ist die Anerkennung des 
Rechts der vom Zarismus unterjochten Nationen auf die Freiheit 
der Abtrennung von Rußland für die Sozialdemokratie, ihrer 
demokratischen und sozialistischen Aufgaben wegen, eine bed-
ingungslose Pflicht. Unsere Partei, die im Januar 1912 wiederauf-
gebaut worden ist, hat im Jahre 1913 eine Resolution angenom-
men, die das Selbstbestimmungsrecht der Nationen wiederholt 
und es gerade im obenerwähnten Sinne erläutert. 
Die Entfaltung des großrussischen Chauvinismus unter der 
Bourgeoisie sowie unter den opportunistischen Sozialisten 
(Rubanowitsch, Plechanow, „Nasche Delo“ u.a.m.) in den Jahren 
1914-1916 veranlaßt uns, um so mehr auf dieser Forderung zu 
bestehen und gleichzeitig zu erklären, daß diejenigen, die diese 
Forderung ablehnen, praktisch den Chauvinismus der Großrus-
sen sowie den Zarismus unterstützen. Unsere Partei erklärt, daß 
sie für ein solches Auftreten gegen das Selbstbestimmungsrecht 
jedwede Verantwortung aufs entschiedenste ablehnt. 
In der neuesten Formulierung der Position der polnischen Soz-
ialdemokratie in der Nationalfrage (Erklärung auf der Zimmer-
walder Konferenz) sind folgende Gedanken enthalten: 
Diese Erklärung geißelt die deutsche usw. Regierung, weil sie 
die „polnischen Länder“ wie ein Pfand im künftigen Spiel der 
Kompensationen behandeln, „ohne dem polnischen Volk die Entsc-
heidung über seine Geschicke einzuräumen“. „Die polnische Sozial-
demokratie legt den entschiedensten und feierlichsten Protest ein 
gegen dieses Zerschneiden und Zerfleischen eines ganzen Landes.“ Sie 
geißelt die Sozialisten, welche den Hohenzollern .. . „die Erlösung 
der unterdrückten Völker übertrugen“. Sie spricht die Überzeugung 
aus, daß nur die Teilnahme an diesem bevorstehenden Kampf des 
revolutionären internationalen Proletariats um den Sozialismus 
„die Fesseln der nationalen Unterdrückung sprengen und jede Fremd-
herrschaft aufheben wird, dem polnischen Volke die Möglichkeit einer 
freien, allseitigen Entwicklung als einem gleichberechtigten Glied 
in der Internationale der Völker sichern wird“. Sie erkennt den 
Krieg „für die Polen“ als „doppelt brudermörderischen“ (Bulletin 
der ISK Nr. 2, 27. IX. 1915, Bern, S. 15).
Von der Anerkennung des Selbstbestimmungsrechts untersche-
iden sich diese von uns unterstrichenen Sätze im Grunde genom-
men nicht. Sie leiden nur an einer größeren Weitschweifigkeit 
und Unbestimmtheit der politischen Formulierungen als die 
Mehrzahl der Programme und Resolutionen der zweiten Inter-
nationale.
Jeder Versuch, diese Gedanken politisch klar zu formulieren und 
ihre Anwendung auf die kapitalistische oder auch nur sozialis-
tische Ordnung zu bestimmen, wird die Irrigkeit der Ablehnung 
des Selbstbestimmungsrechts der Nationen von Seiten der pol-
nischen Sozialdemokratie noch anschaulicher beweisen,
Der Beschluß des Londoner internationalen sozialistischen Kon-
gresses im Jahre 1896, der das Selbstbestimmungsrecht der Na-
tionen anerkennt, muß auf Grund der oben aufgestellten Thesen 
ergänzt werden, mit dem Hinweis 1. auf die besondere Unent-
behrlichkeit dieser Forderung unter der Herrschaft des Imperial-
ismus 2. auf die historische Bedingtheit und den Klassencharakter 
aller Forderungen der politischen Demokratie, der vorliegenden 
nicht ausgenommen 3. auf die Notwendigkeit, die konkreten 
Aufgaben der Sozialdemokratie der unterdrückenden Nationen 
von denen der Sozialdemokratie der unterdrückten zu untersc-
heiden 4. auf die inkonsequente, rein äußerliche und infolgedes-
sen in ihrer politischen Bedeutung heuchlerische Anerkennung 
des Selbstbestimmungsrechts der Nationen von seiten der Op-
portunisten und Kautskyaner: 5. auf die tatsächliche Ähnlichkeit 
zwischen den Chauvinisten und denjenigen Sozialdemokraten, 
besonders der Nationen der „Großmächte“ (Großrussen, Anglo-
Amerikaner, Deutsche, Franzosen, Italiener, Japaner u. a.), die 
nicht auf der Freiheit der Abtrennung der Kolonien und Nation-
en bestehen, welche von „ihren“ Nationen unterdrückt werden; 
6. auf die Notwendigkeit, den Kampf für diese sowie für alle 
grundlegenden Forderungen der politischen Demokratie dem 

unmittelbaren revolutionären Massenkampf für die Beseitigung 
der kapitalistischen Ordnung und für die Verwirklichung des 
Sozialismus unterzuordnen.
Der Kampf der Sozialdemokratie der kleinen Nationen insbeson-
dere der polnischen Sozialdemokratie, gegen die das Volk betrü-
genden nationalistischen Losungen ihrer Bourgeoisie führte sie 
zur Ablehnung des Selbstbestimmungsrechts der Nationen.
Die Übertragung dieses Standpunktes auf die gesamte Interna-
tionale wäre theoretisch falsch; es hieße den Proudhonismus an 
Stelle des Marxismus setzen und wäre eine unbewußte Unter-
stützung des gefährlichsten Chauvinismus und Opportunismus 
der großstaatlichen Nationen.
Die Redaktion des „Sozial-Demokrat“,
Zentralorgan der Sozialdemokratischen Arbeiterpartei Rußlands
Postskriptum. In der soeben erschienenen „Neuen Zeit“ vom 
3. März 1916 reicht Kautsky dem Vertreter des schmutzigsten 
deutschen Chauvinismus, Austerlitz, offen die christliche Versöh-
nungshand, indem er für das habsburgische Österreich die 
Freiheit der Abtrennung der unterdrückten Nationen ablehnt, 
für Russisch-Polen aber, um Hindenburg und Wilhelm II einen 
Lakaiendienst zu erweisen, anerkennt. Eine bessere Selbstentlar-
vung des Kautskymus könnte man sich schwerlich wünschen!

fußnoten von Wladimir Iljitsch lenin
(1) Selbstverständlich ist es ganz lächerlich, das Selbstbestimmung-
srecht darum abzulehnen, weil daraus angeblich die Anerkennung 
der „Vaterlandsverteidigung“ hervorgehen muß. Mit demselben Re-
cht - das heißt mit demselben Unrecht - berufen sich die Sozialchau-
vinisten in den Jahren 1914-1916, um die „Vaterlandsverteidigung“ 
zu rechtfertigen, auf jede beliebige Forderung der Demokratie (zum 
Beispiel die der Republik) oder auf jede beliebige Formulierung des 
Kampfes gegen die nationale Unterdrückung. Der Marxismus lehnt 
die Vaterlandsverteidigung im imperialistischen Krieg 1914 bis 1916 
auf Grund einer konkret-historischen Analyse der Bedeutung dieses 
Krieges ab, und nicht ausgehend von einem „allgemeinen Prinzip“ 
oder einem einzelnen Programmpunkt. Ebenso hat der Marxismus, 
auf Grund einer solchen Analyse, in Europa die Landesverteidigung 
zum Beispiel in solchen Kriegen wie denen der Großen Französis-
chen Revolution oder der Garibaldianer anerkannt.
(2) Oft wird behauptet - zum Beispiel letzthin von dem deutschen 
Chauvinisten Lensch in Nr. 8 und 9 der „Glocke“ -, daß das negative 
Verhalten von Marx zur Nationalbewegung einiger Völker, wie zum 
Beispiel zur Bewegung der Tschechen im Jahre 1848 die Unnötigkeit 
des Anerkennens des Selbstbestimmungsrechts vom Standpunkt des 
Marxismus beweise. Das ist aber falsch. Denn im Jahre 1848 waren 
ebenso historische wie politische Gründe vorhanden, um zwischen 
„reaktionäre und revolutionären demokratischen“ Nationen zu un-
terscheiden. Marx hatte recht, als er die ersten verurteilte und für 
die zweiten Partei ergriff. Das Selbstbestimmungsrecht ist eine der 
Forderungen der Demokratie, die natürlich dem Kriterium der Ge-
samtinteressen der Demokratie unterliegt. In den Jahren 1848 und 
den folgenden forderten diese Gesamtinteressen in erster Linie den 
Kampf gegen den Zarismus.
(3) In einigen Kleinstaaten, die am Kriege 1914-1916 nicht beteiligt 
sind, wie zum Beispiel Holland und die Schweiz, nutzt die Bourgeoi-
sie energisch die Losung des Selbstbestimmungsrechts der Nationen 
aus, um die Teilnahme an dem jetzigen imperialistischen Kriege zu re-
chtfertigen. Das ist einer der Beweggründe, die der Sozialdemokratie 
solcher Länder zur Ablehnung des Selbstbestimmungsrechts der 
Nationen Anstoß gaben. Die richtige proletarische Politik, nämlich 
die Ablehnung der „Vaterlandsverteidigung“ im imperialistischen 
Kriege, rechtfertigen sie mit Hilfe unrichtiger Argumente. Man er-
hält in der Theorie eine Verstümmelung des Marxismus und in der 
Praxis eine Art kleinstaatlicher Beschränktheit, die Ignorierung von 
Hunderten von Millionen einer Bevölkerung, die von großstaatlichen 
Nationen unterjocht sind. Genosse Gorter hat unrecht, wenn er in 
seiner prächtigen Broschüre „Der Imperialismus, der Weltkrieg und 
die Sozialdemokratie“ das Prinzip des Selbstbestimmungsrechts 
ablehnt. Aber praktisch wendet er ganz richtig eben dieses Prinzip 
an, wenn er die sofortige „politische und nationale Unabhängigkeit“ 
Niederländisch-Indiens fordert und die holländischen Opportunis-
ten dafür geißelt, daß sie auf die Aufstellung dieser Forderung und 
auf den Kampf für dieselbe verzichten.
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Im folgenden veröffentlichen wir einen Brief von Leo Trotzki über die 
Rolle der jüdischen und allgemein der migrantischen ArbeiterInnen 
im Klassenkampf und der revolutionären ArbeiterInnenbewegung. 

Dieser Brief vom 10. Mai 1930 erschien in der ‚Klorkeit‘ Nr. 3, in Paris 
im Mai 1930 unter dem Titel „Die Rolle der jüdischen Arbeiter in der 
Arbeiterbewegung in Frankreich“. Er wurde in englischer Sprache in 
der Broschüre „Leon Trotsky: On the Jewish Question“ veröffentlicht 
(Pathfinder Press, 1970). Die Übersetzung haben wir der Broschüre 
„Leo Trotzki: Nationale Frage und nationale Minderheiten. (Tony Cliff: 
Die Permanente Revolution)“ in der „Reihe marxistischer Klassiker“ 
der Gruppe „Internationale Sozialisten“ entnommen.

Redaktion des FAREV

* * *

Liebe Genossen,
 vielen Dank für Euren durch und durch interessanten Brief, der 
mir zum ersten Mal einen Überblick über die jüdische Arbeiter-
bewegung in Westeuropa gab. Ich freue mich über den Ton des 
aktiven Optimismus, der von Euren Zeilen ausgeht und der sich-
erlich den Geist Eurer Organisation widerspiegelt. Zusätzlich hat 
Genosse Fr. [Pierre Frank] mir schon mit großer Sympathie über 
den kämpferischen Geist der jüdischen Oppositionsgruppe in 
Paris berichtet. Es ist eine interessante Idee, ‚Klorkeit‘ in ein inter-
nationales jüdisches Organ umzuwandeln. Aber bis jetzt habe ich 
noch kein klares Bild, was das für Bezüge für die eingebundenen 
nationalen Bewegungen und Oppositionsorganisationen mit 
sich bringen würde. Je mehr Klorkeit im technischen Sinn ‚inter-
national‘ wird, desto mehr muß sie einen theoretisch-propagan-
distischen Charakter annehmen und wird konsequenterweise 
nicht mehr in der Lage sein, sich mit den spezifischen Problemen 
eines jeden einzelnen Landes zu beschäftigen. Ich halte daran 
fest, daß ohne Zweifel für die jüdischen Arbeiter in Frankreich, 
wie in anderen Ländern, die größte Verpflichtung existiert, an 
der Arbeiterbewegung in dem Land in dem sie leben, arbeiten 
und kämpfen, teilzunehmen. Sehen sich die jüdischen Arbeiter 
in Frankreich in ihrer Mehrheit als dauerhafte Emigranten oder 
haben sie vor, das Land in der nächsten Zukunft zu verlassen? 
Ich glaube, das erste ist eher richtig. Ist das der Fall, ist es sehr 
wichtig, die französische Sprache zu erlernen. In der gegebenen 
Situation ist dies nicht nur das individuelle Interesse einer jeden 
Person, sondern auch im politischen Interesse der französischen 
und internationalen Arbeiterklasse. 60.000 jüdische Arbeiter in 
Paris sind eine große Kraft. Vor allem repräsentieren die auslän-
dischen Arbeiter einen großen Faktor in der Entwicklung des 
Landes sogar noch mächtiger als die der Neger in Amerika, mit 
denen sie ihren Paria-Status gemeinsam haben.
Traditionell haben die rein französischen Organisationen keinen 
Massencharakter. Bis zu einem gewissen Maß haben sie eine Ba-
sis in der politischen und gewerkschaftlichen „Aristokratie“ der 
Arbeiterklasse. Die übergroße Mehrheit bleibt unorganisiert und 
distanziert von den Aktivitäten der politischen und Gewerk-

schaftsorganisationen. In Frankreich ist das die Kardinalfrage. 
Für mich sieht es so aus, daß die Rolle, die die ausländischen 
Arbeiter in Frankreich heute spielen, den starken Konservatis-
mus des Landes durcheinanderbringen wird. Die allergrößte 
Mehrheit der ausländischen Arbeiter gehört zu den niedrigsten 
Schichten des Proletariats des Landes. Deshalb sind sie den un-
teren Schichten des einheimischen Proletariats nahe, an sie ge-
bunden und teilen das gleiche Schicksal. Die unteren Schichten 
des eingeborenen Proletariats haben die größte Distanz zu den 
offiziellen Organisationen. Die ausländischen Arbeiter haben 
ein anderes Bewußtsein, weil sie fremd sind; ein Emigrantenbe-
wußtsein, mobiler, empfänglicher für revolutionäre Ideen. Das 
ist der Grund, warum bei den ausländischen Arbeitern der Kom-
munismus die Perspektive eines mächtigen Instruments zum 
Eindringen in die tiefsten Schichten der französischen Arbeiterk-
lasse besitzt. Die ausländischen Arbeiter dienen zur revolution-
ären Befruchtung der französischen Arbeiterklasse.
Eure Gruppe, wie andere Gruppen auch, muß ein klares Verstän-
dnis für diese große historische Mission haben. Selbstverstän-
dlich nicht im Geist eines nationalen messianistischen Stolzes 
- hiervon kann keine Rede sein - aber im Geist einer großen in-
ternationalen Verpflichtung. In dieser Verbindung stelle ich die 
Frage des Charakters der ‚Klorkheit‘. Sie wird natürlich nicht 
dazu dienen, die jüdischen Arbeiter von der Arbeiterbewegung 
der spezifischen Länder wegzureißen, was zuvor mit der Presse 
des jüdischen „Bund“ der Fall war. Sondern im Gegenteil - sie in 
das Leben eben dieser Arbeiterklasse einzubringen.
Was die generelle Opposition betrifft, muß sie unter den auslän-
dischen Arbeitern ein Arbeitsfeld entwickeln, und das nicht nur, 
weil es wichtig ist, sondern weil historisch günstige Bedingun-
gen bestehen. Der Bürokratismus der offiziellen Parteiorganisa-
tion [der Kommunistischen Partei - der Hrsg.], der alles zerstört, 
verletzt am schlimmsten an der schwächsten Stelle, und dies 
sind natürlich die ausländischen Arbeiter. Aufgrund ihrer sozial 
niedrigeren Position neigen die Letzteren dazu, kritisch zu sein. 
Ich glaube, daß es möglich ist, durch eine große bewußte und 
wirklich selbstaufopfernde Aktion die Opposition als Kristal-
lisationszentrum der Mehrheit der ausländischen Arbeiter auf-
zubauen.
Meine herzlichsten Grüße an alle Mitglieder der Gruppe
Euer L. Trotzki (Prinkipo, Türkei) 

bRIEF An dIE ‘KloRKEIT’ und 
An dIE jüdISchEn ARbEITER In 

FRAnKREIch
Von Leo Trotzki (1930)

Aus dem Archiv des Marxismus
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Im folgenden veröffentlichen wir den Text einer Diskussion zwischen 
Leo Trotzki und Arne Swabeck. Swabeck wurde 1890 geboren und 
war dänischer Herkunft. Er trat vor dem I. Weltkrieg der deutschen 

Sozialdemokratie bei. Er wanderte 1916 in die USA aus und spielte 
eine wichtige Rolle beim linken Flügel der Sozialistischen Partei sowie 
der Gewerkschaft International Workers of the World. Er war Gründ-
ungsmitglied der Kommunistischen Partei und nahm eine zentrale 
Stellung in der Gewerkschaftarbeit ein, wo er den linken Flügel der 
Chicago Federation of Labor anführte und die Bergarbeiter-Zeitung der 
KP herausgab. Er wurde 1928 mit Cannon und Shachtman aus der KP 
ausgeschlossen und gründete mit diesen die trotzkistische “Communist 
League of America” (CLA), in der er lange Zeit führend tätig war.
Die hier abgedruckte Mitschrift der Diskussion mit Trotzki fand am 28. 
Februar 1933 in dessen Exil auf der türkischen Insel Prinkipo statt. Sie 
wurde wenig später in einem Internen Bulletin der CLA abgedruckt. 
Die US-amerikanische Socialist Workers Party veröffentlichte den Text 
in englischer Sprache in der Broschüre “Leon Trotzky on Black Nation-
alism & Self-Determination”. (Pathfinder Press, 1967, 1978)
Die Übersetzung haben wir der Broschüre „Leo Trotzki: Nationale 
Frage und nationale Minderheiten. (Tony Cliff: Die Permanente Revo-
lution)“ in der „Reihe marxistischer Klassiker“ der Gruppe „Interna-
tionale Sozialisten“ entnommen.

Redaktion des FAREV

* * *

swabeck: In dieser Frage haben wir innerhalb der Amerikanis-
che Liga keine nennenswerten Differenzen; wir haben aber auch 
noch kein Programm formuliert. Ich stelle deshalb nur die Ge-
danken vor, die wir generell dazu entwickelt haben.
Wie müssen wir die Position des amerikanischen Negers betra-
chten: Als die einer nationalen oder einer rassischen Minderheit? 
Das ist für unser Programm von größter Wichtigkeit.
Die Stalinisten haben noch immer als ihren Hauptslogan den der 
Selbstbestimmung für die Neger und fordern damit im Zusam-
menhang einen getrennten Staat und staatliche Rechte für die 
Neger im Schwarzen Gürtel. Die praktische Anwendung dieser 
letzten Forderung hat viel Opportunismus an den Tag gebracht. 
Auf der anderen Seite gebe ich zu, daß die (Kommunistische) 
Partei in der praktischen Arbeit unter den Negern trotz vieler 
Fehler einiges erreicht hat. Zum Beispiel bei den Streiks in der 
Textilindustrie im Süden, wo die Farbschranken in großem Maße 
zusammengebrochen sind.
Weisbord stimmt, soweit ich weiß, mit der Parole der Selbst-
bestimmung und des Rechts auf einen eigenen Staat überein. Er 
behauptet, daß sei die Anwendung der Theorie der permanenten 
Revolution auf Amerika.
Wir wollen von der wirklichen Situation Ausgehen: Es gibt un-
gefähr 13 Millionen Neger in Amerika; die Mehrzahl davon in 
den Südstaaten (dem Schwarzen Gürtel). In den Nordstaaten 
sind die Neger als Industriearbeiter in den industriellen Gemein-
den konzentriert; im Süden sind sie hauptsächlich Bauern und 
Naturalpächter.
Trotzki: Pachten Sie ihr Land vom Staat oder von privaten 
Eigentümern?
swabeck: Von privaten Eigentümern, von weißen Farmern und 
Plantagenbesitzern; einige Neger besitzen das Land, auf dem sie 
arbeiten, selbst.
Die Negerbevölkerung des Nordens wird ökonomisch, sozial 
und kulturell niedergehalten; im Süden geschieht das durch 

die unterdrückerischen Jim Crow Bedingungen. Sie sind von 
vielen wichtigen Gewerkschaften ausgeschlossen. Während und 
seit dem Krieg hat die Migration vom Süden her zugenommen; 
heute leben vielleicht vier bis fünf Millionen Neger im Norden. 
Die Negerbevölkerung im Norden ist überwiegend proletarisch, 
aber auch im Süden nimmt die Proletarisierung zu.
Heute hat keiner der Staaten im Süden eine Negermehrheit. Das 
unterstreicht die große Wanderung in den Norden. Wir stellen 
die Frage folgendermaßen: Sind die Neger in einem politischen 
Sinn eine nationale Minderheit oder eine rassische? Die Neger 
sind völlig assimiliert, amerikanisiert worden, und ihr Leben in 
Amerika hat die Traditionen der Vergangenheit überwunden, 
modifiziert, verändert. Wir können die Neger nicht als eine na-
tionale Minderheit in dem Sinn betrachten, daß sie eine eigene 
Sprache hätten. Sie haben keine besonderen nationalen Sitten, 
oder eine eigene nationale Kultur oder Religion, und sie haben 
auch keine besonderen nationalen Minderheitsinteressen. In 
diesem Sinn kann man unmöglich von ihnen als nationale Min-
derheit sprechen. Wir sind deshalb der Meinung, daß die ameri-
kanischen Neger eine rassische Minderheit sind, deren Stellung 
und Interessen den Klassenbeziehungen im Land untergeordnet 
und von ihnen abhängig sind.
Für uns stellen die Neger einen wichtigen Faktor im Klassen-
kampf, fast einen ausschlaggebenden, dar. Sie sind ein wichti-
ger Teil des Proletariats. Es gibt in Amerika auch eine Neger-
Kleinbourgeoisie, aber nicht so mächtig oder einflußreich, und 
sie spielt auch nicht die Rolle, die die Kleinbourgeoisie und die 
Bourgeoisie bei den national unterdrückten (kolonialen) Völkern 
spielt.
Der stalinistische Slogan der „Selbstbestimmung“ beruht 
hauptsächlich auf einer Einschätzung der amerikanischen Neger 
als nationale Minderheit, die als Verbündeter zu gewinnen sei. 
Für uns stellt sich die Frage: Wollen wir die Neger als Verbün-
dete auf solch einer Basis gewinnen, und wen wollen wir gewin-
nen, das Neger-Proletariat oder die Neger-Kleinbourgeoisie? Uns 
scheint es, daß wir mit diesem Slogan vorallem die Kleinbour-
geoisie gewinnen werden, und wir können kein großes Interesse 
daran haben, sie auf dieser Grundlage als Verbündete zu gewin-
nen. Wir wissen, daß die armen Bauern und Naturalpächter die 
engsten Verbündeten des Proletariats sind, aber wir sind der 
Meinung, daß sie als solche vorallem auf der Basis des Klassen-
kampfes gewonnen werden können. Ein Kompromiß in dieser 
prinzipiellen Frage würde die kleinbürgerlichen Verbündeten 
dem Proletariat und auch den armen Bauern vorziehen. Wir 
erkennen die Existenz bestimmter Phasen der Entwicklung an, 
die auch besondere Slogans erfordern. Aber der stalinistische 
Slogan scheint uns direkt zur „demokratischen Diktatur der 
Arbeiter und Bauern“ zu führen. Die Einheit der Arbeiter, der 
schwarzen und weißen, müssen wir vorbereiten, indem wir von 
einer Klassenbasis ausgehen, aber dabei ist es notwendig, auch 
die Rassenprobleme anzuerkennen und zusätzlich zu den Klas-
senslogans auch Slogans zur Rassenfrage vorzubringen. Wir sind 
der Meinung, daß in dieser Hinsicht der Hauptslogan sein sollte 
„soziale, politische und ökonomische Gleichheit für die Neger“ 
sowie auch weitere Slogans, die sich davon ableiten. Dieser Slo-
gan ist natürlich ganz verschieden von dem stalinistischen Slo-
gan der Selbstbestimmung für eine nationale Minderheit. Die 
Führer der (Kommunistischen) Partei behaupten, daß die Neger-
Arbeiter und -Bauern nur auf der Basis dieses Slogans zu gewin-
nen seien. Am Anfang wurde er für die Neger im ganzen Land 
vorgebracht, jetzt aber nur noch für die in den Südstaaten. Wir 
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meinen, daß wir die Neger-Arbeiter nur auf einer Klassenbasis 
gewinnen können, wobei wir auch die Rassenslogans für die 
notwendigen Zwischenetappen der Entwicklung vorbringen. 
Wir glauben, daß so auch die armen Neger-Farmer am besten als 
direkte Verbündete gewonnen werden können.
Trotzki: Die Ansicht der amerikanischen Genossen scheint mir 
nicht völlig überzeugend zu sein. Das Selbstbestimmungsrecht 
ist eine demokratische Forderung. Unsere amerikanischen 
Genossen stellen die liberale Forderung dieser demokratischen 
Forderung gegenüber. Diese liberale Forderung ist darüber 
hinaus kompliziert. Ich verstehe, was politische Gleichheit be-
deutet. Aber was bedeutet ökonomische und soziale Gleichheit 
innerhalb der kapitalistischen Gesellschaft? Bedeutet das eine 
Forderung an die öffentliche Meinung, daß alle den gleichen 
Schutz des Gesetzes genießen sollen? Aber das ist politische Gle-
ichheit. Der Slogan „politische, ökonomische und soziale Gleich-
heit“ klingt unbestimmt und ist somit falsch.
Die Neger sind eine Rasse und keine Nation. Nationen erwa-
chsen unter bestimmten Bedingungen aus rassischem Material. 
Die Neger in Afrika sind noch keine Nation, aber sie befinden 
sich auf dem Weg, eine zu schaffen. Die amerikanischen Neger 
haben ein höheres kulturelles Niveau. Da sie aber dem Druck 
der Amerikaner unterworfen sind, interessieren sie sich für die 
Entwicklung der Neger in Afrika. Der amerikanische Neger wird 
Führer für Afrika entwickeln, das kann man mit Sicherheit sa-
gen, und das wird wiederum die Entwicklung des politischen 
Bewußtseins in Amerika beeinflussen.
Wir verpflichten natürlich die Neger nicht, eine Nation zu 
werden; ob sie eine sind, ist eine Frage ihres Bewußtseins, das 
heißt, was sie möchten und wofür sie kämpfen. Wir sagen: Wenn 
die Neger das wollen, dann müssen wir bis zum letzten Blut-
stropfen gegen den Imperialismus kämpfen, damit sie ihr Recht 
erhalten, wo auch immer und wie auch immer sie wollen, ein 
Stück Land für sich abzutrennen. Die Tatsache, daß sie heute 
in keinem Staat eine Mehrheit stellen, ist nicht von Bedeutung. 
Es ist nicht eine Frage der staatlichen Autoritäten, sondern eine 
der Neger. Daß es in Gebieten, die überwiegend von Negern be-
wohnt werden, Weiße gibt und weiter geben wird, steht nicht in 
Frage, und wir brauchen uns nicht die Köpfe über die Möglich-
keit zu zerbrechen, daß irgendwann die Weißen von den Negern 
unterdrückt werden könnten. Auf jeden Fall treibt ihre Unter-
drückung die Neger dazu, eine politische und nationale Einheit 
zu suchen.
Daß der Slogan der „Selbstbestimmung“ das Kleinbürgertum 
eher als die Arbeiter für sich gewinnen wird, dieses Argument 
gilt auch für den Slogan der Gleichheit. Es ist klar, daß jene 
Neger-Elemente, die eine größere öffentliche Rolle spielen (Ge-
schäftsleute, Intellektuelle, Anwälte etc.) aktiver sind und aktiv-
er auf Ungleichheit reagieren. Man kann sagen, daß die liberale 
Forderung ebenso wie die demokratische zunächst vorallem das 
Kleinbürgertum anziehen wird und erst später die Arbeiter.
Wenn die Situation so wäre, daß in Amerika gemeinsame Ak-
tionen von weißen und schwarzen Arbeitern stattfänden, daß die 
Klassenverbrüderung also schon ein Fakt wäre, dann hätten die 
Argumente unserer Genossen vielleicht eine Basis (ich will nicht 
sagen, daß sie dann richtig wären), dann würden wir vielleicht 
die schwarzen Arbeiter von den weißen spalten, wenn wir anfin-
gen den Slogan der „Selbstbestimmung“ zu propagieren.
Aber heute sind die weißen Arbeiter in Beziehung zu den Neg-
ern die Unterdrücker, die Lumpen, die die schwarzen und gel-
ben Arbeiter verfolgen, auf sie herabsehen und sie lynchen. 
Wenn die Neger-Arbeiter sich mit ihren eigenen Kleinbourgeois 
vereinigen, dann deshalb, weil sie noch nicht weit genug sind, 
um ihre elementaren Rechte zu verteidigen. Für die Arbeiter in 
den Südstaaten würde die liberale Forderung gleicher Rechte 
zweifellos Fortschritt bedeuten, aber die Forderung nach Selbst-
bestimmung wäre ein noch größerer Fortschritt. Mit dem Slogan 
„gleiche Rechte“ jedoch können sie leichter in die Irre geführt 
werden („dem Gesetz nach habt ihr diese Gleichheit“).
Wenn wir so weit sind, daß die Neger sagen „wir wollen Autono-
mie“, dann nehmen sie eine dem amerikanischen Imperialismus 
feindliche Position ein. In diesem Stadium werden die Arbeiter 

schon sehr viel entschlossener sein als das Kleinbürgertum. Die 
Arbeiter werden dann sehen, daß das Kleinbürgertum unfähig 
ist zu kämpfen und es zu nichts bringt, aber sie werden auch 
gleichzeitig erkennen, daß die weißen kommunistischen Arbe-
iter für ihre Forderungen kämpfen, und das wird sie, die Neger-
Arbeiter, zum Kommunismus bringen.
Weisbord hat in gewissem Sinn recht, wenn er sagt, daß die Selb-
stbestimmung der Neger zur Frage der permanenten Revolution 
in Amerika gehört. Die Neger werden durch ihr Erwachen, durch 
ihre Forderung nach Autonomie und durch die demokratische 
Mobilisierung ihrer Kräfte in Richtung auf eine Klassenbasis 
geschoben. Das Kleinbürgertum wird die Forderung nach gle-
ichen Rechten und Selbstbestimmung aufnehmen, wird aber im 
Kampf absolut versagen; der Neger-Proletarier wird über die 
Kleinbourgeoisie hinwegmarschieren in Richtung auf die prole-
tarische Revolution. Das ist für sie vielleicht der wichtigste Weg. 
Ich kann deshalb keinen Grund erkennen, warum wir nicht die 
Forderung nach der Selbstbestimmung erheben sollten.
Ich bin nicht sicher, ob die Neger im Süden nicht doch ihre 
eigene Negersprache sprechen. Heute, wo sie fürchten, gelyncht 
zu werden, nur weil sie Neger sind, haben sie natürlich Angst, 
ihre Negersprache zu sprechen; aber wenn sie erst mal frei sind, 
wird ihre Negersprache wieder zu Leben erwachen. Ich würde 
den amerikanischen Genossen empfehlen, diese Frage sehr sorg-
fältig zu studieren, auch die der Sprache in den Südstaaten. Aus 
all diesen Gründen würde ich in dieser Frage eher zum Stand-
punkt der (Kommunistischen) Partei neigen, natürlich unter 
Beachtung dessen, daß ich diese Frage nie studiert habe und daß 
ich hier von allgemeinen Erwägungen ausgegangen bin. Ich fuße 
hier nur auf den Argumenten der amerikanischen Genossen. Ich 
finde sie unzureichend und betrachte sie in gewisser Hinsicht als 
Konzessionen gegenüber dem amerikanischen Chauvinismus, 
und das scheint mir eine gefährliche Angelegenheit zu sein.
Was können wir bei dieser Frage verlieren, wenn wir mit unseren 
Forderungen weiter gehen als die Neger selber es heute tun? Wir 
zwingen sie nicht, sich staatlich zu trennen, aber sie haben das 
volle Recht dazu, und wir werden sie mit allen uns zur Verfü-
gung stehenden Mitteln bei der Gewinnung dieses Rechts un-
terstützen und verteidigen, genauso wie wir alle unterdrückten 
Völker verteidigen.
swabeck: Ich gebe zu, daß Sie schwerwiegende Argumente 
vorgebracht haben, aber ich bin noch nicht völlig überzeugt. Die 
Existenz einer besonderen Neger-Sprache in den Südstaaten ist 
möglich, aber im allgemeinen sprechen alle Neger Englisch. Sie 
sind vollständig assimiliert. Ihre Religion ist das amerikanische 
Baptistentum und die Sprache in ihren Kirchen ist ebenfalls Eng-
lisch.
Wirtschaftliche Gleichheit verstehen wir keineswegs im Sinne re-
chtlicher Gleichheit. Im Norden (wie natürlich auch in den Süd-
staaten) sind die Löhne für die Neger stets niedriger als für die 
weißen Arbeiter, und ihr Arbeitstag ist meistens länger; das wird 
sozusagen als natürlich akzeptiert. Darüberhinaus bekommen 
die Neger die unangenehmsten Arbeiten. Wegen dieser Bedin-
gungen ist es, daß wir ökonomische Gleichheit für die Neger-
Arbeiter verlangen.
Wir bestreiten den Negern nicht ihr Recht auf Selbstbestimmung. 
Das ist nicht der Punkt unserer Meinungsverschiedenheit mit 
den Stalinisten. Aber wir bestreiten, daß es richtig ist, den Slo-
gan der Selbstbestimmung zu propagieren, um die Massen der 
Neger zu gewinnen. Die Neger-Bevölkerung wird zuerst einmal 
in Richtung Gleichheit im sozialen, politischen und wirtschaftli-
chen Sinn getrieben. Gegenwärtig stellt die Partei den Slogan der 
Selbstbestimmung nur für die Südstaaten auf. Man kann natür-
lich kaum erwarten, daß die Neger aus den Industrien im Norden 
den Wunsch haben sollten, in den Süden zurückzukehren, und 
es gibt auch wirklich keinerlei Hinweise auf solch ein Verlangen. 
Im Gegenteil. Ihr nicht ausgesprochener Wunsch ist auf der Basis 
der Bedingungen, unter denen sie leben, der nach gesellschaftli-
cher, politischer und wirtschaftlicher Gleichheit. Das gilt auch 
für den Süden. Aus eben diesem Grund glauben wir, daß das der 
wichtige Rassen-Slogan ist. Wir betrachten die Neger nicht als 
im gleichen Sinn wie die unterdrückten Kolonialvölker national 
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unterdrückt. Wir sind der Meinung, daß der Slogan der Stalin-
isten dazu tendiert, die Neger von der Klassenbasis fort mehr 
zur Rassenbasis zu führen. Das ist der Hauptgrund, weshalb wir 
dagegen sind. Wir glauben, daß der Rassen-Slogan wie er von 
uns vorgeschlagen wird direkt zur Klassenbasis führt.
frank: Gibt es in Amerika besondere Neger-Bewegungen?
swabeck: Ja, mehrere. Zunächst hatten wir die Bewegung von 
Garvey, deren Ziel die Auswanderung nach Afrika war. Sie 
hatte eine große Gefolgschaft, zerplatzte aber schließlich als ein 
Schwindel. Heute ist davon nicht mehr viel übriggeblieben. Ihr 
Slogan war die Schaffung einer Neger-Republik in Afrika. An-
dere Neger-Bewegungen beruhen hauptsächlich auf Forderun-
gen nach gesellschaftlicher und politischer Gleichheit, wie z.B. 
die „League (National Association) for the Advancement of Col-
ored People“ Das ist eine große rassische Bewegung.
Trotzki: Ich glaube auch, daß die Forderung nach gleichen Re-
chten bleiben soll, und ich spreche nicht gegen diese Forderung. 
Sie ist in dem Maße fortschrittlich, wie sie nicht realisiert worden 
ist. Genosse Swabeck‘s Erklärung betreffs der Frage der ökono-
mischen Gleichheit ist sehr wichtig. Aber das alleine entscheidet 
noch nicht die Frage des Schicksals der Neger als solche, die Frage 
nach der Nation usw. Den Argumenten der amerikanischen 
Genossen zufolge könnte man z.B. sagen, daß Belgien auch keine 
Rechte als Nation hat. Die Belgier sind Katholiken und ein großer 
Teil von ihnen spricht Französisch. Was wäre, wenn Frankreich 
sie mit so einem Argument annektieren wollte? Auch das Sch-
weizer Volk fühlt sich durch seine historischen Verbindungen als 
eine Nation, trotz verschiedener Sprachen und Religionen. Ein 
abstraktes Kriterium ist in dieser Frage nicht ausschlaggebend; 
sehr viel ausschlaggebender ist das historische Bewußtsein einer 
Gruppe, ihre Gefühle, ihre Impulse. Aber auch das wird nicht 
vom Zufall bestimmt, sondern eher durch die Situation und alle 
dazugehörigen Umstände. Die Frage der Religion hat absolut 
nichts mit dieser Frage der Nationalität zu tun. Der Baptismus 
des Negers ist was völlig anderes als der Baptismus Rockefellers. 
Das sind zwei verschiedene Religionen.
Das politische Argument, das die Forderung der Selbstbestim-
mung zurückweist, ist Doktrinarismus. Das ist es, was wir in 
Rußland immer bezüglich der Selbstbestimmungs- Frage gehört 
haben. Die russische Erfahrung hat uns gezeigt, daß Gruppen, 
die als Bauern leben, ihre Besonderheiten bewahren - ihre Sitten, 
ihre Sprache usw. - und, daß sich diese Charakteristika weiter-
entwickeln, wenn ihnen die Gelegenheit gegeben wird.
Die Neger sind noch nicht erweckt worden, und sie sind noch 
nicht mit den weißen Arbeitern vereint worden. 99,9 % der amer-
ikanischen Arbeiter sind Chauvinisten; in Bezug auf die Neger 
sind sie ebenso Henker wie auch in Bezug auf die Chinesen usw. 
Es ist notwendig, ihnen verständlich zu machen, daß der ameri-
kanische Staat nicht ihr Staat ist und daß sie nicht die Wächter 
dieses Staates sein brauchen. Die amerikanischen Arbeiter, die 
sagen: „Die Neger sollten sich trennen, wenn sie es möchten, und 
wir werden sie dann gegen unsere amerikanische Polizei vertei-
digen“ - das sind die Revolutionäre, in sie habe ich Vertrauen.
Das Argument, daß der Slogan der Selbstbestimmung vom Klas-
senstandpunkt wegführe, ist eine Anpassung an die Ideologie 
der weißen Arbeiter. Der Neger kann zu einem Klassenstand-
punkt nur gebracht werden, wenn der weiße Arbeiter erzogen 
ist. Im Ganzen ist die Frage der kolonialen Völker in erster Linie 
eine Frage der Erziehung des Metropolen-Arbeiters.
Der amerikanische Arbeiter ist unbeschreibbar reaktionär. Das 
kann man jetzt an der Tatsache sehen, daß er noch nicht einmal 
für den Gedanken der Sozialversicherung gewonnen worden ist. 
Deswegen sind die amerikanischen Kommunisten gezwungen, 
Reformprogramme vorzustellen.
Wenn die Neger im Augenblick keine Selbstbestimmung fordern, 
dann aus dem gleichen Grund, aus dem auch die weißen Arbeit-
er noch nicht den Slogan der Diktatur des Proletariats aufstellen. 
Die Neger haben es noch nicht in ihre Köpfe gekriegt, daß sie es 
wagen sollten, einen Teil der großen und mächtigen Staaten für 
sich selbst herauszubrechen. Aber der weiße Arbeiter muß dem 
Neger auf halbem Weg entgegenkommen Staat zum Kommunis-
mus gekommen.

Ich glaube, daß wegen der noch nicht gesehenen politischen 
und theoretischen Rückständigkeit und der ebenfalls einmali-
gen ökonomischen Fortschrittlichkeit in Amerika das Erwachen 
der Arbeiterklasse ganz schnell von Statten gehen wird. Der alte 
ideologische Schleier wird zerreißen, alle Fragen werden auf 
einmal hochkommen, und da das Land wirtschaftlich so reif ist, 
wird die Anpassung der politischen und theoretischen Ebene an 
die wirtschaftliche sehr schnell erreicht werden. Dann wird es 
möglich sein, daß die Neger der fortgeschrittendste Teil werden. 
Wir haben mit Rußland schon ein ähnliches Beispiel. Die Rus-
sen waren die Neger Europas. Es ist durchaus möglich, daß die 
Neger über die Selbstbestimmung in einer Reihe gigantischer 
Schritte vor dem großen Block der weißen Arbeiter zur prole-
tarischen Diktatur kommen werden. Sie werden dann die Vorhut 
sein. Ich bin absolut sicher, daß sie auf jeden Fall besser kämpfen 
werden als die weißen Arbeiter. Das kann allerdings nur gesche-
hen, wenn die Kommunistische Partei einen kompromißlosen, 
gnadenlosen Kampf nicht gegen die vermeintlichen nationalen 
Vorureingenommenheiten der Neger, sondern gegen die kolos-
salen Vorurteile der weißen Arbeiter führt und ihnen gegenüber 
keinerlei Konzessionen macht.
swabeck: Ist es dann Ihre Meinung, daß der Slogan der Selbst-
bestimmung ein Mittel sein wird, die Neger gegen den ameri-
kanischen Imperialismus in Bewegung zu setzen?
Trotzki: Natürlich. Indem sie ihren eigenen Staat aus dem 
mächtigen Amerika herausbrechen und das mit der Unterstüt-
zung der weißen Arbeiter tun, wird sich das Selbstbewußtsein 
der Neger enorm entwickeln.
Die Reformisten und Revisionisten haben eine Menge dahinge-
hend geschrieben, daß der Kapitalismus in Afrika eine zivilisa-
torische Arbeit durchführe und daß, wenn die Völker Afrikas al-
leine gelassen würden, sie noch mehr von Geschäftemachern etc. 
ausgebeutet würden als jetzt, wo sie zumindest einen gewissen 
rechtlichen Schutz genießen.
In gewissem Maße kann dieses Argument richtig sein. Aber in 
diesem Fall ist es auch vorallem eine Frage der europäischen Ar-
beiter: Ohne ihre Befreiung ist wahre koloniale Befreiung nicht 
möglich. Wenn der weiße Arbeiter die Rolle des Unterdrückers 
spielt, kann er sich nicht selbst befreien und noch weniger die 
Kolonialvölker. Das Recht auf Selbstbestimmung der kolonialen 
Völker kann in bestimmten Zeiten zu verschiedenen Ergebnissen 
führen; in letzter Instanz jedoch wird es zum Kampf gegen den 
Imperialismus und zur Befreiung der Kolonialvölker führen.
Vor dem Krieg stellte die österreichische Sozialdemokratie 
(vorallem Renner) die Frage der nationalen Minderheiten auch 
abstrakt. Sie argumentierten ebenfalls, daß der Slogan der Selb-
stbestimmung nur die Arbeiter vom Klassenstandpunkt wegfüh-
ren würde und daß der Minderheitenstaat wirtschaftlich nicht 
lebensfähig sei. War diese Art, die Frage zu stellen, richtig oder 
falsch? Sie war abstrakt. Die österreichischen Sozialdemokraten 
sagten, daß die nationalen Minderheiten keine Nationen seien. 
Was sehen wir heute? Die Teile, die sich (vom alten österreich-
ungarischen Reich) abgetrennt haben, existieren - sicher schlecht, 
aber sie existieren. In Rußland haben die Bolschewiki immer für 
die Selbstbestimmung der nationalen Minderheiten gekämpft, 
einschließlich des Rechts auf völlige Trennung. Und dennoch 
sind diese Gruppen, nachdem sie die Selbstbestimmung erreicht 
hatten, bei der Sowjetunion geblieben. Wenn die österreichische 
Sozialdemokratie früher in dieser Frage eine korrekte Politik ge-
habt hätte, dann hätte sie den nationalen Minderheitsgruppen 
gesagt: „Ihr habt das volle Recht auf Selbstbestimmung; wir ha-
ben keinerlei Interesse daran, Euch in der Hand der Habsburger 
Monarchie zu lassen“ - dann wäre es möglich gewesen, nach der 
Revolution eine große Donau-Föderation zu schaffen. Die Di-
alektik der Entwicklung zeigt, daß dort, wo es einen beengen-
den Zentralismus gab, der Staat zerfiel, und daß dort, wo völlige 
Selbstbestimmung durchgeführt wurde, ein wirklicher Staat en-
tstand und vereint blieb.
Die Neger-Frage ist von enormer Bedeutung für Amerika. Die 
„League“ muß diese Frage ernsthaft diskutieren, vielleicht in 
ihrem internen Bulletin. 
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Liga socialističke revolucije (LSR, 
bivša ArbeiterInnenstandpunkt) 
je internacionalna, komunistička 
organizacija. LSR je austrijska sekcija 
Lige za 5. Internacionalu, koja takođe ima 
sekcije u Britaniji, Njemačkoj, Pakistanu, 
Švedskoj, Šri Lanki i u Češkoj Republici. 
Sa našim drugaricama i drugovima iz 
cijelog svijeta zastupamo interese radnika 
i svih potlačenih ljudi.                            
Naš cilj je da ostvarimo bezklasno društvo 
bez pljačke i ugnjetavaja.
Takvo društvo može se ostvariti samo 
internacionalno. Za to je potrebna radička 
revolucija čiji cilj bi bio stvaranje radičke 
države. U takvoj državi vlast bi imali 
radnički savjeti na kojima bi se predstavnici 
izabirali direktnim glasanjem i gdje bi isti 
mogli biti smijenjeni u svakom trenutku.
Zbog toga se borimo za socijalističku 
revoluciju u Austriji i u cijelom svijetu. 
Upravo zbog toga nas ne povezuje ništa 
sa režimima bivšeg takozvanog „realnog 
socializma“. U ovim državama gospodarila 
je birokratija i ugnjetavala proleteriat. To 
sa socializnom i komunizmom nema nikake 
veze. 
Mi podržavamo sve borbe, akcije i zahtjeve 
koji izražavaju interese svih radnika. 
Mi podržavamo svaku borbu, koliko god 
ona bila mala, da bi sada i ovde popravili 
životne uslove radnika. 
Organizacije koje nisu u stanju da predvode 
borbu za veći lični dohodak, protiv odkaza, 
za demokratska prava ili protiv rata, 
nemogu uspješno predvoditi revoluciju. 
Mi radimo u sindikatima i zastupamo 
klasnu borbu, socijalizam i radničku 
demokratiju. 
Danas u sindikatima vlada birokratija. Ova 
birokratija je sloj u društvu, koji se sve više 
odvaja od interesa i životnih uslova običnih 
članova sindikata i ona povezuje sindikat sa 
socialdemokratijom i sa državom, umjesto 
da zastupa konsekventnu klasnu borbu 
protiv kapitalizma.
Mi podržavamo oslobodilačke pokrete 
protiv nacionalnog ugnjetavanja i onda kad 
na njihovom čelu ne stoji revolucionarno 
vodstvo.
Suprotnosti u klasnim interesima su tako 
velike da nije moguće ostvariti dugoročna 
poboljšanja u kapitalističkom sistemu.
U razliku od SPÖ, KPÖ, rukovodstva 
sindikata ili ASF, mi odbijamo ograničiti 
borbu samo na poboljšanja, reforme ili 
pokušaje ograničenja rezova na „društveno 
prihvatljive” .
Zašto? Jer naš cilj nije reforma postojećeg 
društvenog sistema, nego njegovo rušenje. 
Onaj ko hoće samo da reformira kapitalizam, 
neminovno se potčinjava ovom sistemu.
Nezaposlenost, rat, glad, iskorištavanje, 
ugnjetavanje – sve to nisu jednostavno 
samo „loše“ i „nesocijalne“ strane 
kapitalizma.
Kapitalizam je nemoguć bez ovih strahota. 
Upravo zato je kapitalizam toliki problem 
i baš zato ga želimo odstraniti. Zbog toga 
se i uključujemo u sve borbe, koje nas 
približavaju rušenju tog sistema.
Naš cilj je svakodnevnu borbu povezati sa 
socijalstičkom borbom, da bi izgradili most 
za oslobođenje radničke klase.
Upravo u tom smislu želimo stvoriti novu 
revolucionarnu radničku partiju kao dio 5. 
Internacionalne.

LSR - Sozialist Devrimci Birliği enternasyo-
nalist ve devrimci-komünist bir kurulustur. 
Dünyanin dört bir yanindaki yoldaslarimi-
zla birlikte isçilerin ve sömürülen insanlarin 
çikarlari için mücadele ediyoruz. Amacimiz 
sömürünün ve baskinin ortadan kalkmis ol-
dugu sinifsiz bir toplum yaratmak.  
Böyle bir toplumu yalnizca enternasyonal-
ist bir çerçevede kurabiliriz. Bunun için so-
syalist bir isçi devrimi sart. Ayni zamanda 
isçi sinifinin konseyler vasitasiyla hüküm 
sürdügü devletler kurulmali. Bu devletlerde 
hükümetler ve diger bütün kurumlar taban 
tarafindan seçilmeli ve her an oylama ile 
azletilebilmeli  Biz bu yüzden dünyada ve 
avusturyada gerçeklesmesi gereken sosyalist 
bir Devrime inaniyoruz ve onun için mü-
cadele ediyoruz. 
Ve bu yüzden bizim “var olan sosyalist” re-
jimlerle hiç bir ortak yanimiz veya baglan-
timiz yok. Bu devletlerde halk bir bürokrasi 
tarafindan ezildi ve sömürüldü. Sosyalizm ve 
Komünizm ile uzaktan yakindan alakasi yok-
tur böyle rejimlerin.  
Biz isçilerin çikarlari dogrultusunda olan her 
mücadeleyi, her kavgayi ve her talebi destekli-
yoruz. Mevcut yasam kosullarini degistirmek 
ve düzeltebilmek için yürütülen her kavgayi, 
ne kadar küçük olursa olsun, destekliyoruz. 
Daha yüksek ücretler için, isten çikarilmalara 
karsi, demokratik haklar için veya savas karsi-
ti mücadeleler sergilemekten aciz olan örgüt-
lerin devrim yapmalarida olanaksizdir. Biz 
çalistigimiz sendikalarda sinif mücadelesi, 
sosyalizm ve isçi-demokrasisi icin mücadele 
ediyoruz. Ama sendikalar bürokrasi tarafin-
dan yönetiliyor. Bu bürokrasi, kendi çikarlari 
için üyelerinin taleplerini ve çikarlarini hiç’e 
sayan, kapitalistlere karsi tutarli bir sinifsal 
mücadele yürütecegi yerde sendikalari sosy-
al-demokrasiye ve devlete baglayan ve onlara 
muhtaç eden bir siniftir. 
Biz milli baskilara karsi olan her kavgayi, ona 
karsi gösterilen her direnisi destekliyoruz. 
Bu direnislerin baslarinda devrimci liderler 
olmasa bile. 
Biz SPÖ`nün, KPÖ’nün veya sendikalari 
yönetenlerin aksine kavgamizi sadece iyile-
stirmelerle veya reformlarla sinirlandir-
mak istemiyoruz. Nedenmi? çünkü bizim 
amacimiz mevcut olan kapitalist sistemi 
reformlarla düzeltmek degil, bilakis mevcut 
sistemi yikmak. Kim kendini kapitalizmi ye-
nilendirme ve onu düzeltme hayallerine kap-
tirirsa, o ister istemez bu sistemin bir kölesi 
durumuna gelecektir. 
Issizlik, Savas, Açlik, Sömürü ve Zulüm - 
bunlar sadece kapitalizmin “kötü” veya “so-
syal olmayan” yanlari degildir kesinlikle. Bu 
unsurlarin olmadigi bir  kapitalizm hayal bile 
edilemez, çünkü kapitalizmi besleyen kandir, 
savastir, açliktir, sömürüdür, zulümdür… 
Yani kapitalizmin olmazsa olmazlaridir bu 
saydiklarimiz. Bu demek oluyorki eger ortada 
bir sorun varsa, ki oldugunu hepimiz görüyo-
ruz, oda kapitalizmin ta kendisidir. Bu du-
rumda bizim yapmamiz gereken bu sömürü 
düzenini ortadan kaldirmak. Biz bu yüzden 
kapitalizmi yikma yolunda atilan her adimin 
destekçisiyiz ve bunun için yapilan her kav-
ganin içerisindeyiz. Amacimiz, “günlük kav-
galari” sozyalizm ugruna yapilan kavgalar 
ile birlestirmek ve isçi sinifinin özgürlügüne 
giden bir köprü kurmak.
Bu dogrultuda 5. Enternasyonalin bir bölü-
mü olan yeni bir devrimci Isçi-Partisi kurmak 
istiyoruz!

Die Liga der Sozialistischen Revolution (LSR, 
vormals ArbeiterInnenstandpunkt) ist eine in-
ternationalistische, kommunistische Organisa-
tion. Die LSR ist die österreichische Sektion der 
Liga für die 5.Internationale, die auch Sektionen 
in Britannien, Deutschland, Pakistan, Schweden, 
Sri Lanka und der Tschechischen Republik hat.
Wir treten zusammen mit GenossInnen auf der 
ganzen Welt für die Interessen der ArbeiterInnen 
und aller Unterdrückten ein. Unserer Ziel ist die 
Schaffung einer klassenlosen Gesellschaft ohne 
Ausbeutung und Unterdrückung.
Eine solche Gesellschaft kann nur international 
geschaffen werden. Dazu ist eine sozialistische 
ArbeiterInnenrevolution notwendig und die 
Schaffung von Staaten, wo die ArbeiterInnen-
klasse durch Räte herrscht, wo die Regierung 
und alle anderen Verwaltungen von der Basis 
direkt gewählt und jederzeit abwählbar sind. Wir 
kämpfen daher für eine sozialistische Revolution 
in Österreich und weltweit.
Uns verbindet daher auch nichts mit den Re-
gimes des “real existierenden Sozialismus”. In 
diesen Staaten beherrschte und unterdrückte eine 
Bürokratie das Proletariat. Mit Sozialismus und 
Kommunismus hatte das nichts zu tun.
Wir unterstützen alle Kämpfe, alle Aktionen, alle 
Forderungen, die die Interessen der ArbeiterIn-
nen zum Ausdruck bringen. Wir unterstützen 
jeden Kampf und sei er noch so klein, um die Leb-
ensbedingungen hier und jetzt zu verbessern.
Organisationen, die nicht in der Lage sind, den 
Kampf um höhere Löhne, gegen Entlassungen, 
für demokratischer Rechte oder gegen Krieg zu 
führen, werden auch keine Revolution durchfüh-
ren können.
Wir arbeiten in den Gewerkschaften und treten 
dort für Klassenkampf, Sozialismus und Arbe-
iterInnendemokratie ein. Die Gewerkschaften 
werden von einer Bürokratie beherrscht. Diese 
Bürokratie ist eine Schicht, die in ihren Interes-
sen und Lebensbedingungen den Mitgliedern 
immer ferner steht, die die Gewerkschaften an 
die Sozialdemokratie und den Staat bindet, statt 
konsequent den Klassenkampf gegen die Kapital-
istIinnen zu führen.
Wir unterstützen Befreiungsbewegungen gegen 
nationale Unterdrückung, auch wenn an ihrer 
Spitze nicht-revolutionäre Führungen stehen.
Die gegensätzlichen Klasseninteressen driften 
so weit auseinander, dass es nicht möglich ist, 
Verbesserungen im bestehenden System lang-
fristig durchzusetzen. Anders als SPÖ, KPÖ, 
die Führung der Gewerkschaften oder auch des 
ASF lehnen wir es daher ab, den Kampf nur auf 
Verbesserungen, Reformen oder “sozialverträgli-
che” Kürzungen zu beschränken. Warum? Weil 
unser Ziel nicht die Reform des bestehenden, 
kapitalistischen Systems ist, sondern dessen 
Sturz. Wer den Kapitalismus nur reformieren 
will, ordnet sich damit zwangsläufig diesem Sys-
tem unter.
Arbeitslosigkeit, Krieg, Hunger, Ausbeutung, 
Unterdrückung - all das sind nicht einfach die 
“schlechten”, “unsozialen” Seiten des Kapital-
ismus. Kapitalismus ist ohne sie einfach nicht 
denkbar. Er ist das Problem. Ihn wollen wir be-
seitigen.
Daher treten wir in allen Kämpfen dafür ein, 
dass sie zu einem Schritt zum Sturz des Systems 
werden. Unser Ziel ist es, die “Tageskämpfe” mit 
dem Kampf für den Sozialismus zu verbinden, 
eine Brücke vom Heute zur Befreiung der Arbeit-
erInnenklasse zu schlagen. 
In diesem Sinne wollen wir eine neue revolution-
äre ArbeiterInnenpartei als Teil einer 5. Interna-
tionale aufbauen!

 Liga der SoziaLiStiSchen revoLution
WER WIR SIND? WAS WIR WOLLEN?

Liga SociaLiStičke RevoLucije
Ko smo i šta hoćemo

SoziaLiSt DevRimci BiRLiği
BIz kImIz? AmAcImIz NE?
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